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nationale Angelegenheiten heraufbeschwören können. Dann zeigte sie aber auch, 
mit wie großem Mißtrauen die Allgemeinheit allen im Geheimen geführten und 
abgeschlossenen Verhandlungen gegenübersteht. Soviel ich weiß, entsprang die 
Konferenz im wesentlichen dem Wunsch, die Riegel des Abrüstungsprogramms zu 
sprengen. Unter anderen Umständen hätte man ihr wenig Bedeutung beigelegt; 
so aber, bei dem geheimen Abschluß konnte man alles mögliche vermuten, ahnen 
und unterschieben — ein englisch-französisches Kriegsbündnis, eine gemeinsame 
Aktion Englands und Frankreichs gegen die wachsende Seemacht der Vereinigten 
Staaten oder das Zusammenarbeiten der französischen Landheere mit der eng- 
lischen Kriegsflotte zu irgendwelchen, nicht gerade friedfertigen Zwecken. Überali 
wurde durch die geheimnisvolle Verschleierung des Abkommens Argwohn erregt; 
es wird viel Mühe und Zeit kosten, das Mißtrauen der Öffentlichkeit wieder zu 
zerstreuen. Nichts hat in den vergangenen Jahren in Amerika einen schlechteren 
Eindruck hinterlassen als dieser Zwischenfall. Nach den bitteren Erfahrungen der 
letzten dreißig Jahre sind die Völker im Recht, wenn sie hinter allen lichtscheuen 
internationalen Vereinbarungen friedensstörende, unruhestiftende Absichten sehen. 

Erfreulicherweise bewährt sich hier das gesunde Gefühl der Massen. Die ver- 
altete Ansicht, die Beziehungen zweier Regierungen müßten vor den Völkern 
_ ihrer Länder geheimgehalten werden, ist das gefährlichste Überbleibsel der ab- 
solutistischen Regierungsformen des Mittelalters und muß von der öffentlichen 
Meinung scharf und erbarmungslos bekämpft werden. Mit der Geheimdiplomatie 
ist den Politikern aller Völker ein Mittel in die Hand gegeben, freundschaftliche 
Beziehungen zu zerreißen, alle Abrüstungsbestrebungen zu vereiteln, riesige 
Flottenbauprogramme in die Welt zu setzen und die Entwicklung zum Welt- 
frieden zu hemmen. Dabei kommt es nicht darauf an, in welchem Maße legal 
und wie aufrichtig die Absichten sein mögen — die Methode ist überall zu ver- 
dammen. 

Ich darf sagen, daß nichts der Völkerverständigung, dem internationalen Ver- 
trauen und der gegenseitigen Achtung der Nationen förderlicher sein würde als 
der vollständige Verzicht auf jede Geheimdiplomatie. Die im geheimen verhan- 
delten Dinge mögen geringfügig und ohne Bedeutung sein; dennoch kann die 
Welt mit Recht sagen, daß Bagatellangelegenheiten nicht so verheimlicht zu wer- 
den brauchten und daß deshalb mehr hinter den Verhandlungen stecken müsse, 

Nur ein Grundsatz bietet eine Gewähr gegen die angedeuteten Gefahren: Das 
Volk hat ein Recht darauf und sollte auf diesem Recht bestehen, von Anfang an 
über alles unterrichtet zu werden, was die Regierung und damit auch die ganze 
Nation bindet und was sie vielleicht mit Gut und Blut verteidigen soll. „Heikle 
Angelegenheiten“, von denen uns bei jedem Angriff auf die Geheimdiplomatie 
viel erzählt wird, sind im allgemeinen Angelegenheiten, deren Kern der scharfen 
Prüfung der Öffentlichkeit nicht standhalten würde. Kein Volk braucht sich von 
seiner Regierung große, drückende Verbindlichkeiten auferlegen zu lassen, ohne im 
voraus über die Art ihrer Entstehung und ihren Umfang unterrichet worden zu sein. 
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NET ERRERE 


TROCQUER: VEREINIGTE STAATEN VON EUROPA? Bi 


YVES LE TROCQUER: 


Vereinigte Staaten von Europa? 


Briands kühner Schachzug, die „Vereinigten Staaten von Europa“ anzukün- 
digen, hat nicht nur in Europa, sondern vor allem in Frankreich verblüfft. Die 
nachfolgenden Ausführungen des früheren französischen Aybeitlsministers zeigen 
in ihrer vorsichtigen Interpretation und Einschränkung, wie Briands Landsleute 
das Problem zunächst ansehen. Der Herausgeber 

Viele denkende Köpfe haben sich für die Schaffung der Vereinigten Staaten von 
Europa eingesetzt und erblicken nur in diesem Schritt eine endgültige Sicherung 
des Friedens. Ich sehe sehr wohl ein, welche Erfolge die letzte Durchführung 
dieses Gedankens für die ganze Welt haben würde; jedoch halte ich die Verwirk- 
lichung des Planes für unmöglich, solange die europäische Wirtschaft noch in 
den Fesseln der Zölle und Einfuhrbeschränkungen liegt. 

Es ist nicht zu leugnen, daß der vor zehn Jahren in Versailles unter- 
zeichnete Friedensvertrag vom Standpunkt der Wirtschaft aus ge- 
sehen ungünstig war; die neue Gebietsverteilung nach Woodrow Wilson fügte 
den bestehenden Grenzen noch neue hinzu. Die Karte von Europa zeigt, daß ı914 
nur 26 verschiedene Zollgebiete und ı3 Währungen bestanden, während die Frie- 
densverträge Europa in nicht weniger als 35 Zollgebiete mit 27 Währungen auf- 
teilten. Die europäischen Zollgrenzen haben sich seit 1918 um über 6000 km ver- 
längert, trotzdem der Krieg und die Nachkriegsjahre unwiderleglich dargetan 


- hatten, wie sehr die Industrie von Konzentration und wirtschaftlicher Verflechtung 


abhing. Deutschland hatte das zweifellos kurz vor der Mobilisation bereits gelernt, 
die allgemeine Verbreitung dieses Gedankens wäre wahrscheinlich auch ohne den 
Weltkrieg ungestört vor sich gegangen; die Entwicklung wurde durch die da- 
zwischentretenden Ereignisse beschleunigt, da die wachsende Überlegenheit Ameri- 
kas die europäische Wirtschaftskonzentration dringend notwendig macht. Wir 
dürfen unsere Augen nicht der Tatsache verschließen, daß die überrragende Wirt- 
schaftskraft der Vereinigten Staaten nur durch das völlige Fehlen innerer Zoll- 
schranken möglich war, daß wir also nur mit ähnlichen Methoden der ameri- 
kanischen Konkurrenz entgegentreten können. 

Zum Beweise für die Richtigkeit dieser Feststellung mögen hier einige Zahlen 
angeführt werden. Die Gesamtproduktion der Welt erreicht der Menge nach 1 17°), 
der Produktion von ı913, die Produktion Nordamerikas ist um 26°/, höher als 
in der Vorkriegszeit, aber die europäische Produktion beträgt nur 1050/, gegen- 
über der von 1913. Amerikas Außenhandel ist gegenüber 1913 auf 137,60), ge- 
stiegen, während die europäische Einfuhr auf 93, die Ausfuhr auf 84%, ge- 
fallen ist. 

In dieser Lage dürfen wir uns trotz unserer alten Vorliebe für nationale Selbst- 
genügsamkeit und wirtschaftliche Unabhängigkeit nicht länger davor scheuen, 
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unsere Methoden ganz und gar umzustellen und ständig auf die Wirtschaftskonzen- 
tration hinzuarbeiten, die allein uns Amerika gegenüber wettbewerbsfähig machen 
kann. Mein Kollege Spinasse erklärte vor kurzem in der französischen Kammer: 
Europa wird nie seine Unabhängigkeit zurückgewinnen können, wir werden nie 
von der langsamen, kostspieligen Produktion loskommen, wir werden nie höhere 
Löhne zahlen können, solange die wirtschaftliche Einheit Europas noch nicht her- 
gestellt ist; solange der Rhein noch von hundert Festungen umsäumt 
ist, wie er es im Mittelalter war, (auf deutscher Seite sind die Festungen ge- 
schleift! D. H.) solange die Weichsel Europa in zwei feindliche Lager teilt. 

Solche Reden wären noch vor wenigen Jahren unmöglich gewesen; sie sind 
heute möglich geworden, weil sich das Streben nach gegenseitiger wirtschaftlicher 
und politischer Durchdringung bei allen Nationen bemerkbar macht. Deshalb 
haben auch viele Regierungen als berufene Verkünder der Meinung ihres Volkes 
die fast vollständige Beseitigung der Zollschranken mehr und mehr befürwortet; 
sie sind auch für eine allmähliche Niederlegung der Schranken innerhalb der 
menschlichen Gesellschaft eingetreten, um so die Grundlagen zum Wiederaufbau 
Europas zu schaffen. Nur weil der Freihandel im modernen Leben ständig an 
Boden gewinnt, konnte die Weltwirtschaftskonferenz in Genf sich so starker Unter- 
stützung erfreuen, konnte Europa auf weitere Handelsbeschränkungen verzichten. 

Wir dürfen nicht übersehen, daß unser Ideal sich nur allmählich verwirklichen 
läßt. Trotz meines aufrichtigen Wunsches, die rettende Europäische Zollunion 
herbeizuführen, verschließe ich mich durchaus nicht der Tatsache, daß eine über- 
stürzte Beseitigung aller Zölle zu schweren Krisen führen würde. Europa blutet 
aus vielen und schweren Wunden; Radikalkuren würden die Gefahr eines völligen 
Zusammenbruchs mit sich bringen. Wir müssen deshalb umsichtig und unter Be- 
rücksichtigung der Interessen jedes einzelnen Landes vorgehen. 

Jedenfalls werden alle Staaten sich aus Sorge um ihre Zukunft bemühen, wirt- 
schaftlich unabhängig zu bleiben, unabhängig wenigstens von der Einfuhr der 
für Bevölkerung und Industrie unentbehrlichen Waren. Der Krieg hat uns gigan- 
tische Lehren erteilt. Solange ein Staat sich noch gezwungen fühlt, Festungen zu 
bauen, Flotten und Heere zu seiner Verteidigung zu unterhalten, darf man keinem 
Land logischerweise zumuten, sich wirtschaftlich von Nachbarländern abhängig 
zu machen, mit denen es sich morgen im Krieg befinden kann. 

Rom wurde nicht an einem Tage erbaut; und die Geschichte zeigt uns, wie 
langsam sich Zollunionen selbst in weit kleineren Gebieten als dem europäischen 
Festland organisierten. Zum Beispiel begann Preußen im Jahre ı819 mit der 
Gründung eines Zollvereins; 1828 folgten Bayern und Württemberg mit dem süd- 
deutschen Zollverein; 1833 schlossen sich beide Vereine zusammen, aber erst 1888 
gewann Deutschland durch den Beitritt von Hamburg und Bremen seine innere 
Zolleinheit. 

Die von uns erstrebte Wirtschaftsrevolution wird sich zweifellos vorteilhaft aus- 
wirken. Wir leben im Zeitalter der Wirtschaftskonzentration, die wiederum die 
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wirtschaftliche Differenzierung ermöglicht und begünstigt, die Herstellung besserer 
und billiger Waren gestattet und durch Preissenkungen weite Absatzmärkte er- 
schließt. Warum also muß der Zoll überall erhöht, die intensive Produktion ge- 
" hemmt werden? Mehr und mehr nähern wir uns der Zeit internationaler Ab- 
machungen aller Produzenten ähnlich dem deutsch-französischen Kalisyndikat, 
‘ der Rohstahlgemeinschaft, dem Internationalen Schienen-Kartell, deren Ziel die 
Rationalisierung der Produktion und die Preisregulierung ist. 

Und damit kommen wir auf den Weg, den wir als gute Europäer gehen müssen: 
Industrie- und Handelsbündnisse, Durchführung der Vorschläge zur allmählichen 
Beseitigung aller Zollschranken, Vermittlung zwischen Produzenten und Konsu- 
menten! 


624 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT8 


ErIıCH ÖBST: 
Berichterstattung aus Europa und Afjrıka 


ZEHN JAHRE VERSAILLES 


Die diesmalige Berichterstattung, die infolge besonderer Umstände leider ver- 
spätet erscheint, soll ausschließlich dem 28. Juni, dem Tage des Diktates von 
Versailles, gewidmet sein. Wir setzen an die Spitze unserer Ausführungen den 
Wortlaut der Kundgebung der Reichsregierung, damit dieses wichtige Dokument 
amtlicher deutscher Politik auch in den Blättern unserer Zeitschrift den kommen- 
den Geschlechtern überliefert wird. 


An das deutsche Volk! 


Der heutige Tag ist ein Tag der Trauer. Zehn Jahre sind verflossen, 
seit in Versailles deutsche Friedensunterhändler gezwungen waren, 
ihre Unterschrift unter eine Urkunde zu setzen, die für alle Freunde 
des Rechts und eines wahren Friedens eine bittere Enttäuschung be- 
deutete. Zehn Jahre lastet der Vertrag auf allen Schichten des deutschen 
Volkes, auf Geistesleben und Wirtschaft, auf dem Werk des Arbeiters 
und des Bauern. Es hat zäher und angestrengter Arbeit und einmütigen 
Zusammenstehens aller Teile des deutschen Volkes bedurft, um wenig- 
stens die schwersten Auswirkungen des Versailler Vertrages abzuwen- 
den, die unser Vaterland in seinem Dasein bedrohten und das wirtschaft- 
liche Gedeihen ganz Europas in Frage stellten. 

Deutschland hat den Vertrag unterzeichnet, ohne damit anzuerkennen, 
daß das deutsche Volk der Urheber des Krieges sei. Dieser Vorwurf 
laßt unser Volk nicht zur Ruhe kommen und stört das Vertrauen unter 
den Nationen. Wir wissen uns eins mit allen Deutschen in der Zurück- 
weisung der Behauptung der alleinigen Schuld Deutschlands am Kriege 
und in der festen Zuversicht, daß dem Gedanken eines wahren Friedens, 
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der nicht auf Diktaten, sondern nur auf der übereinstimmenden und 


_ ehrlichen Überzeugung freier und gleichberechtigter Völker beruhen 


kann, die Zukunft gehört. 


- Berlin, den 28. Juni 1929. 


DER REICHSPRÄSIDENT 
gez. von Hindenburg. 


DIE REICHSREGIERUNG 


gez. Müller, gez. Stresemann, gez. Groener, gez. Curtius, gez. Dr.Wirth, 
gez. Dr. Schätzel, gez. Wissell, gez. Dr. Hilferding, gez. Severing, 
gez. Dietrich, gez. v. Guerard, gez. Dr. h. c. Stegerwald. 


Mit Recht betont die Reichsregierung, daß der 28. Juni ıgıg nicht nur einen 
der dunkelsten Tage in der neueren deutschen Geschichte bedeutet, sondern weit 
darüber hinaus für das gesamte Abendland, ja für die Neugestaltung der ganzen 
Welt von grundlegender Bedeutung ist. 

Die Spanne von ıo Jahren reicht gewiß noch nicht aus, um ein endgültiges 
Fazit zu ziehen; aber es wird doch nützlich sein, diesen Tag zu einem möglichst 


‚ leidenschaftslosen Rückblick zu benutzen. 


Im Frühsommer ı9ıg kannte der Vernichtungswille der Alliierten kaum eine 
Grenze. Die Staaten des im Völkerringen unterlegenen Vierbundes sollten ausgetilgt 
werden, die politische Karte des Abendlandes an ihrer Stelle ein Gemenge hilf- 
loser und abhängiger Kleinstaaten aufweisen. So allgewaltig schienen Siegestaumel 
und Kriegspsychose, daß die vielleicht ehrlich gemeinten Mahnworte des amerika- 
nischen Propheten Wilson ungehört verhallten und die kontinentalen „Sieger- 
mächte“ meinten, ihre Vernichtungsorgien ungehemmt sich austoben lassen zu 
können. Wer hätte in jenen Monden für möglich gehalten, daß sich am Ende 
eben doch geopolitische Grundtatsachen stärker erweisen würden als menschlicher 
Irsinn und Zerstörungswut? Das Deutsche Reich, das naturgegebene Zentrum Mittel- 
europas, widerstand den entsetzlichsten Stürmen und blieb, wenn auch an der 
Peripherie erheblich amputiert, bestehen. Auch Bulgarien, das für den Balkanraum 
eine ähnliche Rolle spielt wie Deutschland für den mitteleuropäischen, rettete sich 
aus dem Chaos von 1919. Wirklich zur Strecke gebracht wurden nur das ohnehin 
morsche Österreich-Ungarn und das ihm in mancher Beziehung wesensähnliche 
Osmanische Reich, doch selbst hier gingen die gierigen Vernichtungswünsche der 
Alliierten und ihrer Trabanten nur in sehr geringem Umfange in Erfüllung. Deutsch- 
lands Außenminister hielt längst seinen Einzug in den Völkerbundsrat, das öster- 
reichische Deutschtum drängt mit zäher Ausdauer zum Anschluß ans Reich, aus 
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dem „kranken Mann am Bosporus“ ist ein ebenso aktiver wie zukunftswichtiger 
Faktor im nahen Orient.geworden. 


Wie schnell sind im Grunde die territorial- und machtpolitischen Träume ver- | 
flogen, denen man vor zehn Jahren in Paris und London nachhing. Frankreich 
sah sich damals als unumschränkten Herren des Festlandes und mußte in der 


Folgezeit nur gar zu rasch erleben, wie bestenfalls die französisch-deutsche Rivalität 
sich in eine französisch-italienische umwandelte. Die Fülle der „Nationalstaaten“ 
von Versailles Gnaden hatte 1919 mit hohen Worten von Freiheitskampf und ähn- 


lichem gesprochen; nur wenige Jahre waren notwendig, um ihnen klar zu machen, 


daß sie Schachfiguren im Spiel der Großmächte geworden sind und nicht mehr, 
nicht nur pseudonationale, sondern auch pseudosouveräne Staaten, deren letzte 
Entscheidungen tatsächlich von dem Willen der Machthaber in Paris oder London 
oder Rom abhängen. Dem Deutschen Reiche hatte England die Flotte geraubt und 
Frankreich die Zwangsabrüstung der Landstreitkräfte auferlegt. Auch das letzthin 
unsinnig und ohne den beabsichtigten Erfolg! Denn jenseits des Atlantik entstand 
dank dem Völkerwürgen in Europa die Weltmacht, die auch Englands und Frank- 
reichs Rüstungen in einer Weise beschneidet, von der vor dem Weltkriege niemals 
die Rede sein konnte. Sie alle, die sich 1919 die machtpolitischen Sieger dünkten, 
müssen jetzt ihr Haupt beugen vor den Vereinigten Staaten; sie sind weltpolitisch 
geradeso die Besiegten, wie wir es kontinentalpolitisch sind. 

Und weiter noch geht die europäische Tragik. Während des Weltkrieges ver- 
fügten die Alliierten zweifelsohne über die bessere Regie; das Schlagwort vom 
Selbstbestimmungsrecht der Völker hat manch Urteil getrübt, manchen Staat zum 
mehr oder minder freiwilligen Anschluß an die Entente bestimmt. Jetzt wird man 
die Geister nicht mehr los, die man damals beschwor. In den meisten Staaten des 
Abendlandes, soweit sie nicht bereits völlige und den Namen wirklich verdienende 
Nationalstaaten sind, tobt der Kampf der Minderheiten gegen die ihre Macht- 
position zäh verteidigende Staatsnation. Irland ist Dominion des British Empire 
geworden, aber der Ruf nach Home rule ertönt nun auch in Schottland und Wales. 
Das zentralistisch orientierte Frankreich hat gegenüber den Autonomiewünschen 
der Elsässer, Lothringer, Bretonen einen schweren Stand. Nationalitätenkämpfe 
zermürben auf die Dauer Staaten wie die Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, 
Jugoslawien u. a. m. Allenthalben verschärft sich der Gegensatz zwischen dem 
Staat und den in ihm wohnenden Nationalitäten, und dieser Kampf wird in der 
Folgezeit nicht erlahmen, sondern erst recht zunehmen. Mit kleinlichen Mittelchen 
ist dagegen nichts auszurichten. Bejaht man den Grundsatz vom Selbstbestimmungs- 
recht der Völker ehrlich und wahrhaftig, so bejaht man damit zugleich die Not- 
wendigkeit eines völligen politischen Umbaus Europas. Der Gegensatz zwischen Staat 
und Volkstum kann im Abendland nicht beseitigt werden, solange jeder der vielen 
Gliedstaaten Europas auf seiner wirklichen oder vermeintlichen Souveränität be- 
steht. Die freie Entwicklung jedes einzelnen Volkstums ist vielmehr nur denkbar 
in einem wirtschaftlich und machtpolitisch geeinten Europa, bei dem dann als 
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j 
, Innengrenzen zur Absonderung autonomer Rulturprovinzen die jeweiligen Volks- 
 tumsgrenzen anerkannt werden können. Eine solche Neugestaltung aber bedeutet 
a für die kontinentalen „Sieger im Weltkrieg“ einen ungeheuren Verzicht-auf alles 
das, was man bis ı919 und noch länger den Massen vorgegaukelt hat. Kein 
Wunder denn, daß der Völkerbund gerade in bezug auf die Minderheitenfrage 
‚ äußerste Zurückhaltung übt und wirkliche Entscheidungen immer wieder hinaus- 
schiebt. Indessen, früher oder später wird man ja doch einmal Farbe bekennen 
müssen, denn die als Schlagwort zur Niederringung Deutschlands in die Welt 
hinausposaunte Phrase vom Selbstbestimmungsrecht der Völker hat draußen allent- 
halben ein Echo gefunden, das man auf die Dauer nicht ignorieren kann. Es gärt 
in ganz Afrika, der Schrei nach Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechtes ertönt 
aus allen Ecken und Winkeln Vorderasiens, Selbstbestimmung ist die zündende poli- 
‚ tische Parole in ganz Monsunasien. Und überall werden am Ende die europäischen 
„Sieger im Weltkrieg“ die Zeche bezahlen müssen. Zehn Jahre nach Versailles sehen 
sich die „Siegermächte“ tatsächlich vor Aufgaben gestellt, bei denen machtpolitische 
Mittel auf die Dauer nicht verschlagen. Ihnen bleibt im Zeitalter der Volkstums- 
idee nur die Wahl zwischen einem Schrecken ohne Ende oder einer mutigen Preis- 
gabe ihrer Siegerposition von 1919. Vielleicht ist Briands Paneuropa-Vorstoß bereits 
als Auftakt zu einem solchen Umschwung zu deuten. Deutschland kann jetzt ruhig 
abwarten, ohne Schadenfreude zwar, aber in dem sicheren Bewußtsein, daß die Zeit 
für uns arbeitet. Sache der „Sieger von Versailles“ wird es sein, auch ihre Tra- 
banten an der Ostfront des Deutschen Reiches davon zu überzeugen, daß ein wirk- 
licher Friede in Mitteleuropa unmöglich ist ohne den Anschluß Deutsch-Öster- 
* reichs, ohne Wiedergutmachung in Oberschlesien, dem Weichselland und im Memel- 
gebiet, ohne gerechte Behandlung (Kulturautonomie) der versprengten deutschen 
Minderheiten in ganz Osteuropa, ohne gründliche Neuordnung des Kolonial- 
problems im Sinne einer weitgehenden Berücksichtigung der Wünsche der Ein- 
geborenen. 

Auch wirtschaftspolitisch hat sich die gloire de Versailles als trügerisches Flittergold 
erwiesen. Le Boche payera tout, so rief man ı91ı9 den Massen zu. Und heute? Kein 
verständiger Staatsmann des Abendlandes zweifelt daran, daß eine solche finan- 
zielle Liquidation des Weltkrieges in das Reich der Fabel zu verweisen ist. Man 
kann auf die Dauer nicht mit der rechten Hand geben, was man mit der linken 
als Pump einnimmt. Auf das Diktat von Versailles folgte der Dawesplan, auf 
diesen als weiterer Schritt zurück zu wirtschaftlicher Vernunft der Youngplan, 
und es kann keinem Zweifel unterliegen, daß im Abstand weniger Jahre weiter- 
hin ein younger und ein youngest Plan folgen werden. Am Ende wird den kon- 
tinentalen „Siegermächten“ nichts anderes übrigbleiben, als die Lüge von der 
Alleinschuld Deutschlands am Weltkrieg in aller Form preiszugeben und dem- 
gemäß eine geldliche Abrechnung in die Wege zu leiten, bei der gleiche tragische 
Kriegsschuld zu gleichem Mittragen an der durch den Weltkrieg hervorgerufenen 
Geldschuld führt. Dann wird auch die Stunde kommen, wo man als mindestens 
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im Willen einiges Europa eine etwas deutlichere Sprache gegenüber den Ver- 


einigten Staaten reden wird. Man wird der nordamerikanischen Union vorrechnen, 


daß sie ihre heutige Machtposition nicht zuletzt dem Kriegswahnsinn des Abend- 
landes verdankt, daß es nur ihr Vorteil, nur ihr alleiniger Nutzen gewesen ist, 
wenn sie damals im Interesse der Erlangung einer schlechthin einzigartigen 
Weltposition in den Säckel gegriffen hat. Es ist wirklich nicht zu viel verlangt 
von den Vereinigten Staaten, wenn man ihnen als Entgelt für die durch den 
Weltkrieg erlangte Stellung einen wesentlichen Nachlaß der europäischen Kriegs- 
schulden zumutet. Weigert sich die Union, diesem durchaus berechtigten Wunsche 
des Abendlandes nachzukommen, so wird die wirtschaftliche Paneuropabewegung 
dadurch machtvoll verstärkt werden und das geeinte Abendland sein Wirtschafts- 
gebiet mit einer Zollmauer nach nordamerikanischem Vorbild umgürten. Nicht 
unsere Schuld ist es, wenn dann der von der Union provozierte Wirtschaftskrieg 
die gesamte Weltwirtschaft erneut lähmen sollte. Wir sind keine Kolonie der 
Vereinigten Staaten und wir werden es nicht werden, wenn der Geist von Ver- 
sailles überwunden wird und an seine Stelle das Bewußtsein einer alle Staaten 
des Abendlandes umfassenden Schicksalsgemeinschaft tritt. 

Staaten und Völker sind ungetüme Kolosse, die zu ihrer Weiterentwicklung 
sehr starker Impulse bedürfen. Vielleicht ist das der Sinn des furchtbaren Welt- 
krieges und des ihn beendenden Diktates von Versailles, daß sie mit ihrer ent- 
setzlichen Not, ihrem unbeschreiblichem Elend einem einigen Großraum-Europa 
zum Lichte der Welt verhelfen. 


K. HAUSHOFER: 


Bericht über den indopazifischen Raum 


Die fast gleichzeitige Veröffentlichung des Geheimvertrags zwischen Feng-Yu- 
Hsiang und den Sowjets — mit seiner Verpflichtung zu einer halb kommunistischen, 
halb links-chinesischen Regierung, dem Handlegen auf die Zufuhrstraßen durch 
Sinkiang und über Nankau, indirekt auch auf Shansi, der Gegenleistung von 
5 Mill. Rubel monatlich und Waffenlieferungen durch die Sowjets — und der 
Auslieferung des chinesischen Flugmonopols an U.S$.A. durch die Regierung 
von Nanking, d. h. ihren Verkehrsminister Sun-Fo (Wortlaut des Vertrags: „Far 
Eastern Review, Bd. 25, No 5 May, 1929, $. 197—200) zeigen blitzartig, welche 
größere Fronten durch die Monsunländer im Aufbau und Aufmarsch begriffen 
sind. Man muß sich klar darüber sein, daß man mit jedem Eintreten für chi- 
nesische Parteigänger, für übersteigerte Nachrichten (wie z. B. den Entenüberfall 
auf die Weltpresse längs der ostchinesischen Bahn), für bestimmte sozialpolitische 
Richtungen, für amerikanisch-britische Flottenausgleiche mit leiser Vergewaltigung 
der Seemächte zweiten Ranges (auch Japans, Frankreichs, Italiens!) — für oder 
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wider eine dieser großen Fronten Partei nimmt und optiert. Der Kern dieser 
| Fronten sind auf der einen Seite die Sowjetbünde, auf der andern die großen. 
angelsächsischen Wirtschaftsmächte, gleichviel von welchen, im Grunde doch not- 
wendig wirtschaftsimperialistischen Parteien sie augenblicklich regiert werden. 

Aus diesem Gesamtweltbild heraus, nicht aus den bloßen indischen Macht- 
verhältnissen, ist die maßvolle Sprache Lord Irwins v. 20. 6. 29, (Abschiedsrede 
in Simla, Chelmsford Club; Wortlaut: Times oder Manch. Guard. v. 21.6. 29) die 
‚Ausnahmemaßregel seiner Urlaubsreise nach England zu erklären, wofür nur Lord 
Curzon einen — schlecht für ihn ausgegangenen — Präzedenzfall schuf. Es ist 
berechtigt, wenn der mächtigste Kolonialbeamte der weißen Rasse Aussprache mit 
seiner neuen Labour-Regierung über den künftigen Dominiumszustand Indiens 
sucht. Um so mehr, als das nun neuerdings von den Sowjets ausgewählte Haupt- 
'kampfgebiet zwischen satten und hungrigen Völkern von Hungerkatastrophen er- 
- schüttert wird, die soziale Unzufriedenheit auch in solche Schichten hineintragen, 
die vielleicht sonst auf der Seite evolutionärer Entwicklungen gestanden wären. 
"Dadurch wird die mehr und mehr in den Machtbereich der großen Wirtschafts- 
mächte hineingleitende Nanking-Regierung der rechten Kuo-Min-Tang noch 
mehr in ihrer Standfestigkeit erschüttert, obwohl ihr regionaler Halt scheinbar 
noch viel größer und reicher ist als bei der jungchinesischen Linken, weshalb 
_ Kompromißverhandlungen naheliegen. 

Für radikale Entscheidung ist der geopolitische Boden beiderseits nicht stand- 
“fest genug. (Siehe: „Idee und Raum in China“. Deutsche Rundschau. VI. 29.) 
Man muß nur die furchtbaren Entvölkerungsziffern (die gerade von den Über- 
"gangslandschaften zwischen den weiträumigen Außenländern und dem inner- 
chinesischen Voliksdruck, Kansu z. B., immer wieder berichtet werden) mit dem 
chinesischen Durchschnitt zusammenhalten, in den — bei dem Mangel verlässiger 
umfassender Reichsstatistik — z. B. eine Arbeit, wie die von M. Chiao und 
L. Loosing Buck über die Zusammensetzung und Vermehrung der chinesischen 
Landbevölkerung (Chin. Econom. Journal III/28) Einblick gewährt. Sie ist auf 
Beobachtungen an 4216 Bauernfamilien gegründet und zeigt Geburtenzahlen von 
42,6 pro Tausend (Japan 34,7, Philippinen 32,8) — aber auch die erschreckend 
hohe Sterbeziffer von 27,9 (23,6 und 19). 

Vergleicht man damit die günstigen Sterbeziffern der weiträumigen pazifischen 
Kolonialgebiete (Neuseeland 9,1, Australien 10,4, Kanada 10,9) oder auch nur 
U.S.A. mit 11,1, so wird aus wenigen Vergleichszahlen klar, welche furchtbaren 
Opfer — bei einer doppelten Gesamttodesziffer und fast vierfachen Säuglings- 
sterblichkeit — der Übervölkerung in Ostasien auf zu engen, seit Jahrtausenden 
zu dicht ausgewirtschafteten Räumen fallen. Diese wimmeln eben derart von 
pathogenen Keimen, daß bloße Lebensfähigkeit über das erste Jahr hinaus schon 
eine eugenische Leistung über dem Durchschnitt bedeutet! 

Man versteht dann besser, mit welchen Gefühlen auf der Straße durch Kansu 
selbst das Fuhrwerk des helfenden Mitglieds der China Inland Mission von den 
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Einwohnern verfolgt wird, wenn Andrew von Anthropophagie an 35 erschlagenen 
Räubern durch verzweifelte Dorfbewohner berichtet oder erzählt, wie auf der 
Straße die Eltern die jammernd hinter ihnen dreinkriechenden Kinder zurück- 


Koloniale Auffassung von FenglI 


One-way Traffic: Unification Road, 


lassen müssen, wie die Verschmachtenden auf ihrem Leidenspfade hinstürzen. 
Man ermißt die Frevelhaftigkeit Feng-Yu-Hsiangs, ein solches Land, das von 
25000 mohammedanischen Reitern durchtobt wird, zum Etappengebiet seiner 
Verbindungen mit den Sowjets zu machen und so das bißchen Hilfswerk zu ver- 
eiteln, das die Unglücklichen noch erreichen könnte, Man versteht nicht, wie 
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_ immer noch sein Christentum gepriesen werden kann — nach seiner Verwüstung 
' von Kansu, Nordhonan und Shensi, mit der grauenhaften halbjährigen Belagerung 
von Sianfu und ihrer katastrophalen Wirkung. Man begreift, daß selbst eine sehr 


Nation-Saving and Neutrality II 
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Feng to ihe Powers: ‘“T'm sure you will feel that the perfect legality of my enter- 
prise justifies you in locking the other- way.” 


geldknappe Zentrale sich das Ausschalten solcher Größen ein gutes Stück Geld 


kosten lassen mag. 5 
Aus dieser geopolitischen Tatsache der furchtbaren Erschöpfung des Rückhalt- 


raumes von Feng gerade auf dem ältesten chinesischen Kulturboden ist es zu er- 


‚klären, daß Ausgleichsversuche zwischen Chiang, Feng und Yen auf der Basis 
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reichlicher Geldentschädigung von Reisebezügen und Soldzahlungen für Feng, 
vielleicht auch Yen durch die Nanking-Regierung die Lage in China noch un- 
sichtiger machten. 

Aber die Mittel zu einem so großzügigen Verfahren aus leeren Kassen gewinnt 
die Nanking-Regierung (ganz ähnlich wie Mitteleuropa) nur durch Preisgabe 
wesentlicher geopolitischer Selbstbestimmungsrechte auf lange Sicht, wie man diese 
Preisgabe auch formal verschleiern möge. Dazu gehört vor allem die Preisgabe 
des Luftpostmonopols an eine amerikanische Hilfskonstruktion (17. 4. 29), dazu 
gehört die Erklärung Sun-Fos, daß er die Mittel zum Wiederaufbau des chi- 
nesischen Eisenbahnwesens auf dem amerikanischen Geldmarkt suchen werde 
(14. 5. 29), und endlich das kleinere Trostgeschäft Großbritanniens mit dem 
Wiederaufbau einer chinesischen Küstenflotte, mit dem in der Tasche SirF. Whyte 
zu seiner Rücksprache nach London abgezogen war. 

Der scheinbar so harmlose Luftpostvertrag zwischen der „China National Avia- 
tion Corporation“, Präs. Sun-Fo, und der nach dem Recht von Delaware, U.S.A. 
aufgebauten „Aviation Exploration, Inc.“, Präs. W. Robertson, beginnt freilich 
„nur“ mit den Fluglinien Shanghai-Nanking-Hankau, Nanking—-Hsuchaufu— 
Tsinan—Tientsin—Peping, Hankau-Changsha—Kanton; aber diese Linien sind das 
verkehrspolitische Rückgrat von Jung-China! Die chinesische Korporation muß 
binnen sechs Monaten ab 17. 4. 29 die Bodenorganisation mit Flughäfen an den 
genannten Orten und Zwischenlandungsmöglichkeit alle 160 km dazwischen bereit- 
gestellt haben. ; 

Weiterspannung des Flugnetzes von Peping oder Tientsin nach Charbin über 
Mukden, von Shanghai unmittelbar nach Kanton über Ningpo, Wenchau, Fuchau, 
Amoy und Swatau, Verwendung chinesischen Personals „sobald es völlig brauch- 
bar zu haben sein wird“, ein Aufbauvorschuß bis zu 8 Mill. GM., ı0 jährige Dauer, 
dann zweijährige Kündigung sind vorgesehen, oder aber stillschweigende Er- 
neuerung auf je fünf weitere Jahre. 

Neben den Auslieferungsdokumenten der wichtigsten chinesischen Verkehrs- 
einrichtungen und Küsten- sowie Fiußschutzbetriebe an die Angelsachsen durch 
die Nanking-Regierung und dem Nachweis klugen Nachgebens bis auf ein irgend- 
wie für das Reichsgefüge erträgliches Maß in der Indischen Frage durch Lord 
Irwin dürften die wichtigsten geopolitischen Symptome dieses Frühsommers aus 
Malaya und Japan stammen. Der Kabinettswechsel selbst ist dort nur eine 
Äußerlichkeit, zuletzt mehr durch persönliche innerjapanische Mißgriffe als durch 
die erfolglose Chinapolitik herbeigeführt. 

Bei den Malaya-Symptomen ergibt sich eine geschlossene Reihe aus dem, was 
am 3.6. 29 bei dem jährlichen Diner der „British Malaya Association“ unter dem 
Vorsitz von Sir Frank A. Swettenham über den erstaunlichen wirtschaftlichen 
Fortschritt des reichen Gebietes gesagt wurde (China Expr. and Tel. 6. 6. 29, 
S. 400); aus L. B. Beale: „Review of the Trade of British Malaya in 1928“ (H.M. 
Stationery Off. Dept. of Overseas Trade, 3 Sh.; Auszug: Times 20. 6. 29); und aus 
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der Kehrseite, die in der „Times“-Aufsatzreihe ab 27. 6. ıg unter der Aufschrift 
erscheint: „The Chinese in Malaya*. 

Sie beginnt mit dem denkwürdigen Satz: „Die Kontrolle des Briten über den 
Malaien wurde nicht durch Eroberung erreicht“ — worin der wesentliche Gegen- 
satz zwischen Indien und Malaya und der Fundamentalunterschied zwischen bri- 
tischer Indien- und Malaienpolitik liege. Der Besitz stamme von „grant“ malai- 
ischer Fürsten und Eroberung von den Niederländern; wahr daran ist, daß das 
Ressentiment-Verhältnis der Malaien zu den Briten ungleich milder ist als zu den 
Niederländern, wenn es auch kühn ist, zu behaupten: „der Malaie sei sich dieser 
Tatsachen bewußt und leide nicht an einem Inferioritätskomplex“. Dafür weist 
der Aufsatz die gemeinsame Chinesische Gefahr für Briten und Malaien nach: 
der Zensus von ıgrı wies in den drei britischen Niederlassungen, den fünf ver- 
bündeten und fünf nicht verbündeten Malaienstaaten ı 650 000 Malaien, ı 175 000 
Chinesen, 470 000 Inder und dem gegenüber unerhebliche Restzahlen anderer auf; 
der neue von ı93ı werde etwa 2 Mill. Chinesen gegenüber ı 850000 Malaien 
finden, denen die wirtschaftliche Macht bereits durch die Überfremdung entwunden 
sei. Das wird z. T. mit lässigen Rasseneigenschaften der Malaien, z. T. mit den 
ländlichen Siedlern gı°/, ihrer Rasse begründet. 

So wirkt die Verstädterung — überall eine Folge des küstenhaftenden Kolonial- 
systems des selbst verstädterten Briten — zum Schaden des landhaftenden Malaien, 
zum Nutzen der anpassungsfähigeren, im austral-asiatischen Mittelmeer zumeist 
auch aus dichtgeballten Bevölkerungen, Küstenstädten stammenden Chinesen. 

Weitsichtige britische Kolonialpolitik tritt durch vermehrte Bildungsmöglich- 


“ keiten, Schaffung von Reservationen (Malay Reservations Enactment) zur Sicherung 


malaiischen Bodeneigentums und Kooperationshilfen den bösen Folgen des bri- 
tischen Ausbeutungssystems entgegen, das eben die Chinesen in ihrer Arbeits- 
intensität nicht entbehren kann. So werden im Grund Symptome bekämpft, nicht 
Ursachen beseitigt, die gerade in der wirtschaftlichen Blüte durch Monokulturen 
(Gummi, Zinn, Holzraubbau) liegen. „Der Ausblick ist düster.“ „Gerade die reiz- 
vollen Züge des malaiischen Volkscharakters verdammen ihn zum wirtschaftlichen 
Überwundenwerden durch den Chinesen.“ Aber hat nicht der weiße Mann in 
Malaya, wie in Japan, wie auf dem ganzen Gewinde der Inselbogengirlanden jenes 
Wirtschaftssystem oktroyiert, das gerade die besten Bevölkerungen ruiniert? 
Werden den denkenden Malaien vergängliche blendende Handelsziffern, schöne 
Reden bei Londoner Diners und auch sachliche Berichte trösten, die den Augen- 
blickzustand mit 1675000 Malaien, etwa 1600000 Chinesen bei etwa 20000 
jährlicher Einwanderung, 650 000 Indern (meist Zwischenhändlern und Winkel- 
bankiers, Ausbeutern im kleinen) und etwa 20000 Weißen bei rund 4 Mill. an- 
geben? Aber auch der Brite ist nicht zufrieden! Seine Ausfuhr bei den 99°/, Asiaten 
der Bevölkerung geht vor der Ausfuhr Chinas und Japans zurück, auch vor der 
des anpassungsfähigeren Kontinentaleuropäers. Hauptabnehmer sind die großen 
Gummiverbraucher, voran die Vereinigten Staaten. Malaya ist für das austral- 
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asiatische Mittelmeer ein ähnlicher geopolitischer Druckmesser, wie die Philippinen. 


I BR, 


für das Verhältnis der Fremdmächte zum pazifischen Westufer im ganzen. Darum 


muß man vor allem dynamische Zahlen, wie die der Bevölkerungsverschiebung, 


dort besonders im Auge behalten, mehr noch als den Wohlstandsindex! — 


Aus der sorgfältigen Beobachtung dieser großen und kleinen Druckmesser, die 
eben zum Teil in ihrem Besitz sind, floß den beiden eurasiatischen Inselreichen, 


dem britischen westlichen und dem japanischen östlichen, aber auch ihrem 


großen Zukunftskonkurrenten U. S. A. eine soviel bessere Information zu als 
den prinzipstarreren, kontinentalen' Sowjets, daß sie diesen die schon zurück- 


gewonnenen ostasiatischen Chancen wahrscheinlich wieder verderben können. 


Daß dabei viel „Cant“ unterläuft, den man nicht zu wörtlich nehmen darf, 


erkennt man, wenn man sich z. B. die neu erschienene Frühgeschichte des bri- 
tischen Weltreichs, Bd. 1 (Cambridge, Univ. Press, 1929) bis 1783 ansieht, der 
drei Bände über Britisch-Nordamerika, Australien und Neuseeland, Südafrika, dann 
zwei weitere über Indien folgen werden. 

Die Leute, die dieses Reich schufen, sind doch auch noch nicht ganz aus- 
gestorben! — Immerhin liegen auf der andern Wagschale die Heimreise Lord 
Irwins (für das Britenreich), der Sturz des Ministeriums Tanaka und sein Er- 
satz durch den schmiegsamen Chinapolitiker und U.S. A.-Kenner Shidehara im 
Außenamt, durch Hamaguchi im Ministerpräsidium (Japan), die Griffe von 
Hoover und Stimpson nach den chinesischen Verkehrsmitteln, unter immerhin 
reicher Geldunterstützung (U. S. A.), wie auch Sir F. Whytes Londonfahrt 
(China). 

Die Sowjets haben einige gefährliche Gegenspieler in Monsunasien neu be- 
kommen und dafür einige bequeme verloren, obwohl sich Chamberlain in den 
kritischen Hauptwendungen seiner Chinapolitik offenbar von wirklichen Kennern 
leiten ließ. Stimpson in Washington aber wird, bei aller gelegentlichen Schroff- 
heit und sarkastischen Schärfe gegen farbige Rassen (z. B. seine Abschiedsrede an 
die Filipinos!), seine Erfahrungen in Manila nicht ganz vergessen. Die schlechte 
Behandlung Rabindranath Tagores durch die Einwanderungsbehörden in Los 
Angeles, die den empfindsamen Poeten zur Rückfahrt nach Asien, Aufgabe seiner 
amerikanischen Vorträge und einer bitteren Klage in Tokio veranlaßten, gehört 
freilich zu den peinlichen Hemmungen, die auch weltberühmte Asiaten erfahren 
können — leichter am West- als am Ostportal der U.S.A. 

Aber hoch über solchen stimmungsmäßigen Rückschlägen steht doch als geo- 
politisches Symptom die Tatsache des Satzes aus der Vizekönigsiastruktion, den 
Lord Irwin vor 130 Gästen der verschiedensten indischen Richtungen feierlich 
voranstellte: „Über allem anderen ist es Unser Wille und Gefallen, daß die Pläne 
Unseres Parlaments zur fortschreitenden Verwirklichung verantwortlicher Regierung 
in Britisch-Indien — als einem integrierenden unberührbaren Bestandteil des Reichs — 
fruchtbar werden, mit dem Endziel, daß Britisch-Indien seinen gebührenden Platz 
unter unsern Dominien erreichen möge.“ 
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Es ist vielleicht der schwierigste Verfassungsbau der Erde, der in Indien unter- 
nommen werden muß; Lord Irwin meinte mit Recht, „daß die besten Gehirne 
Großbritanniens und Indiens reichlich Raum zur Betätigung dabei hätten, bei 
gegenseitiger Hilfe“. Bestimmt verwahrte sich der Vizekönig gegen den in linken 
"Kreisen Indiens begreiflichen Verdacht, daß durch die Simon-Kommission ein 
Weg zur Aufdrängung einer Verfassung von oben oder außen her geschaffen 
werden sollte. „Wenn unser Bericht gemacht ist, wird Indien reichlich Gelegen- 
heit haben, seinen gerechten und notwendigen Beitrag zu seiner künftigen Kon- 
stitution zu leisten, die immer durch Großbritannien und Indien zusammen ge- 
zimmert werden muß.“ Diese Worte Sir John Simons in Ootacamund hat sich 
am 20.6. Lord Irwin feierlich zu eigen gemacht! 

Dann kam er auf die Notwendigkeit zu sprechen, „innerhalb Indiens von den 
‚ Mehrheiten aus den Minderheiten das nötige Vertrauen einzuflößen“ (was nament- 
lich für das Verhältnis der Hindu zu den Mohammedanern, dieser zu den Sikhs 
usw. gilt). „Dies aber können nur die Führer der Mehrheitsgemeinschaften voll- 
bringen.“ — 

Endlich schnitt der Vizekönig mit Entschlossenheit und Verantwortungsmut die 
heikle Länder- und Staatenfrage an: I. die Notwendigkeit, eine Grundlage zu 
weben, auf die das künftige Bild Indiens als Ganzes gesetzt werden könne; also 
eines Gesamtrahmens, in den unmittelbar britisch-indische Gebiete und Fürsten- 
staaten zusammengefügt werden könnten: das schwierigste Problem! — II. die 
z. T. von der Indischen Compagnie übernommenen Vertragsrechte der Fürsten 
“ (vielfach höchst reformbedürftiger Art!) und Ill. „die Gefühle der Fürstenstaaten- 
»einwohner, die alle weisen und freiheitlich gesinnten Herrscher in Rechnung 
ziehen werden“ (was aber leider ferne Zukunftsmusik ist!). 

Dann wandte er sich Afghanistan und der westlichen Grenzfrage zu und 
erbat mehr Kredit für den guten Glauben an eine ehrliche neutrale Politik (woran 
es bis jetzt sehr fehlt); und endlich ging eine scharfe Warnung an die Radikalen, 
die freilich trotzdem noch oft „Gelegenheit nehmen werden“, die bösen Worte von 
der Regierung zu brauchen, die der Vizekönig sich verbat: „reactionary“, „ruth- 
less“, „repressive“! Wer Abschreckungspolitik treibt, wird eben Gefahr laufen, 
daß die von ihr gefangen Gesetzten solche Worte brauchen. 

Unter den Indischen Fürstenstaaten rühren sich besonders Patiala, Bhopal, 
Bikanir, Kashmir und Jodhpur, sowie Mysore. Bikanir und Jodhpur, wie Kashmir 
vielleicht mit deshalb, weil sie an einer Ausgleichsfrage zwischen Penjab und 
Sind wegen der Verwertung der Induswasserkräfte praktisch sehen, wie die 
Länderfrage in alles und jedes, selbst in rein technische Fragen hineinspielt. 
Da es sich gerade im Falle der Induswasserkräfte um eine ausgesprochen geo- 
politische Angelegenheit handelt, sei sie in ihren wesentlichen Zügen kurz er- 
wähnt. Penjab und Sind hängen für ihre Bewässerung wesentlich vom Indus und 
seinen fünf großen Zuströmen ab, von denen zur Zeit rund 3,5 Mill. ha bewässert 
werden, nach neuen Entwürfen, namentlich der Stromsperre von Sukkur mit ihren 
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fünf großen Kanälen, und dem Sutlejtal-Projekt mit 4 Dämmen und ı2 Kanälen 
weitere 1,63 Mill. ha künstlich bewässert werden sollen. Aber die Schwellhöhen | 
sind außerordentlich verschieden und schwanken zwischen mehr als ı Mill. Kub- 
Fuß-Sek. und 19000 in der ärmsten Zeit (kritische Monate April und Oktober). 
Die Sukkur-Sperre allein nimmt im Winter 22 656, im Sommer 45 926. Daher die 
Furcht vor Wassermangel stromab in Sind, dem nun durch Staureserven begegnet 
werden soll, was eine Zentrale ausgleichen muß. 

Von solchen Fragen aber ist der indische Lebensraum voll — bei der geopoli- 
tischen Unvernunft seiner innerpolitischen, vielfach willkürbestimmten Grenz- 
ziehungen. Dazu kommen die Verschärfung der Arbeiterfrage, zum Teil durch 
den XX. Kongreß in Genf, mit seiner berechtigten Verurteilung auch verschleierter 
Zwangsarbeit durch die öffentliche Meinung der Welt, der Frauen- und der Kinder- 
ehen-Frage, ein starkes Mißtrauen auch gegen die Labour-Regierung, wieweit es 
ihr mit den Reformen ernst sein wird; endlich schadet die ungeschickte Auf- 
machung des Kommunistenprozesses vom Meerut durch Langford James gegen die 
3ı Kommunisten: „weil sie versucht hätten, S. M. den Kaiser-König seiner Sou- 
veränität zu berauben und die bestehende Regierung durch das System von 
Moskau zu ersetzen“ — „das nur eine Minderheitstyrannei von 1250000 An- 
hängern gegen eine Bevölkerung von ı80 Mill. sei und gleichmäßig alle Reli- 
gionen der Welt austilgen wolle“. Es ist ungewollt eine der größten amtlichen 
anglo-indischen Anerkennungen der Sowjetbedeutung! 

Wie er auch ende, wird der Prozeß von Meerut eine große Verlegenheit für das 
Kabinet Macdonald und eine Hemmung für jede Form des Ausgleichs in Indien 
sein, was wohl der Zweck der Maßregel auf beiden intransigenten Seiten war, die 
ihn hervorriefen, 

Auch im nordostasiatischen Kraftfeld sind intransigente Hemmungen für 
sonst erreichbare geopolitisch richtige Ausgleiche am Werke; aber mit dem weit 
mehr aus innerpolitischen, staatsrechtlichen und Klan-Reibungsgründen als aus 
außenpolitischen erfolgten Sturz des Ministeriums Tanaka ist ein wesentliches 
Hindernis weggeräumt. Der letzte formale Anstoß freilich erfolgte aus den un- 
klaren Verantwortungsverhältnissen der Südmandschurei, deren Hauptwerbeunter- 
nehmen in groteskem Mißverhältnis zu der sonst so hervortretenden japanischen 
Leidenschaft für buch- und zahlenmäßige Klarheit und Korrektheit steht. „Sta- 
tistics and Data on Japan“ — so ist ein Aufsatz von Dauerwert überschrieben, der 
diese hervorstechende Eigenart Japans beleuchtet, die „fast zur Besessenheit“ 
werde, eine notwendige Folge davon, daß sämtliche japanische Ämter „overstaffed* 
(übersetzt mit Personal) seien, „das nun seine Daseinsberechtigung statistisch er- 
weisen müsse“, 

Takenobus „Japan Year Book“, der „Annual report of reforms and progress 
in Chosen“ des Generalgouvernements in Korea, Osaka Mainichi mit „Japan to- 
day and to-morrow“, Sondernummern des „Asahi“, des „Chugai Shogyo“ für 
Krönung, Besuch des Herzogs von Gloucester, oder des Mainichi über „The deve- 
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lopment of postal enterprise in Japan“ (Briefmarkenfreunde!) sind nützliche Aus- 


züge in englischer Sprache aus der einheimischen statistischen Hochflut. Aber 
' auch ein ideales wie ein sehr materielles Unternehmen tragen zu ihrer Vermehrung 
bei, die besser den Schleier der christlichen Nächstenliebe über ausbleibenden Er- 


folg oder Erfolg auf fremde Rechnung zögen. Ersteres beleuchtet der „Transpacific“ 


vom 23.5. 29 mit der sehr bezeichneten Überschrift: „Has Christianity failed in 


Japan?“ und der Feststellung, daß die seit 60 Jahren in Japan tätigen protestan- 
tischen Missionen nun 154.000 eingeschriebene Mitglieder ihrer Kirchen hätten, 
Das sei zwar, verglichen mit ı Kirche und ıı Mitgliedern von 1873 viel, aber 
auf dem Hintergrund von 60 Mill. Japanern der Stamminseln bedeute es, bei einem 
Wachstum von 0,1°/, per Jahr, daß 10000 Jahre vergehen würden, bis Japan 
christlich sei. Das wird dem Mangel an sozialer Führung durch die Kirchen, 
namentlich von der christlichsozialen Schule von Toyohiko Kagawa, zur Last 
gelegt. Die Wahrheit ist wohl, daß die Zukunft in Japan wie China nur in einer 
nationalen, christlichen, kirchlichen Entwicklung liegen kann, was die katholische 
Kirche besser begriffen zu haben scheint als die protestantische. Jedenfalls müßte 
der Aufsatz Vielen zu denken geben. 

Eine andere, viel materiellere Seite nationalen Daseins auf fremdem Grunde 
berührt der jährliche „Report on progress in Manchuria“, ausgegeben durch die 
Südmandschurische Eisenbahn, der in diesem Jahr eine Übersicht über die 2 ı Jahre 
ihres Bestehens und damit über den Kern der mandschurischen Frage gibt, „die 
immer noch ein Sturmzentrum der Fern-Ost-Staatskunst sei,“ wie „Times“ (1. 7.29) 
in einer sehr interessanten Besprechung dieser Entwicklung zugeben. „Am Ende 
des Jahrhunderts, wenn die 99-Jahrpacht Japans endet, wird die Mandschurei ein 
sich selbst genügender chinesischer Staat mit 100 Mill. Einwohnern sein.“ „Den 
Stahlrahmen dazu hat Japan geliefert.“ So die „Times“. Das war nicht ganz die 
Absicht bei seinem Aufbau. 

Aber — wo die Rohstoffbasis jenseits der Rechtsgrenzen einer Lebensform auf 
fremdem Grunde liegt, durch Fremdbesatzung aufrechterhalten werden muß, 
noch dazu in einem Land, das selbst in einem ganz schiefen staatsrechtlichen 
Verhältnis zu dem größern Mutterreich China steht, wie die Mandschurei, da ist 
unklaren Rechtsverhältnissen und als deren Folge der Gewaltanwendung mit un- 
berechenbarem Ausgang Tür und Tor geöffnet. Auf diesem Boden, also aus einer 
unklaren geopolitischen Lage, entsprang auch der Chang-Tso-Lin-Zwischenfall, 
der Anlaß zum Sturz des japanischen Ministeriums Tanaka, das gerade als Regie- 
rung der starken Hand aufgetreten war („Japans Faust in der Mandschurei“, noch 
Frankf. Ztg. vom 17. 6. 29!) und dennoch den Übergang von „Kolonisation* zu 
„Industrialisierung“;, mit Kampf um die Bahnen, vergeblichem Ableugnen von 
chinesischen Minderwertigkeitskomplexen bei fortwährender japanischer Boykott- 
angst, vollziehen mußte — das also die Schiefe der Stellung, die wacklige, geo- 
politische Unterlage voll auszukosten hatte. 

Dazu kam, daß der Kelloggpakt Japan staatsrechtlich in eine unmögliche Lage 
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zu drängen drohte: Nichtratifizieren hätte den schlechtesten internationalen Ein- 


druck gemacht, Ratifizieren in der dem Angelsachsen so geläufigen Formel „im 


Namen der Völker“ aber bedeutete innere Einbuße an der Stellung des Kaisers 
und der Bürokratie in Japan. Vergleicht man etwa die Aufstellung der „Naval 
Bases Stations of the United States, British Empire and Japan“, die Senator 
Frederick Hale von Maine (Congressional Record, 70. Congr. I. Sitzg.) für seine 
Rede vom 3. ı. 29 beigegeben hatte, so erkennt man, daß Japan im Begriff war, 
mit dem geringsten, nur örtlich starken Stande (Sasebo, Inlandsee, Tokiobucht, 
Tsugarustraße als Heimatbasen, Bako [F ormosastraße], Amami-Oshima und Futami- 
Ko auf den südlichen Inselbögen, eigentlich schon in der Heimat, Chingkai [Süd- 
korea] und Ryojun [Port Arthur]) das Seerüstungs-Weltodium für die 7 Außenhäfen 
der U.$.A. (wobei übrigens der wichtige Dutch Harbour in den Aljuten vergessen 
war) und die mehr als 25 des Britischen Reiches auf sich zu laden. 

Zwei immerhin sehr ernste geopolitische Hintergründe also für einen Kabinetts- 
sturz, aus denen doch auch die Chang-Tso-Lin-Verlegenheit hervorgegangen war! 

Aus den Grenzbereichen des indopazifischen Raumes ist auf eine sehr wert- 
volle Darstellung der staats- und verfassungsrechtlichen Entwicklung des Emirats 
Transjordanien von Dr. Hans Kohn hinzuweisen (Archiv d. öffentl. Rechts. 
XVI. Bd., 2. Heft; 55 Bde. d. Ges. Folge, Tübingen 1929). In gedrängter Form eine 
vortreffliche Staatsbiologie dieses wenig bekannten Zwischengebildes mit großen 
geopolitischen Spannungen unter seinen schwarzweißgrünen Farben der ältesten 
arabischen Dynastien. 

Eine prächtige Darstellung Lhassas von Kozlov in der „Istwestija“, englischer 
Auszug: „China Expr. and Tel.“, 13. 6.29, magals gutes Gegengewicht gegen die ver- 
schiedenen britischen Schilderungen jüngster Zeit gelten. Sie wird vielleicht am 
meisten dem fascinierenden, suggestiven Eindruck der rot, gold und weiß glän- 
zenden Hohenpriester- und Klosterstadt gerecht, die bei kaum mehr als 10000 
weltlichen Einwohnern doch durch die Zahl der Sakralbauten und Pilger den 
einer großen Volkszentrale macht. Im Zusammenhang damit erwähnen wir an 
neuen Tibetbüchern, außer dem Reisebuch von Filchner, „Om mani padme 
hum“, dem politischen „British Expansion in Tibet“ von Dr. Taraknath Das (vom 
indischen Standpunkt), Sir Charles Bell: „The People of Tibet“, Oxford (vom 
britischen Standpunkt), „Ganpat“ Major M.L. A. Gompertz: „The magic Ladakh“ 
(Philadelphia, Lippingkot) und John Easton: „An unfrequented highway“ New 
York, Alfred Knopf: fast sämtlich stark unter den Eindruck des Landes, manchmal 
sogar der „Lüge des Landes“ (lie of the land) geraten. 

Wahre politische Entenflüge stiegen in der Berichtszeit nicht nur in Nanking 
und an den Hwangho-Pässen über Feng und Yen empor, sondern auch über den 
angeblichen Sowjeteinbruch längs der ostchinesischen Bahn in die Nordman- 
dschurei (Chailar, in Richtung Charbin) und über die allerdings mittelalterlich 
blutigen Kämpfe in Afghanistan und das „eiserne Herrentum des Bachcha in 
Kabul“ (u. a. Times of India, 25. 5. 29). Zwischen Ghazni und Kabul und längs 
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der Straße von Kabul nach Indien ist es blutig zugegangen; die ersten authentischen 
" Bildnisse Habibullah Khans sind nicht vertrauenerweckend, die Vorkämpfer der 
 Stammfehden waren es nie; und Amanullah und seine Brüder waren für-das, was 
“ sie unternahmen, nicht hart genug. Das ist der Kern der nun reichlich aus Indien 
_ strömenden Nachrichten! 

Eine geopolitische Übersicht der russisch-chinesisch-mandschurischen Spannung 
folgt zusammengefaßt in nächster Nummer. 


OTTo MAULL: 


Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


‚ Vereinigte Staaten (Hochschutzzollbewegung. — Frankreichs Kriegsschulden. — Vereinsstaatlich- 
russische Beziehungen. — Finanzlage. — Arbeiterunruhen in den Südstaaten. — Kritik des Young- 
Plans durch die vereinsstaatliche Regierung. — Belgische Vorwürfe gegen Amerika wegen Sabo- 


tierung des Versailler Vertrages. — Verhältnis zu England. — Feierliche Inkraftsetzung des Kellogg- 

pakts. — Besitzergreifung in der Antarktis). — Lateinamerika (Mexiko: Industrie; Staat und Kirche. 

— Kuba. — Wirtschaftspolitik Costa Ricas. — Peru. — Über Brasiliens Wirtschaft. — Argentiniens 

Innenpolitik. — Paraguay). — Amerikanische Verkehrsprobleme (Bolivien—Uruguay—Kolumbien— 
Hudsonbaibahn). 


In den Vereinigten Staaten von Amerika geht es zur Zeit um die Schutz- 
zölle. Zwar ist, wie wir im letzten Heft mitteilten, die Zollvorlage mit überwälti- 
gender Mehrheit im Repräsentantenhaus angenommen worden. Doch damit ist 
- der Weg nicht scharf gekennzeichnet, den die Zollvorlage bis zu ihrer Gesetzwerdung 
“ gehen wird. Diejenigen, die für dieHochschutzzollbewegung eintreten, finden, 
daß außerordentlich hohe Zölle zum Schutz der amerikanischen Arbeit nötig 
sind, die die Löhne in der Höhe halten sollen, damit sie dem amerikanischen 
Lebensstandard entsprechen, haben aber zunächst dabei vergessen, daß die Er- 
höhung der Zölle auch die Erhöhung wichtiger Gebrauchsartikel mit sich bringen 
wird, und daß damit auch die Kosten des Lebensunterhalts weiter hinaufgehen 
werden; denn es handelt sich neben etwa zweitausend Zöllen, die sich auf Indu- 
strieprodukte legen, auch direkt um Lebensmittelzölle. Das Dogma, das zur Recht- 
fertigung der Hochschutzzölle gepredigt wird, ist an und für sich richtig: ein 
Staat, der in möglichster Isolierung seinen Wirtschaftshaushalt aus sich heraus zu 
regeln vermag, ist der denkbar unabhängigste, und wenn die wirtschaftlichen 
Quellen so reich fließen wie in Nordamerika, dann will es erst recht erscheinen, 
als ob sich hier ein großes und mächtiges Staatswesen auf sich selbst zurückziehen 
könne im Bewußtsein einer weitgehendsten möglichen Autarkie. Einer möglichen 
Autarkie? Ob diese Autarkie im heutigen Entwicklungsstadium und bei der der- 
zeitigen Weltverknüpfung der Vereinigten Staaten noch wirklich möglich ist, ob 
nicht Erstreben einer solchen Autarkie ein ganz wesentliches Zurückstrecken der 
gegenwärtig gültigen Ziele bedeutete, eine Beschränkung in der Teilnahme an der 
Weltwirtschaft, von der die Hochschutzzöllner bestimmt nichts wissen wollen, aber 
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auch eine solche in der Machtgeltung, ist eine ganz andere Frage. Die Schutzzoll- 
politik läßt zu sehr die Stellung Amerikas als Weltgläubiger außer acht, dem es 
darauf ankommen müßte, daß auch die Schuldner ein gedeihliches Absatzfeld 


” 
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finden können. Aber auch im Inneren befriedigen die vorgesehenen Zölle nicht 


und erwecken den Anschein, als ob sie nur zu sehr der Industrie dienen sollen und 
trotz des republikanischen Progamms die Landwirtschaft vernachlässigen. Das 


zeigen die Rlagen aus den Farmerkreisen des mittleren Westens, denen sich Senator 


Borah zugesellt hat, indem er sich des Gesamtvolks in seinen Vorwürfen gegen 
den Zollentwurf annimmt. Wie trotz alledem das Schicksal der Zollvorlage sein 
wird, ist zweifelhaft. Denn der Präsident zeigt, obgleich er Änderungen wünscht, 


keine sichere Haltung, die sich unbedingt gegen die Annahme wendete, weil er 


der Gruppe der Hochschutzzöllner parteilich viel zu nahe steht. Es heißt, daß er 
sich erst im Herbst offiziell mit der Vorlage befassen werde, wenn sie im Senat zur 
Diskussion steht. 

Die Schutzzollbewegung steht hinsichtlich der Rücksichtnahme auf Europa auf 
der gleichen Linie, auf der USA. die Behandlung der alliierten Kriegs- 
schulden, im speziellen FalledieFrankreichs, vornimmt. Der amerikanische 
Gläubiger hat Frankreich gegenüber die Hinausschiebung des Verfalltermins 
(1. August) der Bezahlung der Kriegsvorräte verweigert, und damit sind nach 
allen vorherigen mehrmaligen Bemühungen die von der französischen Depu- 
tiertenkammer stürmisch verlangten kurzfristigen Verhandlungen gescheitert, 
die allerdings von der französischen Regierung von vornherein als aussichtslos 
bezeichnet worden sind. Die in sehr freundlichen Ausdrücken gehaltene — Stimson, 
der sich als Franzosenfreund in ihnen zu erkennen gibt, ist dafür verantwortlich — 
aber entschieden ablehnende Antwort der Vereinigten Staaten ist denn auch nicht 
ausgeblieben. Ob die französiche „Sieger“nation sich der Demütigung bewußt 
ist, die sie von den amerikanischen Geschäftsleuten erfahren hat? Allein Frank- 
reich hat die Ratifizierung des Schuldenabkommens vorgenommen, sucht aber 
weiterzuverhandeln wegen Vertagung der Fälligkeitsfrist. 

Jahrelang haben sich die USA. gegenüber Rußland ziemlich reserviert ver- 
halten. Das hat sich im Laufe der letzten Zeit sehr einschneidend geändert. Im ein- 
zelnen haben natürlich die Geschäftsverbindungen zwischen Rußland und Amerika 
nie ganz geruht. Aber besonders seit 1927 wurden größere Verträge immer häufiger ab- 
geschlossen, trotzdem das amerikanisch-russische Geschäft immer noch sehr durch 
die amerikanische Kritik gegenüber dem bolschewistischen System gehemmt wor- 
den ist. Wenn man zur Zeit von einer stärkeren russisch-amerikanischen An- 
näherung auf dem Gebiete des Wirtschaftslebens sprechen darf, so hat das innere 
Gründe, aber auch äußere Anlässe dürfen dafür geltend gemacht werden. Die 
russische Volkswirtschaft scheint jetzt mehr denn je wieder soweit erstarkt zu 
sein und nach Ergänzung durch das Ausland zu verlangen. Aber auch verschie- 
dene amerikanische Industrien sind expansionsbedürftig. Das gilt für die Elektro- 
industrie, und auch die Automobilindustrie sucht nach neuen Absatzmärkten. 
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Ford richtet dabei seinen Blick auf Rußland, das infolge seiner großen Entfernungen 
ein natürliches Bedürfnis nach Automobilen hat. Der Anlaß dazu, einen gewissen 
Zeitpunkt für diese schon weitgehenden Annäherungen zwischen der -amerika- 
nischen und russischen Geschäftswelt herauszustellen, ist die russische Reise einer 
amerikanischen Wirtschaftsdelegation von etwa 80 Vertretern, die von mehreren 


„amerikanischen Banken, der Maschinenindustrie, Waggonfabriken, Automobil- 


industrie, besonders aber der elektrischen Industrie und anderen Industriezweigen 
gestellt werden, und die von einem Stab von Pressevertretern begleitet sind. Gleich- 
zeitig bereist ein amerikanischer Finanzsachverständiger die Ukraine. Rußland 
spielt dabei gern die amerikanischen Bemühungen gegen die Deutschen aus. 

Ein Staat, der sich über anfängliche politische Bedenken hinaus jedem sich 
wieder stärker öffnenden Wirtschaftsmarkt erfolgreich zuwendet, wird natürlich 
leicht auf eine vorteilhafte Finanzlage hinweisen können, wie das der Schatz- 
sekretär Mellon in einer finanziellen Übersicht über das am 30. Juni abgeschlossene 
Fiskaljahr getan hat. Er konnte einen Überschuß von ı85 Mill. $ nachweisen. 
Die Schulden betrugen zum erstenmal nach dem Kriege weniger als ı7 Milliarden $. 
Die Einkommensteuer habe sich von 2 ı74 Mill.$ im Vorjahre auf 2330 Mill. $ 
gesteigert. Als besonders groß wurde die Einnahme durch die Stempelsteuer und 
Tabaksteuer bezeichnet. Mellon nannte die Finanzlage im ganzen eine äußerst 
zufriedenstellende. 

Wenig beachtet worden sind die Arbeiterunruhen in den Südstaaten, 
die sich im Gefolge der Entwicklung großer neuer Industrien, die es auf die 
Ausnutzung günstiger Produktionsverhältnisse und billiger Arbeitskräfte absahen, 
entwickelt haben. In Pressemeldungen („Frankfurter Zeitung“) heißt es, daß außer 
Lohnfragen auch besonders Gewerkschaftsfragen der unmittelbare Anlaß zu den 
Streiks und Unruhen, zu deren Bewältigung die Polizei nicht ausreichte, so daß 
auch Truppen aufgeboten werden mußten. Nur als Symptom einer in den Ver- 
einigten Staaten anscheinend kräftiger einsetzenden Arbeiterbewegung sind diese 
Vorgänge hier zu würdigen. 

Die Kritik des Young-Plans durch die amerikanische Regierung hat 
sich zunächst der offiziellen Stellung gegenüber der Internationalen Bank zu- 
gewendet. Sie wird beherrscht von der Fiktion der amerikanischen Unbeteiligtheit 
an der Reparationsfrage. Die Bedenken gehen sogar so weit, daß sie sich gegen die 
Wahl eines privaten amerikanischen Bankiers in das Direktorium der Bank wenden. 
Wie weit diese Bedenken die wirkliche Stellungnahme beeinflussen werden, wird 
allerdings von der Kenntnis des Charakters der Bank abhängen, die bis jetzt noch 
aussteht. Diese erst wird ermöglichen, sich ein Urteil über die Funktionen der 
Bank zu bilden und erkennen lassen, wie weit eine Beeinflussung der Geldmärkte 
durch die Internationale Bank anzunehmen ist. Im ganzen hat der Young-Plan 
in den Vereinigten Staaten längst nicht die Aufnahme gefunden, die man nach 
der Teilnahme hervorragender amerikanischer Wirtschaftler und Finanzleute am 
Zustandekommen des Plans eigentlich hätte erwarten sollen. An solcher Haltung 
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scheint viel weniger die Regierung als solche schuld zu sein, als deren Rücksicht- 


nahme auf die allgemeine Volksstimmung, die den Kongreß beeinflußt, indem sie 
recht zähe an dem Dogma der notwendigen Isolierung der Vereinigten Staaten 
gegenüber den europäischen Fragen festhält. 

Anläßlich des 10. Jahrestags des Versailler Diktats haben belgische Stimmen 
Vorwürfe gegenüber Amerika erhoben, daß Amerika, das den Vertrag mit- 
geschaffen habe, ihn dann später sabotiert habe, so daß Deutschland aus solcher 
Nichtanerkennung des Vertrags habe Hoffnungen schöpfen können und die Ali- 
ierten ohne die Gemeinschaft mit Amerika an keine Änderungen an dem Vertrag 
denken könnten. 

Im Verhältnis zu England ist auch im letzten Monat die Frage der Flotten- 
parität, deren Lösung nochmals als von besonderer Wichtigkeit für die Erhaltung 
des Friedens bezeichnet wird, weiter erörtert worden. Auch die englische Thron- 
rede, die von Macdonald verfaßt ist, hat sich mit dem Problem befaßt und gibt 
der Hoffnung Ausdruck, daß die Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten zu 
einer baldigen Reduktion der Bewaffnung aller Welt führen werden. So benutzt 
Macdonald jeden Augenblick, um die von ihm vertretene Politik zu fordern und 
die eine Zeitlang bedenklich erschütterte Beziehung in energischem Zugriff freund- 
lich zu gestalten. Darüber hinaus haben aber beide Regierungen schon Anweisungen 
zur Einstellung von Arbeiten an den Rüstungsprogrammen gegeben. Die ameri- 
kanische Maßnahme ist dabei auf die Opposition der Marine gestoßen, deren 
Führer im Senatsausschuß erklärt hat, daß das Kreuzerbauprogramm der Ver- 
einigten Staaten ohne Rücksicht auf künftige Besprechungen zwischen Hoover 
und Macdonald durchgeführt werden müsse. Dagegen erklärt das Staatsdepartement, 
daß Amerika England im Aufschub des Kreuzerbaus gefolgt sei, weil Macdonald 
den Grundsatz der Parität zwischen der Union und England sowohl für die 
Schlachtschiffe wie für die Kreuzer anerkenne. Man muß zugeben, daß die Ini- 
tiative zu einem derartigen Ausgleich mehr von England als von Amerika kommt. 
England besinnt sich damit gleichzeitig sehr deutlich auf seine Weltaufgabe und 
streift dabei die europäischen Fesseln ab, die es besonders unter Chamberlains 
Führung an Frankreich gebunden haben. Der Widerhall gegenüber dieser Schwen- 
kung ist nicht ausgeblieben. Frankreichs Geste gegenüber Amerika in der Schulden- 
frage ist in dem Zusammenhang ebenso zu nennen wie das Europa-Problem 
Briands, von dem in dem erdumspannenden Bericht dieses Heftes die Rede ist. 

Freilich geht die Anbahnung zu solcher Verständigung im Grunde schon seit 
längerer Zeit von Amerika aus, das in mancher Hinsicht die Atmosphäre dazu 
geschaffen hat. Nicht zuletzt darf dabei an den Kelloggpakt erinnert werden, 
der nach der Unterzeichnung durch alle vertragschließenden Mächte am 24. Juli 
feierlich in Kraft gesetzt wurde. Hoover hat dabei die Vertreter der 59 Signatar- 
mächte im Weißen Haus eingeladen; die Vertreter von 4o Staaten waren bei dem 
Akt zugegen. Amerika hat sowohl China wie Rußland daran erinnert, daß sie den 
Kelloggpakt unterschrieben haben. 
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Von der antarktischen Expedition Byrds kommt die Kunde, daß der Forscher 


bisher 20000 Quadratmeilen neuen Landes, das von zwei großen Gebirgs- 


 zügen durchzogen sei, entdeckt und es für die Vereinigten Staaten in Besitz 
genommen habe. 
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Die Zeitschrift „Ibero-Amerika“ bringt im Maiheft 1929 einen beachtenswerten 
Artikel über die mexikanische Industrie, auf den, obgleich er rein wirtschaft- 
licher Natur ist, hier verwiesen sei, weil er einen speziellen Überblick über die 
Wirtschaftsstruktur des Staates vermittelt. 

Auf Grund einer Unterredung des mexikanischen Präsidenten mit dem Erzbischof 
Ruiz y Flores hat der erstere über das Verhältnis von Staat und Kirche in 
Mexiko die offizielle Erklärung abgegeben, daß weder die Verfassung und Gesetze 
noch die Regierung beabsichtigten, die Integrität der katholischen oder irgendeiner 
anderen Kirche anzutasten oder sich in ihre kirchlichen Handlungen einzumischen. 
Die von der obersten Kirchenbehörde einer bestimmten Religion ernannten Geist- 
lichen brauchten nicht registriert zu werden, ebenso sei der Religionsunterricht 
in der Kirche nicht verboten. Es stehe ferner den Anhängern irgendeiner Religion 
frei, bei der Behörde Vorschläge für Gesetzesänderungen einzugeben. Aus dieser 
Erklärung ist ersichtlich, wie sehr sich die mexikanische Regierung bemüht, den 
Kirchenstreit aus der Welt zu schaffen. 

Viel stärker die politischen, aber zugleich auch die wirtschaftlichen Wand- 
lungen betont ein Aufsatz an der gleichen Stelle über „Kuba im Jahre 1929. 
Dreißig Jahre der Unabhängigkeit unter den Fittichen der Vereinigten Staaten.“ 
Er gibt selbst ein Referat der Studie von Leon Rollin in der Zeitschrift „L’Europe 
Nouvelle“. Neben der Wirtschaftskrise, das die Zuckerinsel seit einiger Zeit be- 
herrscht und auf die im letzten Bericht hingewiesen wurde, wird in der Studie 
besonders das politische Problem klar betont. Im Bewußtsein, daß ihm die staat- 
liche Selbständigkeit nicht mehr geraubt werden könne, will Kuba aber als Staats- 
wesen nicht mehr länger „autonome Kolonie“ sein, dauernd die Intervention der 
Vereinigten Staaten zu fürchten haben. Es will seine innere Politik vollkommen 
selbst regeln dürfen. Das alte Begehren von einst: „Cuba libre!“ schlummert 
zwar vielfach im Lande, ist aber doch in manchen Kreisen nicht vergessen. Wann 
es wieder einmal ganz laut werden wird, hängt entschieden von der Gesamtgestal- 
tung der amerikanischen, besonders der lateinamerikanischen Welt ab. 

In der gleichen Zeitschrift „Ibero-Amerika“ unterzieht Carlos Merz-San Jose 
die gegenwärtige Wirtschaftspolitik der kleinen, aber wohl fundierten Republik 
Costarica, die sich im Laufe von zehn Jahren aus schlimmer finanzieller Miß- 
wirtschaft zu einem gedeihlichen Staatswesen emporgearbeitet hat, einer Betrach- 
tung. Er findet, daß die Richtlinie Costaricas, die ihm auch den rapiden wirt- 
schaftlichen Aufstieg vermittelt haben, nationale wirtschaftliche Annäherung an 
europäische Handels- und Industriestaaten ist. Unter solcher Orientierung hat es 
Costarica erreicht, daß es heute den am besten geordnetsten Finanzhaushalt unter 
allen zentralamerikanischen Staaten aufzuweisen hat. 
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Das Märzheft der Zeitschrift „Ibero-Amerika“ war Brasilien gewidmet. Es be- 
trachtet einleitend Brasiliens industrielle Entwicklung seit dem Weltkriege. Auch die 
übrigen Mitteilungen sind rein wirtschaftlicher Natur, geben aber in ihrer Gesamt- 
heit einen guten Querschnitt des augenblicklichen Standes des Wirtschaftslebens. 

In Peru ist eine Verschwörung gegen den Präsidenten Leguia, der seit Jahr- 
zehnten die Geschicke des Staates kraftvoll leitet, aufgedeckt worden. 

Argentinien zeigt innenpolitisch wenig erfreuliche Zustände, da die Regierung 
Irigoyen bis jetzt nicht das gehalten hat, was sie zu versprechen schien. Das hat 
sich besonders bei der letzten Kongreßeröffnung anfangs Juni offenbart, zu der 
die Regierung verpflichtet ist, eine Botschaft bekanntzugeben, die sich mit der 
wirtschaftlichen und politischen Lage des Staates, der von der Regierung geleisteten 
Arbeit und mit einem Tätigkeitsplan für die Zukunft zu beschäftigten hat. Der 
leere Bericht, den Irigoyen verlesen ließ, hat das Vertrauen in seine Fähigkeiten 
schwer erschüttert. Rücksichtslose Angriffe verschiedener Zeitungen („La Nacion“, 
„El Diario“, „Critica“) sind dieser Handlung des Präsidenten auf dem Fuße 
gefolgt. Die antipersonalistische Opposition gewinnt sichtlich Boden; und die Miß- 
stimmung steigt in allen politischen und wirtschaftlichen Kreisen, da sich zu der 
unerfreulichen politischen Lage eine negative Kursschwankung des Peso und ein 
Sturz der Weizenpreise gesellt. 

Die Botschaft des Präsidenten Guggiarı von Paraguay traut dem Frieden mit 
Bolivien nicht. An eine direkte Regelung mit Bolivien sei wohl kaum zu denken, da 
Bolivien sich mit dem Gedanken vertraut gemacht habe, paraguayische Gebiete 
zu erhalten, während Paraguay keinerlei territoriale Einbuße mehr ertragen könne. 

Diese territoriale Frage ist im Grunde eines der amerikanischen Verkehrs- 
probleme. Der durch die bevorstehende Tacna-Aricaregelung zwischen Peru 
und Chile anscheinend zur unumstößlichen Tastache gewordene territoriale Ab- 
schluß Boliviens vom Pazifischen Ozean drängt Bolivien nach Osten, zu seinen 
Ausgängen am Paraguay. Seit Jahren sind Verkehrspläne ausgedacht worden (vgl. 
darüber „Ibero-Amerika“, Juniheft 1929), die zunächst die eisenbahnliche Er- 
schließung des Departements Santa Cruz ins Auge fassen, aber darüber hinaus 
die Verbindung zum Paraguay suchen. Freilich liegt der Punkt, der die größte 
Aussicht hat, Endpunkt der nationalbolivianischen Querlinie zu werden, Puerto 
Suarez, weit nödlich vom paraguayischen Territorium an der brasilianischen Grenze, 
nicht fern von dem heutigen Endpunkt der brasilianischen Querbahn von Sao 
Paulo zum Paraguay. So wird es verständlich, daß auch Brasilien alles Interesse 
an dieser internationalen Querlinie hat. Doch auch Argentinien ist bestrebt, eine 
Längsbahn von Yacuiba aus nach Santa Cruz vorzustoßen und weitere Baukon- 
zessionen zu Querbahnen zu erhalten. Über Pläne ist man allerdings in diesen 
Verkehrsfragen noch nicht hinausgekommen. Nur Argentinien treibt einen Bahn- 
strang rege auf seine Nordgrenze hin. 

Uruguay verfügt über das dichteste Bahnnetz im gesamten Lateinamerika. 
Die Bahnen sind aber in der Hauptsache von britischem Kapital gebaut und 
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‚stehen sozusagen unter englischer Kontrolle. Das Bestreben des Staates läuft dar- 
um darauf hinaus, ein staatliches Verkehrssystem zu schaffen. Zunächst wird an 
einer Ostwestbahn von Puerto Paloma am Atlantik über Durazno und Trinidad 
‘zur Mündung des Uruguayflusses gebaut. Eine Autostraße von Montevideo nach 
dem gegenüber der argentinischen Hauptstadt gelegenen Hafen Colonia soll ferner 
‚für eine schnellere Verbindung mit Buenos Aires sorgen, das man zugleich als 
Absatzmarkt für Obst und Gemüse ansieht. Ebenso soll das Straßennetz überhaupt 
weiteren Ausbau erfahren. 

Empfindliche Verkehrslücken infolge eines wenig organisch ausgebauten Bahn- 
netzes hat besonders unter den nördlichen Andenstaaten Kolumbien. An ihrer 
Schließung wird auf Grund einer 60 Mill. Dollaranleihe gearbeitet, so z. B. an 
der Weiterführung der sog. Pazifischen Bahn im Caucatal abwärts, um die Ver- 
bindung zwischen dem Pazific und Medellin zu gewinnen, und an einem zweiten 
Bahnstrang von Tumaco am Pazific hinauf nach Pasto. Ferner soll durch das 
Verbindungsstück Ibaque—Armenia der Anschluß Bogotas an den Pazifischen Ozean 
gewonnen werden. Auch die sog. Nördliche Zentralbahn von Bucaramanga nach 
Bogota soll die fehlenden, im Berglande nicht gerade leicht zu bauenden Ver- 
bindungsstücke erhalten. Damit hat aber Bogota immer noch keinen unmittel- 
baren Anschluß an den Atlantischen Ozean, und da auch die Caucabahn von 
Barranquilla aus wohl noch lange auf sich warten läßt, so löst sich die Beobachtung 
aus, daß sich Kolumbien eisenbahnlich zunächst einmal sehr stark nach dem 
‚Pazifischen Ozean hin orientiert. Die weiten Räume zwischen Hochkolumbien 
und der atlantischen Küste werden zur Zeit und sicher noch auf eine lange Periode 
“durch die zeitweise wenig leistungsfähige Binnenschiffahrt, vor allem aber durch 
die Fluglinien der deutsch-kolumbianischen Fluggesellschaft Scadta überwunden. 
Eine zweite große Flugroute läuft von Barranquilla längs der karibischen Küste 
südwestwärts, durch die Atratofurche nach Buenaventura und findet längs der 
pazifischen Küste den Anschluß weiter nach Guayaquil und nach Nordperu. So 
zeigt Kolumbiens Verkehrsstruktur eine außerordentlich günstige Ergänzung von 
Eisenbahnen und Flugverkehr, der besonders im Zentrum des Landes Ersatz für 
die Schiffahrt darstellt. 

Nicht recht durchsichtig ist die Haltung Kolumbiens gegenüber den Öl- 
interessen fremder Gesellschaften. Das lehrt am klarsten eine Studie des 
von der Foreign Policy Association herausgegebenen „Information Service“ (Vol. 5, 
Nr. 2. Vom 3. April 1929). Drei politische Richtungen sind zu erkennen. Die 
eine ist unionsfreundlich, die andere englandfreundlich, die dritte, nationale, da- 
gegen fürchtet jede Ausbreitung fremder Interessen auf einem Boden mit großen 
natürlichen Reichtümern und mit dem Isthumusanteil, einem Territorium von 
hohem strategischen Wert. Unter dem Einfluß dieser widerstreitenden politischen 
Tendenzen stehen die schwankenden Maßnahmen, Beschränkung älterer, Erteilung 
neuer Konzessionen, gegenüber den Ansprüchen der Fremden. 

Ende März hat die Hudsonbaibahn, die die große transkanadische Linie 
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mit der Hudsonbai verbindet und den Hafen Churchill an das kanadische Bahn- 
netz anschließt, ihre Vollendung erhalten. Ihr Weg, der als eine große technische 
Leistung bezeichnet wird, vom Hudsonmeer zu dem Eisenbahnknotenpunkt Saska- 
toon, verschafft dem wichtigen Weizengebiet einen neuen und nächsten Zugang 
zum Meer. Gegenüber der Lorenzroute wird damit unter gleichzeitiger Ersparnis 
des Zwischenumschlags (Lorenzseen und -strom, Meer) die Entfernung von Saska- 
toon nach Liverpool um etwa ı300 km gekürzt. Freilich wird der Konkurrenz- 
kampf zwischen der Hudson- und der Lorenzroute, der sich nun entwickeln wird, 
kein ganz einfacher sein, da er gleichsam nicht mit gleichen Waffen gekämpft 
wird, denn das Hudsonmeer, ein intrakontinentales, aber halbpolares Mittelmeer, 
ist während eines Großteil des Jahres von Eis geschlossen und nur während einer 
kürzeren Zeit, von Mitte Juni bis Ende Oktober, Schiffen zugänglich. Die neue 
Route hat die Kanadier unabhängiger von der Lorenzstraße gemacht, die z. T. 
vereinsstaatlicher Mitbesitz ist. Ihre Fertigstellung wird als gewichtiger Trumpf in 
den Händen der Kanadier den Gang der Verhandlungen Kanadas mit der Union 
über den Ausbau der Lorenzstraße mitbestimmen. 


OrrTo MAuLL: 
Erdumspannender Bericht 


MENSCHHEITSGEDANKE UND NATIONALISMUS 
Betrachtungen zu den Arbeiten des Völkerbuudes 


Zwei großartige Gedanken stehen in der heutigen Zeit stärker denn jemals 
miteinander im Kampf und ringen um die kulturliche Organisation der Erde: 
die Idee der Menschheit und die nationale Idee. Der eine Gedanke strebt in seiner 
letzten Zielsetzung nach einer gleichmäßigen Allumfassung des Erdganzen. Der 
zweite beharrt auf dem Prinzip machtvoller Gruppenbildung, deren Einzelglieder 
er sich bald koordiniert, im Gleichgewicht befindlich, bald aggressiv gegeneinander- 
gestellt denkt. Für die meisten, von der ersten oder zweiten Idee nicht stärker 
erfaßten, mehr neutralen Beobachter will es scheinen, als ob nur die zweite 
wirklichen Gegenwartswert besitze, und als ob der ersten viel Utopisches anhafte; 
und besonders diejenigen, die ganz im Lager des Nationalismus stehen, verharren 
auf diesem Standpunkt und kritisieren geringschätzig alles, was sich praktisch um 
die Idee der Menscheit webt. Mit pazifistisch, kosmopolitisch, international, ja 
sogar vaterlandslos und ähnlichen Schlagworten werden solche Bestrebungen ab- 
getan; und vielfältige Erscheinungen der Wirklichkeit geben tatsächlich solchen 
Außerungen und Einstellungen zunächst recht. Denn von der nationalen Seite 
gesehen, erweisen sich alle Zielsetzungen der Menschheitsidee als Elemente, die 
als anationale das eigene Streben negieren und sich zudem, am erreichten positiven 
Erfolge gemessen, als wenig zukunftsvoll erweisen. Objektive Betrachtung muß 
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allerdings zu einem ganz anderen Ergebnis kommen. Denn die Basis der Mensch- 


' heitsidee ist breit, und ihre Wurzeln sind tiefer, inniger mit allem Sein auf der 


Erde verflochten als die des Nationalismus. Sie haben sich in der Erkenntnis der 
Arteinheit des Menschen und des Menschentums verankert; und es gibt bedeut- 
same Folgeerscheinungen, die ihr schützendes Dach über die Gesamtheit der 


' Menschen ausbreiten. Kunst, Wissenschaft und Religion und alle praktische Ethik 


sind in solcher Arteinheit geboren und streben rückwärts wieder nach der Um- 
fassung aller Menschen. Politisch betrachtet, stellen sie sich als nicht zu unter- 
schätzende internationale Verkettung dar, zu denen sich in der Entwicklung des 
modernen Lebens andere, aber gleichgerichtete Verknüpfungen hinzugesellt haben, 
wie Weltwirtschaft, Weltverkehr, Welthandel und Weltkapital. Die Erde des weit- 
schauenden Kaufmanns oder Geldmanns sieht im Grunde nicht viel anders aus 
wie die des Wissenschaftlers, der mit seiner Forschung allen dient, selbst wenn 
er vielleicht nicht allen dienen will, und des Missionars, der auf Grund allgemein 
ethischer Erwägungen wirkt. Allein trotzdem scheint sich eine Fülle von Er- 
scheinungen unabhängig von der Idee der Menschheit gestaltet zu haben und sich 
immer wieder neu gestalten zu wollen. Es will fast scheinen, als ob die Basis der 
Menschheitsidee zu breit und ihre Wurzeln zu tief seien, als daß aus dem faszi- 
nierenden Gedanken umfassendere praktische Erfolge erstehen könnten. „So lange 
nationaler Egoismus und nationalistische Torheit in solch maßloser Stärke das 
Staatenleben beherrscht wie heute, und solange die Kulturhöhe der einzelnen 
Völker eine so grundverschiedene ist“, solange scheint an eine stärkere reale In- 
vestierung des Menscheitsgedankens nicht zu denken zu sein. „Ist aber eine 
Wandlung dieser Voraussetzungen selbst aussichtslos? Hat die Idee der Menschheit 
in ihrem Streben nach Verwirklichung tatsächlich gar keine Fortschritte im Laufe 
der historischen Entwicklung zu verzeichnen? Man wird diese Frage schwerlich 
verneinen dürfen. Wie lange stehen denn überhaupt die einzelnen Menschheits- 
gruppen in einem innigeren Austausch? Hat nicht erst die allerjüngste Zeit mit 
ihrer raschen Entwicklung des Verkehrs und mit ihren riesigen Menschenwan- 
derungen die Wege geebnet und die Möglichkeit geschaffen, daß sich die einzelnen 
Menschengruppen näher kennenlernen können? Ist in der Hinsicht nicht alles 
im Gären, in voller Entwicklung begriffen? Und ist darum schon ein Überblick 
über den voraussichtlichen Verlauf der Prozesse oder gar ein abschließendes Urteil 
über ihren Erfolg in naher oder ferner Zukunft zu erwarten? Hat nicht die 
Weitung des geographischen Horizonts die Idee der Menschheit stets beeinflußt? 
Haben nicht stets die isoliert lebenden Völkchen sich als die einzigen Menschen 
betrachtet und sich auch so bezeichnet? Später ist dann diese Einstellung bei den 
großen Menschheitsgruppen zu verfolgen. Man kennt schon andere Menschen, 
aber man kennt sie nicht gut genug, man versteht sie nicht und bezeichnet sie 
als Barbaren: und diese Tradition, aber doch nur als ererbte Verständnislosigkeit, 
als Nachlässigkeit gegenüber den wohlbekannten Menschheitsaufgaben, ist noch 
bis in die jüngsten Tage erhalten geblieben. Solcher Rückständigkeit steht aber 
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schon heute gewaltiger Fortschritt gegenüber; und dieser Kampf des Vorwärtsdrängen- 
den mit dem überlebten Alten, z. T. Uralten, macht die Aufgabe der heutigen Zeit 
aus. Wird das Kampffeld selbst, die Erde nicht:den Sieg des Neuen begünstigen?“ 

Denn „die Idee der Menschheit ist ja letzten Endes erdgebunden, aus dem Ein- 
heitsbewußtsein von der Erde entstanden, so wie die Arteinheit des Menschen 
selbst ein Produkt der organischen Entwicklung der Erde ist; und mit dem 
wachsenden Einheitsbewußtsein von der Erde wachsen auch die Gunstbedingungen 
für die Entwicklung der sittlichen Forderungen im Sinne der Menschheitsidee. 
Was für das Ganze der Erde gilt, gilt auch für ihre Teile. Innigerer Zusammen- 
schluß der einzelnen Teile, Erkenntnis der Lebensnotwendigkeiten, der Raum- 
möglichkeiten wird das Streben nach dem Ziele der Gesamtidee durch Arbeit im 
einzelnen Schritt für Schritt weiterführen“. So habe ich mich prinzipiell mit 
der Frage gegen die Mitte des laufenden Jahrzehnts befaßt (Politische Geo- 
graphie, Berlin [Borntraeger] 1925, $. 630—63 1). Ich sah damals besonders den 
werdenden Fortschritt in der zivilisatorischen Zusammenfassung größerer Erd- 
räume: „Wo noch vor wenigen Jahrhunderten der Einzelvölkerwille zahllose 
Völkchen und Stämme viel zu häufig für ihr völkisches Gedeihen auf den Kriegs- 
pfad führte und im ganzen ‘ein Krieg aller gegen alle herrschte, da dehnt sich 
heute in Nordamerika der große einheitliche für Frieden und Ordnung sorgende 
Staatsorganismus der Union“. In dem Sinne folgen an der angegebenen Stelle 
Beispiele auf Beispiele, die lehren, wie auch vielfach anderorts auf der Erde der 
engvölkische Gedanken überwunden worden ist durch die Schaffung ungleich 
großräumiger „Lebensgemeinschaften“, und wie diese letzteren gleichsam die Etappen 
darstellen auf dem Wege zum Menschheitsganzen. Gleichgültig, ob man annimmt, 
daß das Ziel einmal erreicht werde oder nicht, so kann man diese Tatsache nicht 
leugnen und nicht bestreiten, daß sich damit die Bedingungen für eine Weiter- 
entwicklung gegenüber früheren Jahrhunderten doch recht einschneidend ge- 
ändert haben. Schon gewonnene oder künftige Lebensgemeinschaften entstehen 
überall, die man nach ihrer Begriffsfassung bestimmt nicht mehr aus dem Reich 
der Realitäten verbannen kann. Das ist die eine grundlegende Feststellung, die in 
der Rückschau gewonnen ist, aber zugleich wegweisend für die Zukunft sein kann. 

Wer wollte aber übersehen, daß damit nur eine erste Etappe auf einem weiten 
Weg gewonnen ist, daß doch wieder Gruppenbildung erfolgt ist, „daß kein innerer 
Gegensatz zwischen Lebensgemeinschaften und Machtgemeinschaften besteht, daß 
eine organische Weiterentwicklung der bisherigen von engen nationalegoistischen 
Gesichtspunkten geleiteten Machtgemeinschaften zu Lebensgemeinschaften die 
Voraussetzung der gegebenen Erwägung ist? Mit utopischer zum Pazifismus hin- 
führender Wesensänderung der Staaten und Staatenbünde hat die Begriffsfassung 
der Lebensgemeinschaft nichts zu tun. Doch erscheint auf Grund geographischer 
Kritik die Überwindung der vielen Reibungen, Sonderinteressen, Kampfeinstellungen 
und Kämpfe nur möglich im Zusammenschluß großer, sich selbst genügender 
und zugleich wesenseinheitlicher Staatenverbände, der Lebensgemeinschaften, die 
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verhältnismäßig reibungslos nebeneinander lagern und als möglichst gleichschwere 
politische Gegengewichte das System der Staaten der Erde in der Schwebe halten“ 
(Politische Geographie S. 64). 


Die Tatsache überrascht zunächst, daß die aus der regionalen Auswirkung der 
Einzelmotive der Menschheitsidee geborenen größeren regionalen Einheiten ihrem 


Wesen nach sich nicht von dem der Staaten abheben sollen und der ganze dabei 


erreichte Fortschritt lediglich in dem Ausgleich des Kräftespiels liegen solle. Und 
doch ist dem so. Denn alle die ideellen und materiellen Einzelregungen wie Reli- 
gion, Wissenschaft, Kunst, Wirtschaft, die wohl in ihrer letzten Auswirkung die 
Menschheit als solche zu umfassen vermögen, unterliegen doch „gar zu leicht 
nationaler Zertrümmerung“ und können darum innere Verkettungen für beliebige 
größere oder kleinere Verbände darstellen. 

Auf dieser Tatsache beruht der wenig erquickliche Widerstreit der bald aufs 
Ganze, bald auf einen Teil gerichteten ideellen und materiellen Strebungen an 
sich, der sich jeder wirklichkeitsfreundlichen Schau bei der Betrachtung des ein- 
zelnen Menschen wie bei der irgendwelcher Gruppen und Verbände ergibt. Immer 
wieder wird der Totalismus von einem Partikularismus durchkreuzt, und auch im 
umgekehrten Sinne sind störende Wirkungen in der Überschneidung der beiden 
Zielsetzungen zu erkennen. Das löst natürlich bei den Wächtern der einen oder 
der anderen Tendenz Unzufriedenheit aus. Aber auch manche Komik läßt sich 
nicht vermeiden, wenn sich gewisse Bestrebungen unter dem Einfluß solcher 
Durchdringung mit wesensfremden Inhalt erfüllen und z. B. der aus der Bruder- 
idee des Menschengeschlechts erstandene Pazifismus angriffslustig und kampfes- 


* freudig wird, der „Krieg dem Kriege“ erklärt wird. 


Die letzte Ursache des Widerstreits ist leicht zu erkennen in dem im Grunde unver- 
söhnlichen Gegenüber der Totalität des Erdganzen und der natürlichen wie kultur- 
lichen weitgehenden Differenzierung in Länder und Völker und der sich auf dieser 
Basis weiter herausbildenden, sich gegeneinander absondernden Gemeinschaften. 
Darum besteht keinerlei Aussicht, daß der verursachende Gegensatz jemals völlig 
überwunden werden kann. Allein er kann gemildert werden, je mehr sich auf Grund 
des materiellen Zusammenschlusses, besonders durch die Auswirkungen des Verkehrs 
ein erhöhtes Totalitätsbewußtsein und -gefühl ausbildet. Dabei wird er manche 
Schärfen und Spitzen verlieren, ohne aber völlig zu verschwinden. 

Keine Beurteilung hat in der jüngeren Zeit so sehr unter diesen widerstreiten- 
den Tendenzen gelitten als die des Völkerbundes, der seinem ganzen Wesen nach 
nach Universalität strebt, aber doch faktisch auch nur Etappe auf dem Wege 
der Verwirklichung des „großen Gedankens einer durch freiwilligen Zusammen- 
schluß gebildeten Menschheitsorganisation“, der „mit der Entwicklung der neu- 
zeitlichen Kultur zur Weltkultur gewachsen ist“ (Rjellen), geblieben ist. Wie sich 
der Völkerbund in den ersten zehn Jahren entwickelt hat, wird demnächst ein 
dieser Frage speziell gewidmeter Aufsatz lehren. Hier mögen zu seiner gerechten 
Beurteilung nur ein paar wenige Sätze herausgestellt werden: „der Völkerbund in 
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seiner heutigen Gestalt und seinem heutigen Wesen hat unter einer ganz unglaub- 
lichen Konstellation das Licht der Welt erblickt. Darum ist er unter völliger Ver- 
kennung der reinen Völkerbundsidee als Machtorganisation entstanden“. Seitdem 
das geschrieben worden ist (Politische Geographie S. 643), hat der Völkerbund 
aber manche Wandlungen seinem Umfange und ebenso weniger seiner Organi- 
sation als seinem inneren Wesen nach durchgemacht. Trotz alledem ist er weit 
entfernt davon, auch nur annähernd zu befriedigen, denn viel zu sehr durch- 
kreuzen sich in ihm noch die Machtideen und die Universalitätsidee, die aber 
auch bei allseitigem konsequentem Durchdenken aller Macht zu entbehren ver- 
mag. Jedoch über aller grandioser Unvollkommenheit darf die erstmalige groß- 
artige Investierung des Gedankens überhaupt in der Wirklichkeit, getragen von 
einer langen Reihe gegenwärtiger Machtorganisationen, nicht übersehen werden. 

In der jüngsten Phase seiner Tätigkeit hat sich der Völkerbund doch wieder 
eine so staunenswerte Fülle von Aufgaben auf wirtschaftlichem, sozialem, recht- 
lichem Gebiet, ferner auf dem der Verwaltung und der Politik gestellt, daß, wenn 
eine durchgreifende Lösung möglich wäre, gar bald so etwas wie ein Weltaus- 
gleich gefunden wäre. So hat er sich weiter als Sammelstelle aller internationalen 
Vereinbarungen bewährt. Eine lange Reihe von Verträgen sind zur Eintragung 
gekommen. In seinem Bestreben, das internationale Recht zu kodifizieren, wurden 
besonders die Fragen der Staatsangehörigkeit, der Hoheitsgewässer und der Haft- 
pflicht der Staaten für die auf ihrem Gebiet den Ausländern oder ihrem Eigentum 
zugefügten Schäden behandelt. Die Wirtschaftskommission kam zur Aufstellung 
von Schlußfolgerungen über die Anwendung der Meistbegünstigungsklausel und 
befaßte sich im Zusammenhang damit mit der Vorbereitung eines Abkommens 
über die Aufhebung der Einfuhr- und Ausfuhrverbote. Sie beriet ferner über die 
gemeinschaftlichen Maßnahmen für die Herabsetzung der Zolltarife, wandte sich 
schließlich brennenden Wirtschaftsfragen zu, faßte so internationale Maßnahmen 
zur Unterstützung des Kohlenbergbaus ins Auge, wobei allerdings die gegenwärtige 
Lage als ein internationales Problem bezeichnet wurde, für dessen Lösung in aller- 
erster Linie die Leiter des Kohlenbergbaues zu sorgen haben. Daneben beschäf- 
tigte sie ganz besonders das Zuckerproblem, dessen Schwere durch den mangeln- 
den Ausgleich zwischen Produktion und Konsum gekennzeichnet wird. Eine Kon- 
ferenz soll im Spätjahr über das Fremdenrecht beraten. Beratung über internatio- 
nale Industrie- und Handelsabkommen wird in Aussicht genommen. Hygieneorgani- 
sation, die beobachtende Tätigkeit gegenüber der Ausbreitung der Epidemien übt, 
Bekämpfung der Pflanzenkrankheiten, Ausbeutung der Meeresschätze, Regelung 
der Walfischjagd, Wirtschaftstendenzen, die den Weltfrieden beeinflussen können, 
administrativer Protektionismus, Folgen des Schmuggels, besonders des Alkohol- 
schmuggels waren weitere Punkte, die zur Diskussion standen. Daneben wurden 
Vorschläge zur Vereinheitlichung der Verzollungsverzeichnisse und der Transport- 
statistik, ebenso zur Vereinheitlichung des Seezeichenwesens und der Küsten- 
beleuchtung gemacht. Immer stärker hat das Wirtschaftskomitee sich der Frage 
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der allgemeinen Landwirtschaftskrise, dem Mißverhältnis zwischen den Preisen 
der landwirtschaftlichen und industriellen Produkte zugewendet. 

So gehen die wirtschaftlichen Tendenzen des Völkerbunds auf die Aufzeigung 
allgemeiner Richtlinien, die einen Ausgleich in der Weltwirtschaft anstreben und 
zur Entwicklung einer weltwirtschaftlichen Organisation zu führen vermögen. 


‚ Diesem Bestreben entgegen steht aber die recht allgemeine Beachtung der weiteren 


Erhöhung der Zolltarife, während die Ermäßigungen zu den Ausnahmen gehören. 
Der regionale Grundsatz, der Zollschutz für sich selbst und Zollabbau bei den 
anderen verlangt, ist noch zu sehr die Regel und läuft dem entsprechenden Grund- 
satz in den Rüstungs- bzw. Abrüstungsbestrebungen parallel. Der Regionalismus 
nimmt, wie in den Verhandlungen nachdrücklich betont wurde, die Ausführungen 
der Genfer Beschlüsse und Konventionen noch nicht ernst genug; allgemein ist 
noch zu wenig das Bewußtsein für die über die ganze Erde ausgreifende wechsel- 
seitige Bedingtheit aller Wirtschaftsbeziehungen erwacht. Das schränkt natürlich 
nachhaltig die praktischen Ergebnisse der Genfer Verhandlungen ein und zeigt 
ganz offensichtlich, wie sich auf dem wirtschaftlichen Arbeitsfeld des Völkerbundes 
die beiden Tendenzen, der aus dem Nationalismus geborene wirtschaftliche Regio- 
nmalismus und der dem Gedanken einer Weltwirtschaft entstammende Universalis- 
mus, durchkreuzen. Der Teil entwickelt damit ein getreues Abbild des Ganzen. 

In allen Verwaltungsfragen der ihm unterstellten Mandatsgebiete erweist sich 
der Völkerbund, man kann sich dieses Eindrucks nicht erwehren — als krönende, 
aber machtlose Organisation. Er nimmt einfach die Berichte des Regierungsaus- 
schusses für das Saargebiet wie die der anderen Mandatsmächte entgegen, ohne 
den Willen, bei schwebenden Fragen einzugreifen: so wird z. B. die Eingabe und 
Forderung des arabischen Kongresses nach .der Schaffung demokratischer und 
parlamentarischer Einrichtungen in Palästina damit beantwortet, daß es ausschließ- 
lich Sache der Mandatsmacht sei, die Regierungsform zu bestimmen. Die Eigen- 
art der Beziehungen zwischen Völkerbund, Mandatarmacht und der Bevölkerung 
des Mandatsgebiets wird auch beleuchtet durch die auf Eingabe der „Anti Slavery 
and Aborigines Protection Society“ gefaßte Entschließung der neuseeländischen 
Regierung, „daß sie beabsichtige, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
der samoanischen Bevölkerung so klar wie möglich die zwischen dem Völkerbund 
und den Eingeborenen bestehenden Beziehungen auseinanderzusetzen“. So kann 
vielfach der Völkerbund als eine ferne Organisation gelten, die sich nur theore- 
tisch mit solchen Fragen beschäftigen und in ihren Maßnahmen oft gar nicht 
unmittelbar verstanden werden kann. 

Am Sitze des Völkerbunds, in Genf, ist von der internationalen Arbeitskonferenz 
sehr eingehend über die Frage der Zwangsarbeit in den Kolonialländern beraten, 
dabei festgestellt worden, daß die Zwangsarbeit wohl fast überall formell abgeschafft 
sei, daß sie aber in Wirklichkeit vielfach bestehe, indem durch wirtschaftliche 
Maßnahmen oder durch ungünstige Verhältnisse die Eingeborenen dazu gebracht 
werden, Arbeitsverträge abzuschließen, die sie einer verhüllten Sklaverei zuführen 


ne: 


| 
.652 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT 8 | 


(Indien, Ost- und Südafrika, Lateinamerika). Hier offenbart sich dem Völkerbund 
ein Menschheitsproblem, das neulich auch Karl Sapper in dieser Zeitschrift an- 
geschnitten, das aber den Völkerbund als solchen noch nicht näher beschäftigt hat. 

In den letzten Sitzungsperioden spielte die Frage des Minderheitenschutzes 
eine große Rolle, ohne daß bisher der Beobachter die Überzeugung von einer 
wirklich praktischen Auswirkung solcher Verhandlungen bekäme, trotzdem einige 
kleinere konkrete Fragen zur Diskussion standen. Der Eindruck ist doch ein ganz 
offensichtlicher: man geht den wirklich kardinalen Fragen des Minderheiten- 
schutzes aus dem Weg und wendet sich mehr formalen Betrachtungen zu. Diesen 
Charakter hat die Denkschrift, die Dandurand vorgelegt hat. Auf welch wissen- 
schaftlicher Grundlage gelegentlich die Verhandlungen geführt werden, zeigt der 
folgende Satz dieser Denkschrift: „in Europa sind die Rassen längs der meisten 
Grenzen vermischt“. Der Inhalt des Satzes ist nicht zu bestreiten, aber der 
kanadische Vertreter, Herr Dandurand, meint gar nicht Rassen, sondern Völker 
besser eigentlich Nationen. Denn es kann sich nur um den Schutz der Nationali- 
täten, Teilen von Nationen und nicht um den irgendwelcher Völkerteile handeln. 
Den Geist, den der vom Völkerbund bestellte Minderheitenschutz im ganzen 
atmet, kennzeichnen am besten einige Ausführungen Briands, die dieser in Ein- 
dämmung der mehr idealistischen Auffassungen Stresemanns machte (Die Tätigkeit 
des Völkerbunds im März 1929, Bd.g, Nr. 3, S. 147 ff.): „Nach seiner Zusammen- 
setzung und nach seiner Geschäftsordnung muß der Völkerbund die Achtung der 
nationalen Hoheit über alle anderen Erwägungen stellen. Dieser Grundsatz be- 
herrscht ihn.“ Es gälte, „den Schutz der Minderheiten mit .der Achtung der 
nationalen Souveränität in Einklang zu bringen. So stellt sich das Problem dar, 
und so sieht die wirkliche Schwierigkeit aus, die dem im Wege steht, was ich als 
das Ideal unserer Auffassung bezeichnen möchte... Man darf uns indessen die 
Aufgabe nicht zu schwer machen, und wenn man die ehrenwerten Gefühle der 
Minderheiten als einen Hebel verwenden wollte, um die Regierungen, ihre Autori- 
tät und ihre nationale Kraft langsam zu erschüttern, wenn man versuchen wollte, 
wie es manche Leute getan haben, alle diese Minderheiten nach und nach zu- 
sammenzufassen, um aus ihnen einen Block der Unzufriedenheit und der unauf- 
hörlichen Beschwerden zu machen, und wenn man das fertig bringen sollte, so 
glaube ich nicht, daß man auf diese Weise eine Friedensatmosphäre schaffen 
würde.“ Von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, war von dieser Auffassung 
die Behandlung der Minderheitenfrage beherrscht, d. h. sie wurde dem Gesichts- 
punkt des staatlichen Regionalismus und nicht der Universalität der Völkerbunds- 
idee unterstellt. Das hat auch ganz klar das Memorandum des Ausschusses der 
Europäischen Nationalitätenkongresse an das Minderheitenkomitee des Völker- 
bundsrats herausgestellt, in dem darauf hingewiesen wird, daß bei der Durch- 
mengung der einzelnen Nationen und Völker in Mittel- und Osteuropa kaum an 
eine regionale Lösung des Minderheitenproblems zu denken sei, eine Lösung nur 
in der Sicherung der nationalkulturellen Entwicklungsfreiheit innerhalb eines 
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jeden Staates bestehen könne, indem vor allem Regelung des Unterrichtswesens 
und der Sprachenfreiheit angestrebt werde auf dem Wege der unmittelbaren Ver- 
ständigung zwischen Staat und Minoritäten. Der Völkerbund habe nur seine 
moralische Autorität im Sinne solcher Entwicklung geltend zu machen; dagegen 
hätten die Dreierausschüsse, für die auch neuerdings wieder plädiert worden ist, 
ihre Aufgabe keineswegs erfüllt, weil sie sich durch eine ergebnisreiche Behand- 
lung der Minoritätenpetitionen nicht in Gegensatz zu den betreffenden Staaten 
bringen wollten. Die Denkschrift streift am Schluß das furchtbare menschliche 
Problem der Folge der ungelösten Minderheitenfrage im Falle eines Krieges in 
Europa, der zu einem Bürger- und Bruderkrieg werden müßte. 

Stärker im Sinne seiner Idee hat der Völkerbund auf dem Gebiete einiger weniger 
bedeutungsvoller politischer Fragen als internationaler Gerichtshof gearbeitet. 

Unstreitig muß in engste Verknüpfung mit dem Wesen des Völkerbundes die 
jüngste Plansetzung Briands zu einem künftigen Europa gebracht werden, wenn 
auch zu dem Vorschlag kaum noch recht kritisch Stellung genommen werden 
kann und außerdem diese Aufgabe dem Europareferat zufällt. Jedoch die Über- 
organisation, die sich Briand denkt, fiele in gewissem unter die Kategorie der oben 
behandelten „Lebensgemeinschaften“ von mehr regionalem Charakter, die sich aus 
den Lebensnotwendigkeiten einzelner Erdräume ergeben, wenn sie nicht einfach 
von dem Machtgedanken einer Hegemonie Frankreichs über Europa erfüllt wäre. 
Solche Lebensgemeinschaften wurden als Etappen auf dem Wege zu größeren 
Zusammenschlüssen bezeichnet. Da aber die Völkerbundsidee schon eine reale, 
‘wenn auch unvollkommene Investierung erfahren hat, so bedeutet die Idee eines 
‚Europa, besonders wenn sie von den Trägern des Völkerbunds getragen wird, 
eine Sabotage der reinen Völkerbundsidee. Politisch ausgedrückt, wird man den 
Plan einer Europäisierung des Völkerbunds unter Frankreichs Führung hinter 
dem Briandschen Vorschlag argwöhnen dürfen. Ein Europa, wie es sich Briand 
denkt, ist nichts Neues und von Frankreich schon öfters gefordert worden. 

So schwankt das Wesen des Völkerbunds hin und her im Widerstreit der sich 
in ihm auswirkenden ideellen Tendenzen. Die ihm adäquate Universalität und 
Einheit der Totalität wird nie die erwünschte Reinheit in seinen Werken zu er- 
langen vermögen, so lange Regionalismus und Nationalismus noch in so enger 
Bindung auftreten, wie es die Gegenwart zeigt. Zwischenstufen, „Lebensgemein- 
schaften“ der Staaten sind die wirklichkeitsnähere Form. Sie werden hier und 
dort geplant, weisen m.nche Ansätze auf, ohne sich aber irgendwo zu reinerer 
Form ausgebildet zu haben. Aber jede Aufklärungsarbeit, die ihre Bildung ver- 
wirklichen kann, muß darum um so nachhaltiger begrüßt werden, so jenes Buch 
von Sir Robert Donald über „Der polnische Korridor und seine Folgen“, das ın 
unparteiischer Klarheit nachweist, daß die schweren politischen Fragen im öst- 
lichen Mitteleuropa nur auf dem Wege einer — wie wir sagen — „Lebensgemein- 
schaft“ zu lösen sei. Und was von diesem speziellen Falle gilt, kommt für die 
politischgeographische Regelung in manchen Regionen der Erde in Frage. 
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ROBERT LIEFMANN: 


Internationale Kartelle und ihre internationale Regelung . | 


Die zunehmende Bedeutung der internationalen Kartelle bewirkt, daß sich die 
Öffentlichkeit immer mehr mit ihnen beschäftigt. Sie hat auch dazu geführt, daß) 
sie zum Gegenstand der Weltwirtschaftskonferenz in Genf gemacht wurden, und 
da die dortigen Erörterungen naturgemäß nicht im entferntesten eine abschließende: 
Regelung brachten, ist auch heute noch das Interesse an diesen Bildungen reger 
als je. Das ist auch sehr erklärlich. Denn die internationalen Kartelle haben sicher- 
lich noch eine große Zukunft, und man erwartet viel von ihnen für die Verbesse- 
rung der weltwirtschaftlichen Beziehungen, die heute als Folge des Weltkrieges 
und der Friedensdiktate noch immer sehr im argen liegen. 

Dabei sind die internationalen Kartelle keineswegs eine neue Erscheinung, viel- 
mehr war die Tendenz zur Bildung solcher auch vor dem Weltkrieg schon recht 
lebhaft. Denn die immer engere Verflechtung der verschiedenen Volkswirtschaften 
setzte schon damals ein. Nach dem Krieg ist allerdings die Bildung internationaler 
Kartelle durch die willkürliche Zerreißung wirtschaftlich zusammenhängender Ge- 
biete sehr gefördert worden, ferner aber durch die immer stärker werdenden Ten- 
denzen nationaler wirtschaftlicher Abschließung. Diese überall vorhandenen autarken 
Bestrebungen stehen im Kampfe mit den aus technischen und wirtschaftlichen 
Gründen immer enger werdenden weltwirtschaftlichen Verflechtungen. Den so ent- 
stehenden Gegensatz sucht man vielfach durch internationale Kartelle zu über- 
brücken, bzw. das Wirtschaftsleben sucht mit ihnen aus sich selbst heraus die 
Schäden und Hindernisse zu überwinden, die der heute verbreitete Nationalismus 
einer zweckmäßigen weltwirtschaftlichen Organisation zufügt und in den Weg legt. 

Man kann, ganz im allgemeinen betrachtet, zwei große Gruppen von Industrien 
unterscheiden, in denen die internationalen Kartelle bisher die größte Bedeutung 
erlangt haben. ı. Die großen Rohstoff- und Schlüsselindustrien. Da die 
wichtigsten Rohstoffe nicht über alle Länder gleichmäßig und ihrem Bedarf und 
ihrer Entwicklung entsprechend verteilt sind, ergeben sich hier vielfach gerade 
vom Standpunkt der autarken Bestrebungen sehr drückend empfundene Abhängig- 
keiten und damit die Notwendigkeit internationaler Vereinbarungen zwecks Sicher- 
stellung der Versorgung. Das bisher bedeutendste Beispiel dafür, daß ein solche: 
Abhängigkeitsverhältnis durch internationale Vereinbarung geregelt wurde, und 
damit, vom politischen Gesichtspunkt wenigstens aus, den Höhepunkt der inter- 
nationalen Kartellbewegung bildet die Kontinentale Rohstahlgemeinschaft 
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Sie kam nach langen Verhandlungen im September 1926 zustande und bezweckte 
die durch den Versailler Friedensvertrag geschaffenen Verhältnisse der westeuro- 
päischen Stahlindustrie zu regeln. Deutschland hatte auf Grund seiner früheren 
Beherrschung der lothringischen und luxemburgischen Eisenerze und seines eigenen 
großen Kohlenbesitzes eine sehr ausgedehnte Eisenverarbeitung aufgebaut. Ein 
großer Teil dieser Eisenerzvorkommen ist jetzt an Frankreich und Belgien gefallen, 
die aber die Weiterverarbeitung nicht selbst vornehmen können und außerdem zum 
Teil auf die deutschen Kohlen angewiesen sind. Daraus ist die Kontinentale Roh- 
stahlgemeinschaft entstanden, an die sich auch eine ganze Anzahl anderer inter- 
nationaler Kartelle für die weiterverarbeitende Eisenindustrie angeschlossen haben. 
Ähnlich liegen die Verhältnisse bei dem deutsch-französischen Kali- Abkommen. 

2. Das zweite Hauptgebiet internationaler Kartelle sind Spezialindustrien, 
Erwerbszweige, in denen eine verhältnismäßig kleine Zahl von Unternehmungen 
oder Konzernen besteht, die meist stark am Export interessiert sind. Hier lag ein 
internationaler Zusammenschluß besonders nahe und war besonders leicht mög- 
lich. Derartige Industrien sind die chemische Großindustrie für eine ganze Anzahl 
von Spezialprodukten, ferner die elektrotechnische Industrie. Es gehören in diese 
Gruppe auch solche Industrien, bei denen neue technische Erfindungen zur Ein- 
führung kommen sollen. 

Bei der ersten Gruppe von Industrien sind internationale Kartelle meist nur 
möglich, wenn vorher die Unternehmungen eines einzelnen Landes in natio- 
nalen Verbänden zusammengeschlossen sind. Da die Kartellbildung in manchen 
Ländern noch wenig fortgeschritten ist, war das Fehlen nationaler Kartelle bisher 
eines der größten Hindernisse der weiteren Ausdehnung der internationalen Kartell- 
bildungen. Die Schwäche mancher nationaler Kartelle bzw. die Hindernisse, die 
die Gesetzgebung ihnen in manchen Ländern in den Weg legt (U.S.A.), ist auch 
häufig schon die Veranlassung zur Auflösung internationaler Kartelle gewesen 
und einer der Gründe, weshalb sie meist noch ziemlich kurzlebige und wenig ge- 
sicherte Bildungen sind. 

Die Industrien der zweiten Gruppe können dagegen auch internationale Kartelle 
direkt zwischen den einzelnen Unternehmungen schließen, doch müssen diese dann 
in ihrem eigenen Lande eine mehr oder weniger monopolistische Stellung besitzen, 
sofern es sich nicht nur um eine bloße Vereinbarung über den Export handelt. 

%* 

Im allgemeinen ist der Zweck internationaler Kartelle natürlich derselbe wie 
der nationaler Kartelle, sie sollen die Lage des betreffenden Industriezweiges ver- 
bessern. Es gilt für internationale Kartelle ganz besonders, daß sie „Kinder der Not“ 
sind, die meist bei sehr ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen zustande kommen. 
Denn die Schwierigkeiten und die Interessengegensätze, die überwunden werden 
müssen, sind naturgemäß bei Unternehmungen oder zwischen nationalen Kartellen 
verschiedener Länder besonders groß. Bei näherer Betrachtung ergibt sich aber, 
daß die Zwecke internationaler Kartellbildung im einzelnen recht verschieden 
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sind, und das kommt auch schon in den sehr verschiedenen gewählten Kartell- 
formen zum Ausdruck. Am häufigsten waren wohl, wenn man die ganze bis- 
herige Entwicklung überblickt, die Gebietskartelle, bei denen sich jedes Land: 
sein eigenes Gebiet reserviert, häufig aber auch dritte Länder oder umstrittene Ab- 
satzgebiete dem einen oder anderen Kontrahenten zugewiesen werden. Eines den 
ältesten, bedeutendsten und langlebigsten internationalen Kartells war wohl das; 
zwischen den beiden großen selbst in Trustform bzw. als Kontrollgesellschaft! 
organisierten Dynamitkonzernen, dem englisch-deutschen und dem französisch-: 
italienisch-spanischen, die seit 1886 so ziemlich die ganze Welt unter sich auf-: 
geteilt hatten. Ähnliche Gebietskartelle haben zeitweise zwischen den großen! 
internationalen Petroleumkonzernen bestanden und sie sind wohl kürzlich wieder: 
zustande gekommen. Solche Gebietskartelle spielen im internationalen Verkehr eine 
ähnliche Rolle wie die innerhalb einer größeren Volkswirtschaft häufigen terri-: 
torialen Gebietsabgrenzungen, z. B. bei den verschiedenen deutschen Verbänden 
für Kohle, Zement, Kalk, Salz, Superphosphat usw. Derartige Kartelle sind daher 
auch im wesentlichen unabhängig vom Schutzzollsystem, bzw. besteht bei freiem 
Verkehr mindestens ebenso die Veranlassung, sie abzuschließen, wie wenn Zoll- 
mauern den Export erschweren. 

Andererseits aber erleichtern die Schutzzölle das Dumping, den billigeren Ver- 
kauf ins Ausland. Dagegen sucht man sich durch Vereinbarungen über Reservierung 
des inländischen Absatzgebietes zu schützen, was ebenfalls durch Gebietskartelle 
geschieht. Im allgemeinen halten diese also die bisherige internationale Gruppierung 
einer Industrie aufrecht. 

Schwieriger sind schon internationale Preisvereinbarungen zustande zu 
bringen. Am leichtesten kommen sie zustande für den Absatz nach dritten Län- 
dern, in denen die Unternehmer verschiedener Staaten beim Export ihrer Produkte 
konkurrieren. Dahin gehört ein großer Teil der Kartelle der ersten Gruppe, also 
der Rohstoff- und Schwerindustrie, z. B. die Vereinbarungen der großen Konzerne 
der Petroleumindustrie über ihren Absatz in verschiedenen Ländern. Solche inter- 
nationale Preiskartelle sind dann häufig mit Gebietskartellen verbunden, indem 
die Kontrahenten das eigene Land und oft ein gewisses natürliches Absatzgebiet 
für sich reservieren. Preisvereinbarungen mit anderen Ländern über den Absatz 
im Inland selbst sind seltener. 

Erheblich schwieriger sind internationale Produktionskartelle zu bilden, 
namentlich in der losen Form, bei der nur eine Produktionseinschränkung 
vereinbart wird, wie beim ersten Aluminiumkartell von ıgoı und dem ersten 
Spiegelglaskartell von 1903. Denn bei diesen Vereinbarungen zeigt sich besonders 
deutlich der Mangel aller internationalen Rartelle: daß ihre Durchführung schwer 
zu kontrollieren und ihre Einhaltung schwer wirklich zu erzwingen ist. Aber auch 
als Kontingentierungskartell bietet die internationale Regelung der Produktion 
eines Erwerbszweiges große Schwierigkeiten. Und doch ist dies der Inhalt des bis- 
her wohl wichtigsten internationalen Kartells, der Kontinentalen Rohstahl-Ge- 
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meinschaft. Die Kontingentierung der Rohstahlmengen in Deutschland, Frank- 
reich, Belgien, Luxemburg und dem Saargebiet ist hier verbunden mit Einzahlun- 
zen von ı $ für jede erzeugte Tonne innerhalb des Kontingents und von 4 $ für 
jede Tonne Übererzeugung, wogegen ein Land, das unter seiner Beteiligung bleibt, 
bis zu 100/, dieser Untererzeugung 2 $ pro Tonne vergütet erhält. Doch mußten 
neuerdings diese Einzahlungen schon abgeändert werden. 

Noch weiter als diese Kontingentierung der Produktion gehen die internatio- 
nalen Verkaufssyndikate, bei welchen die Aufträge, sei es überhaupt, sei es die 
für die Ausfuhr bestimmten, von einer gemeinsamen Verkaufsstelle nach verein- 
barten Beteiligungsquoten verteilt werden. Bloße Exportkartelle sind natürlich 
leichter zu schließen als solche, die auch den inländischen Absatz international 
regeln. Ersteres war z. B. der Inhalt des Deutsch-belgisch-französisch-englischen 
Schienenkartells von 1904 — das erste Schienenkartell war schon 1884 zwischen 
denselben Kontrahenten zustande gekommen —, das die Aufträge durch eine ge- 
meinsame Verkaufsstelle in London verteilte. Zeitweise waren auch die amerika- 
nischen, die österreichischen, die ungarischen, spanischen und russischen Produ- 
zenten beteiligt. Im Krieg löste es sich auf, ist aber 1926 als Erma (European 
Railmakers Association) (ohne die Amerikaner) wieder zustande gekommen, und 
neuestens wird an der Wiederherstellung der Irma (International Railmakers Ass.) 
anter Einbeziehung der Amerikaner gearbeitet. Die Verträge sind aber noch nicht 
anterzeichnet. Dagegen hat sich neuestens das kontinentale Röhrenkartell zu 
:inem Weltkartell entwickelt, wenn auch die Vereinbarungen mit England und 
Amerika nicht den festen Charakter haben wie die kontinentalen, die sowohl den 
Inlands- wie den Auslandsabsatz kontingentieren, den ersteren reserviert und für 
len letzteren die Preise festgesetzt haben. Übrigens gehört Schweden dem Kartell 
nicht an. Aus dem losen Spiegelglaskartell von 1903 wurde schon 1904 ein festes 
Verkaufssyndikat gemacht, das noch heute besteht und wohl das am festesten ge- 
chlossene aller internationalen Kartelle ist. Sonst sind derartige Verkaufssyndikate 
aamentlich in der chemischen Industrie zustande gekommen, die wichtigsten sind 
wohl die für Wismut, Borax und Essigsäure. 

Die chemische Industrie steht hinsichtlich der Zahl der internationalen Kartelle 
ın der Spitze, abgesehen von der Seeschiffahrt, wo es schon vor dem Krieg nicht 
weniger als 80 internationale Vereinbarungen gab. Das sind hier meist Preiskartelle, 
ft sehr spezialisiert, z. B. häufig nur für Zwischendeckraten oder für Fahrten in 
iner bestimmten Richtung geltend, oder es sind Vereinbarungen, die den Gebiets- 
tartellen der Industrie entsprechen. Die Kartelle der chemischen Industrie, natio- 
rale wie internationale, sind meist lose Vereinbarungen zwischen wenigen Firmen, 
lie in der Regel geheim bleiben, oft auch nur kurze Zeit bestehen, wenn die 
Preise übermäßig erhöht wurden und neue Konkurrenz auftritt. Doch ist gerade 
lie chemische Industrie mit ihren Abzweigungen (Kunstseide u. dgl.), und neben 
hr die elektrotechnische das Hauptgebiet internationaler Vereinbarungen, die 
edenfalls den Kartellen sehr nahe stehen und die man Patentverwertungs- 
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kartelle nennen kann. Die Gewährung von Patentlizenzen an Unternehmungen 
anderer Staaten, die evtl. im überwiegenden oder ausschließlichen Besitz der Patent! 
inhaber stehen, ist heute aus rechtlichen und wirtschaftspolitischen Gründen meis: 
nötig, weil alle Länder auch alle Industrien möglichst selbst entwickeln wollen 
und daher die Versorgung vom Ausland her meist durch Schutzzölle erschweren! 
Die Vereinbarung über Lizenzgewährung ist an sich natürlich kein Kartell, abe: 
es sind damit regelmäßig Vereinbarungen verbunden, die nicht die Leistung de: 
Lizenznehmers an den Patentinhaber, sondern die Stellung des ersteren nach außen 
hin, auf dem Markt betreffen, z.B. über das Gebiet, in dem dieser oder jene: 
Lizenznehmer die Waren anbieten oder absetzen darf, oft auch über die Preis: 
stellung oder die Konditionen. Derartige Vereinbarungen sind z. B. der wichtigst« 
Inhalt des internationalen Glühlampenkartells, das seine Zentrale in der Phoebui 
AG. in Genf hat. Das ist nun keine Verkaufsstelle, wie sie vor dem Krieg in Berlin 
bestand, sondern eine Zentrale für den Austausch von Lizenzen, Erfahrungen u. dgl. 
an die sich aber mancherlei Vereinbarungen und auch gegenseitige finanzielle Be: 
teiligungen der wenigen großen Produzenten angeschlossen haben. 


* 


Das Problem der internationalen Kartelle kann nicht behandelt werden, ohn: 
auch der internationalen Konzerne zu gedenken. Die Bildung großer inter 
nationaler Konzerne, d. h. Unternehmungen, die in verschiedenen Ländern durch 
eine eigene Gesellschaft produzieren, geht der Entwicklung internationaler Kartell, 
parallel. Aber ebensowenig wie im Inland die Konzernbewegung die Kartelle ver 
drängte, ebensowenig machte die Bildung großer internationaler Konzerne die vor 
internationalen Kartellen überflüssig. Ja, in beiden Fällen wird die Kartellbildun; 
eher erleichtert und verstärkt. Denn es gibt heutzutage keinen einzigen Konzern 
der ein Weltmonopol hätte. Alle großen internationalen Konzerne haben so viel: 
Berührungspunkte und Reibungsflächen mit anderen, daß sie notwendigerweise zı 
Vereinbarungen gedrängt werden, und wo nur ganz wenig große Konzerne übrig 
geblieben sind, haben diese Vereinbarungen naturgemäß einen monopolistische: 
Charakter, können also als Kartelle bezeichnet werden*). 

Die ältesten internationalen Konzerne waren die schon erwähnten in der Dynamit 
industrie, die sich alsbald in einem Kartell vereinigten. Heute sind die wichtigste 
in der Petroleum-, der chemischen und der elektrotechnischen Industrie. Ein Welt 
monopol eines einzelnen Konzerns gibt es, wie gesagt, nicht. Auch, daß ein einzelne 
Konzern in mehreren Ländern eine Monopolstellung hat, ist selten, am ersten is 
da wohl der schwedische Zündholztrust zu nennen, der sich durch Gewährung vo: 
Anleihen in Peru, Polen, Frankreich, Ungarn, Estland, Ecuador, Portugal un 
Griechenland ein staatlich verliehenes Monopol verschafft hat, während er in an 
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) Monopolistische Stellung und monopolistische Tendenz bedeuten bekanntlich nicht, da 
überhaupt keine Konkurrenz vorhanden ist, sondern nur, daß -ein sehr großer Teil der Abnehme 
auf die Lieferung durch einen Anbieter oder eine anbietende Gruppe von solchen angewiesen is 
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deren Ländern einen mehr oder weniger großen Teil der Produktion kontrolliert*), 
vielfach aber mit den übrigen Produzenten Kartelle abgeschlossen hat. 

#: Bei diesen großen internationalen Konzernen und deren Kartellen geht nun der 
rein vertragsmäßige Charakter der letzteren und der kapitalistisch-finanzielle Cha- 
rakter der Konzerne immer mehr ineinander über, und das wird wahrscheinlich 
bei der Gruppe der Spezialindustrien künftig noch mehr der Fall sein. Man be- 
gnügt sich nicht mehr mit internationalen Kartellen, weil die finanziell-kapi- 
talistische Zusammenfassung eine sehr viel festere Durchführung ermöglicht. Ein 
typisches Beispiel für diese Entwicklung ist die Linoleumindustrie. Nachdem in 
Deutschland ein Trust der fünf größten Fabriken zustande gekommen war — nur 
eine kleine Fabrik blieb außerhalb — und dieser seine verschiedenen Beteiligungen 
in einer besonderen Haltungsgesellschaft, der Gesellschaft deutscher Linoleum- 
unternehmungen A.G. eingebracht hatte, entstand in der Kontinentalen Lino- 
leum-Union A.G. in Zürich mit 26 (jetzt 40) Millionen Franken Kapital eine 
internationale Kontroll- oder Haltungsgesellschaft (Holding-Company), die ihrer- 
seits die Mehrheit des Kapitals des deutschen Trusts (Deutsche Linoleum -Werke 
A.G.) und der schwedischen, schweizerischen und italienischen Fabriken, im ganzen 
11 Unternehmungen besitzt. Neuestens ist noch eine Beteiligung an der hollän- 
dischen und der französischen Linoleumfabrik hinzugekommen. Da das Kapital 
der schweizerischen Kontrollgesellschaft aber wieder zum größten Teil in den 
Händen der verschiedenen produzierenden Unternehmungen, vor allem natürlich 
‚der deutschen als der weitaus größten ist, ergibt sich jene bedenkliche Verschach- 
telung, die ich schon in meinem Buch : Beteiligungs-und Finanzierungsgesellschaften, 
"IV. Aufl., Jena 1923, kritisiert habe. 

Neben diesem Trust besteht aber auch noch ein internationales Kartell mit den 


z 
. 


Linoleumfabriken anderer Länder. 

Eine solche finanzielle internationale Zusammenfassung macht also die Kartell- 
form ebensowenig überflüssig, wie die inländische Konzentrationstendenz in den 
meisten Fällen (siehe z. B. Vereinigte Stahlwerke A.G.) die inländische Kartell- 
bildung unnötig macht. Immerhin wird durch starke effektenkapitalistische Ver- 
knüpfung der großen Konzerne die Gefahr eines Konkurrenzkampfes geringer. 
Allerdings pflegen, wenn ein solcher doch ausbricht, die Verluste größer zu sein. 
Eine finanzielle, effektenkapitalistische Verknüpfung ist die Form, in der sich 
hauptsächlich solche Erwerbszweige international zusammenschließen werden, bei 
denen, wie in der Filmindustrie, der Kunstseideindustrie, im Radioverkehr, bei 
den Kabelgesellschaften, der drahtlosen Telephonie usw., überhaupt schon eine 

*) Er kontrolliert in ı2 Ländern über 80°/, der Produktion, in 7 Ländern mehr als 50°/, 
der Produktion. Im ganzen besitzt er in 35 Ländern mehr als ı50o Fabriken. Die Standard 
Oil Gruppe besitzt in mehr als 50 Ländern zirka 250 eigene Unternehmungen, ungefähr ebenso 
viele in den Vereinigten Staaten selbst. Eine eigentliche Monopolstellung aber besitzt sie allein in 
keinem Lande. — Einem Weltmonopol am nächsten kommt wohl. bei größeren Waren des Welt- 
marktes die Beherrschung von zirka 90 °/, der Nickelproduktion der Welt durch den Mond- 
Konzern (Mond Nickel Co. — International Nickel Co. u. a.). 
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starke internationale Verflechtung vorhanden ist, die zum Teil darauf beruht, 
daß sehr häufig die verschiedenen Patente voneinander abhängig zu sein pflegen. 
In gewisser Hinsicht ist schon die von Morgan 1902 gegründete International 
Mercantile Marine Company, der Schiffahrtstrust, ein Vorläufer einer derartigen 
Zusammenfassung gewesen. Es ist kein Zweifel, daß eine finanzielle Zu- 
sammenfassung am leichtesten ermöglicht, eine wirklich rationelle internationale 
Arbeitsteilung durchzuführen, der bei bloßen Kartellen die größten Schwierig- 
keiten entgegenstehen. Doch bleiben auch dann noch genug Schwierigkeiten, da 
jedes Land naturgemäß nicht nur an den Erträgen einer Industrie beteiligt sein, 
sondern auch möglichst viele seiner Arbeiter in ihr beschäftigt haben will. Einer 
internationalen Arbeitsteilung werden wir daher auch im Wege der internationalen 


Konzerne nur sehr langsam näher kommen. — 
* 


Es ist kein Zweifel, daß internationale Kartelle und in noch größerem Umfange 
wohl internationale Konzerne in Zukunft eine noch viel bedeutendere Rolle spielen 
werden als bisher. Und zwar werden sich sowohl ihre nützlichen wie ihre schäd- 
lichen Wirkungen noch steigern. Den Hauptnutzen internationaler Kartelle sehe 
ich in der Beseitigung oder Einschränkung des Dumping, das für alle Beteiligten 
unerwünscht ist, weil dadurch die Weltmarktpreise gefälscht werden und das Stre- 
ben nach größerer Stabilität der Preise, eines der Hauptziele der heute verbrei- 
teten Konjunkturpolitik, gehemmt wird. Bei den schädlichen Wirkungen ist 
vor allem zu berücksichtigen, daß internationale Kartelle die Monopolstellung 
nationaler Kartelle oder einzelner Unternehmungen oder Konzerne verstärken. 
Die Hauptgefahr nationaler Kartelle ist vor allem Steigerung der Preise, und es 
liegt sehr nahe, internationale Kartelle dabei als Sicherungsmittel zu benutzen, 
Dagegen ist im wesentlichen nur mit Mitteln nationaler Wirtschaftspolitik anzu- 
kämpfen, und es kommen dabei alle Mittel inländischer Kartellregelung in Be- 
tracht, die ich in meinem Buche: Kartelle, Konzerne und Trusts*) besprochen 
habe, von der bloßen Erörterung wirtschaftspolitischer Maßnahmen im Parlament 
bis zur Bildung staatlicher Preisregelungskommissionen. 

Dabei ist aber zu beachten, daß eines der Hauptmittel gegen nationale Kartelle, 
zollpolitische Maßregeln: Herabsetzung oder Aufhebung des Zolles, zollfreier 
Veredelungsverkehr, evtl. staatliche Einfuhr internationalen Kartellen gegen- 
über höchstens dann in Betracht kommt, wenn nicht alle wesentlichen Konkur- 
renten im Kartell vereinigt sind. Ist das aber der Fall, umfaßt ein internationales 
Kartell den größten Teil der Weltproduktion, dann bleiben nur direkte Eingriffe, 
wie staatliche Preisfestsetzung, Förderung von Surrogatkonkurrenz u. dgl., übrig. 
Doch hat es bisher, wie gesagt, ein dauerndes Weltmonopol noch nicht gegeben, 
und im allgemeinen sind die Machtmittel des Staates so groß, daß er einer wirk- 
lichen Ausbeutung der inländischen Volkswirtschaft durch ein inländisches oder 
ausländisches Monopol doch in der Regel wird Schranken anlegen können. Aber 


*) 7. Aufl., Stuttgart 1927. 
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‚allerdings, Preiserhöhungen innerhalb gewisser Grenzen wird man wohl bei inter- 
‚nationalen Kartellen in Kauf nehmen müssen. Doch werden sie sich bei Massen- 
‚gütern in ziemlich engen Grenzen halten, da derartige Kartelle selten alle Länder 

"umfassen und Preissteigerungen in einem Lande schnell zu einer Vermehrung der 
Einfuhr führen. 

_ Eine internationale Aufgabe von nicht unerheblicher Bedeutung wird es auch 
sein, das internationale Kartellrecht in den verschiedenen Ländern mehr 
einander anzugleichen, um die Durchführung der Vereinbarungen bei internatio- 
nalen Kartellen möglichst zu sichern. Heute schon kann durch Hinterlegung von 

Solawechseln bei neutralen Stellen eine gewisse finanzielle Sicherung gegen offen- 
sichtliche Verletzung der Kartellvereinbarungen geschaffen werden. Viel schwie- 
riger ist es, neutrale Stellen zu schaffen, die Meinungsverschiedenheiten innerhalb 
internationaler Kartelle entscheiden. In den mir bekannt gewordenen Verbänden . 
sind die diesbezüglichen Einrichtungen noch sehr unvollkommen oder fehlen ganz. 
Art. ı3 der internationalen Rohstahlgemeinschaft bestimmt, daß jede Partei einen 
Schiedsrichter bezeichnet, die ihrerseits einen Obmann ernennen. Können sie sich 
über einen solchen nicht einigen, dann wird der Schiedsrichter vom Präsidenten 
der internationalen Handelskammer in Paris ernannt. — 

Die staatliche und womöglich die überstaatliche Überwachung der internatio- 
nalen Kartelle bleibt jedenfalls eine wichtige Aufgabe, und dasselbe gilt auch 
für die internationalen Konzerne. Auch deren Regelung wird im wesentlichen 
‘der nationalen Wirtschaftspolitik vorbehalten bleiben müssen. Daß sich mehrere 
‚Länder zum gemeinsamen Kampf gegen derartige Organisationen zusammen- 
schließen, ist bisher noch nicht vorgekommen, obgleich z. B. der Kampf gegen 
den amerikanischen Tabaktrust in Deutschland, England, der Schweiz und an- 
deren Ländern ungefähr mit den gleichen Mitteln geführt wurde, und auch die 
Maßregeln des amerikanischen Schuhmaschinentrusts, des Petroleumtrusts und 
anderer Organisationen in mehreren Ländern Abwehrmaßregeln anregten. Doch 
ist das wohl nur eine Frage der Zeit und wird vielleicht einmal praktisch werden, 
wenn mehr als bisher schon große internationale Konzerne als Hilfsmittel eines 
wirtschaftlichen Imperialismus benutzt werden, als deren Träger heute wohl 
nur die Vereinigten Staaten, England und Frankreich in Betracht kommen. 

Internationale Kartelle können eben im wesentlichen nur der Beseitigung eines 
Kampfes zwischen mehr oder minder gleich Starken dienen, während die Beherr- 
schung zahlreicher Länder und Industrien seitens der großen Industrie- und Finanz- 
mächte mehr Sache der internationalen Konzerne ist. Den Höhepunkt einer 
solchen Beherrschung eines ganzen Landes durch einen großen Konzern bedeutet 
die Beherrschung Costaricas durch den amerikanischen Bananentrust (United 
Fruit Company). 

Die Überwachung der großen internationalen Konzerne ist also eine noch viel 
weiter reichende Aufgabe als die der internationalen Kartelle und ihre künftige 
Bedeutung heute noch viel weniger zu übersehen. 


END: 
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Fritz Hesse: 


Geopohtische Probleme. Englands im vorderen Orient 


Die Umwertung der Bagdadbahn. 


Fast alle politischen Probleme im vorderen Orient ließen sich vor dem Kriege | 
um zwei Komplexe gruppieren, nachdem die Dardanellen-Frage ım Verlaufe 
der Jahre praktisch ausgeschieden war. Das waren die Bauten der beiden 
großen Bahnlinien, die eine Art doppelten Zentralnervenstrang von Basra 
über Bagdad nach Mossul und Aleppo, und von Aleppo nach Damaskus, 
Jerusalem, Akaba und Meddina schaffen sollten: das Projekt der Bagdadbahn 
und das Projekt der Hedjasbahn, die beide bis zu einem gewissen Teile bei 
Ausbruch des Krieges in Angriff genommen, aber auch beide noch keineswegs 
fertiggestellt waren. Der Zweck der Bahnen, von denen infolge einer ver- 
muteten wirtschaftlichen Bedeutung Mesopotamiens das Bagdadbahnprojekt 
als das bedeutendere bezeichnet werden konnte, bestand im wesentlichen in 
der Herstellung von strategisch wichtigen Linien, die die südlichsten Provinzen 
des großen osmanischen Reiches mit dem Kernland Anatolien verbinden sollten. 
Betrug doch vor dem Bau der anatolıschen Bahnen die Reisedauer z. B. von 
Konstantinopel bis nach Bagdad unter Umständen bis zu acht Wochen und 
mehr, so daß praktisch die südlichen Gebiete des osmanischen Reiches nur in 
sehr losem Zusammenhang mit den übrigen Reichsteilen standen, ein Zustand, 
der die Intrigen auswärtiger Mächte, insbesondere Englands in diesen ab- 
gelegenen Gegenden erleichterte. Die Gegnerschaft gegen diese Projekte ging 
daher charakteristischerweise auch fast ausschließlich von England aus, wäh- 
rend Frankreich und Rußland ein verschwindend geringes Interesse an einer 
Behinderung des großen Bahnbaues hatten. Die internationalen Kämpfe um die 
Beteiligung an diesen Bauten bzw. um die Verhinderung der Bahnbauten (dies 
war wohl der ursprüngliche Zweck der internationelen „Erörterungen“ über die 
Angelegenheit) führten bekanntlich zu dem scharfen Gegensatz zwischen Deutsch- 
land und England, der zu lebhaften Pressekampagnen auf beiden Seiten Anlaß 
gab, der aber, nachdem die Engländer sich mit der Tatsache des Baues abge- 
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funden hatten — weil sie glaubten, daß die Türkei auch trotz der Bahn zerfallen 
: werde — schließlich nur symptomatische Bedeutung gehabt hat. Wenige Wochen 
‚vor dem Kriegsausbruch wurde denn auch zwischen Deutschland und Eng- 
land eine Regelung gefunden, die aus ihrem bisherigen Interessengegensatz 
‚eine Interessengemeinschaft machte, so daß, als der Weltkrieg ausbrach, der 
deutsch-englische Gegensatz in der Frage der Bagdadbahn tatsächlich nicht 
mehr existierte, und der Weg für die Vollendung der Bagdadbahn frei war. 
Gleichwohl war infolge der internationalen Kämpfe um die Bahn der Bahn- 
bau so weit hinausgezögert worden, daß, als der Krieg ausbrach, die Ver- 
bindung zwischen den südlichen Teilen des osmanischen Reiches und Anato- 
lien nach wie vor in der Hauptsache aus den seit alters her bekannten Kara- 
wanenstraßen und Flußläufen bestand, während die geplante Verbindung 
durch die Eisenbahn noch nicht funktionierte. Die Hedjasbahn befand sich zwar, 


ebenso wie einige palästinensische Bahnen, die wenigstens einen Teil der Ge- 
biete untereinander verbanden, in Betrieb und ermöglichte eine gewisse Ver- 
bindung zwischen Syrien und den damalıgen arabischen Besitzungen der 
Türkei. Aber alle diese Bahnstrecken litten, wie sich bald zeigen sollte, auf 
das stärkste unter Brennstoffmangel und der Unmöglichkeit, Ersatzmaterial 
"heranzuschaffen, so daß die Pilger-Bahn sehr bald, schon im Jahre 1915 aus- 
schied, während die syrischen Bahnen trotz aller Bemühungen, sie nachträg- 
lich auszubauen und mit Heizmaterial zu versorgen, militärisch nur äußerst 
schwierig nutzbar zu machen waren; um so mehr, als die Verbindung zwischen 
den einzelnen Bahnen immer nur streckenweise herzustellen war. Die Ver- 
bindung zwischen den anatolischen und syrischen Bahnen, die über die kili- 
kischen Pässe am Taurusbogen führte, und auch die Teilstrecke der Bagdad- 
bahn zwischen Aleppo und Nisibin, sowie Bagdad und Samarra, später Kalaat 
| Schergat, gelang es nicht herzustellen, so daß das geplante große Verkehrsnetz 
selbst gegen Kriegsende immer noch nur aus Teilstrecken bestand, die mit- 
einander nur in ungenügendem Zusammenhange standen. 
| Dies wurde, wie sich bald zeigen sollte, auch für die Folgezeit richtig, da 
| das Fehlen der Verbindungen überhaupt erst die Politik der Zerstückelung 
des vorderen Orients möglich machte. 
Die Aufteilung der arabischen Besitzungen der Türkei unter die „Sieger“ 
| im Weltkriege trug weiter dazu bei, das geplante große Eisenbahnnetz, das auch 
| jetzt noch wirtschaftliche und verkehrspolitische Bedeutung gehabt hätte, zu- 
| nächst ungebaut zu lassen. Ja, im Gegensatz zu den früheren Bestrebungen 
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wurden Versuche, Verbindungsbahnlinien herzustellen, infolge der politischen 
Ereignisse bald unterdrückt. Der große Streit um Mossul sowie die Kämpfe 
in Syrien brachten es mit sich, daß die Unterbrechung der Verbindungen 
zwischen den einzelnen Gebieten geradezu erwünscht erschien, so daß der 
Weiterbau der Bagdadbahn auf der Strecke von Kalaat Schergat nach Nisibin 
unterblieb; ebenso wurden zwischen dem syrischen und dem palästinensischen 
Eisenbahnsystem geradezu künstliche Unterbrechungen geschaffen, wie übrigens 
auch die Verbindung zwischen Alexandrette und Adalia teilweise wieder zer- 
stört wurde, so daß das Abkommen, das die Linie der Bagdadbahn von Aleppo 
bis Nisibin der Benutzung der Türken freistellte, für diese wertlos blieb. Die 
Gründe, die von den beteiligten Mächten für die Aufrechterhaltung dieses 
Zustandes angeführt wurden, waren zweifellos, von ihrem besonderen Ge- 
sichtspunkte aus gesehen, durchaus stichhaltig. Die Engländer konnten kein 
Interesse daran haben, die Verbindungsstrecke zwischen Kalaat Schergat 
und Nisibin herzustellen, solange sie nicht wußten, wem das Gebiet von 
Mossul gehören würde, während umgekehrt Franzosen und Türken vor der 
Konsolidierung der politischen Verhältnisse keinen Grund hatten, den Ver- 
kehr zwischen den Staaten übermäßig umfangreich werden zu lassen. Des- 
halb kam erst nach der Entscheidung des Völkerbundes in der Mossulfrage 
vom Dezember 1925, sowie der Niederschlagung der syrischen Aufstände im 
Jahre 1926 die Möglichkeit, das Verkehrsnetz der vorderasiatischen Staaten 
zusammenzuschließen, bzw. eine neue großzügige Verkehrspolitik zu ent- 
wickeln. 

Abgesehen hiervon brachten aber auch die veränderten Grenzen an sich be- 
reits eine grundsätzliche Umbewertung der geplanten Bahnstrecken mit sich, da 
z. B. die Hedjas-Bahn für den jetzigen neuen Besitzer Palästinas sich aus 
keinerlei strategischer Notwendigkeit ergab, während die Strecke der Bagdad- 
Bahn von Aleppo nach Nisibin für die Franzosen in Syrien nur beschränkten 
Wert hatte, weil diese Bahn zwar die nördlichen wüstenartigen Teile von 
Nord-Syrien an Syrien anschloß, die Bahn aber im übrigen keinerlei wirt- 
schaftlich wichtige Gebiete durchquerte. Umgekehrt mußte auch das Inter- 
esse der Engländer an der Herstellung der Verbindung zwischen Nisibin 
und Kalaat Schergat völlig erlöschen, da dies den Irak nur in einer Weise 
an Syrien angeschlossen hätte, die die Kontrolle über die wichtigste Verbin- 
dung dieses „englischen“ Landes mit Europa über Syrien in französische Hände 
gelegt haben würde. 
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Dagegen gewannen andere Projekte, die man vor dem Kriege für utopisch 
gehalten hätte, einen besonderen Wert, wie z. B. die Anlage von Bahnen, die 


‚ eine ständige Eisenbahnverbindung längs der Mittelmeerküste und der Sinai- 
_ Halbinsel zwischen Kairo und Jerusalem herstellen, während die Erhaltung 
. der aus strategischen Gründen begonnenen Rleinbahnen des Iräk, die vom Süden 


des Landes am Euphrat entlang nach Bagdad und von da ab nach Norden füh- 
ren, große, ja entscheidende Bedeutung für die englische Politik im Iräk 
bekam. Erst das Jahr 1928 hat mit dem Plan, einen direkten Zug von Skutari 
nach Kairo im Anschluß an den bekannten Orient-Expreß fahren zu lassen, 
der durchgehenden Eisenhahnlinie von London bis nach Kairo die Aussicht 
gegeben, nunmehr verwirklicht zu werden. Die Bagdadbahnlinie hingegen 
dürfte ebenso wie die Hedjasbahn in ihrer ursprünglichen Form erledigt sein, 
so daß man wohl jetzt abschließend von einer Umgestaltung dieser ursprüng- 
lichen Projekte reden kann, die mit der Entwicklung des selbständigen Eisen- 
bahnnetzes im Iräk, sowie der Herstellung der ununterbrochenen Eisenbahn- 
verbindung Skutari—Kairo ihren Abschluß erhalten haben dürfte. 
Unabhängig hiervon haben sich aus dem Zustand der Nachkriegszeit einige 
neue geopolitische Fragen entwickelt, deren Bedeutung, obwohl sie in erster 


- Linie verkehrspolitische Probleme Englands in Vorderasien sind, doch nicht 


nur für dieses, sondern auch für alle möglichen anderen Länder von Wichtig- 
keit sind. Es ist dies in der Hauptsache die Sicherung der Verbindung zwischen 
den neuen englischen Stellungen in Palästina und Mesopotamien, sowie als 
neues, in diesen Komplex mit eingreifendes Problem, die Frage der Trans- 
persischen Bahn, die ihre eigentümliche Bedeutung erst im Zusammenhang 
mit der englischen Politik im vorderen Orient gewinnt, die in dem Aufsatz 
über die englisch-persische Verkehrspolitik (Geopolitik 1928, S. 850—853) ge- 
schildert wurde. 

Die Landbrücke zwischen Palästina und Mesopotamien 

Die Verbindung zwischen Transjordanien und dem Iräk hat, als die Man- 
datsgebiete zugeteilt wurden, gebietsmäßig zunächst nicht bestanden. Sowohl 
Mesopotamien als auch Palästina saßen fast ohne territoriale Anlehnung 
selbständige Keile zwischen den arabischen Ländern. Die große nordarabische 
Wüste, die sog. Syrische Wüstentafel, trennte die beiden neuen Besitzungen 
der Engländer auf weite Strecken, und der sog. mit Automobilen her- 
gestellte „Wüsten-Convoy“ zwischen Jerusalem und Bagdad quer durch die 
Wüste hindurch war zunächst eine durchaus unsichere Angelegenheit, die als 


re 
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eine Verbindung der beiden Gebiete nicht gelten konnte. Die Politik der Eng- | 
länder ging daher sehr bald zielbewußt darauf aus, eine Landbrücke zwischen 
den Gebieten zu schaffen und durch Sicherung der durchfahrenen Landstrecken 
und Unterwerfung der sie bewohnenden kleineren Stämme eine Sicherung 
nach Süden hin, gegen Angriffe aus der Wüste, zu schaffen. Diese „Land- | 
brücke“ wurde sozusagen „stückweise“ begonnen mit der Erweiterung Trans- 
jordaniens und der Einbeziehung der Gebiete am Golt von Akaba in das ursprüng- 
liche Mandatsgebiet, das an sich auf einen kleinen Landstreifen rings um die 
Stadt Aman beschränkt gewesen war. Als Vorwand hierfür diente bekannt- 
lich 1924 der Abfall Husseins, des Kalifen von Mekka und Königs des Hedjas, 
der sich gegen den Willen der Engländer zum Kalıfen hatte ausrufen lassen. 
Aber auch von der anderen Seite, vom Iräk, her blieben die Engländer nicht 
müßig und bemühten sich durch Unterwerfung der Grenzstämme und An- 
gliederung der ihnen zugehörigen Gebiete, die Grenze des Iräk, die ursprüng- 
lich nach Westen hin durch den Euphrat dargestellt wurde, möglichst weit 
nach der arabischen Wüste hinein auszudehnen. Die zahllosen Grenzzwischen- 
fälle mit den verschiedenen arabischen Stämmen der Schammar, Anese, Mun- 
tefik, Dafır und Mutair ergaben die Möglichkeit, das Gebiet Arabiens nach 
Westen hin fortschreitend in Anspruch zu nehmen und durch Bau einer Reihe 
von befestigten Grenzposten in der Nähe geeigneter Brunnen in der Wüste, 
allmählich ein Gebiet zum Iräk hinzuzugewinnen, das der Größe nach heute 
fast ebenso groß ist wie das Gebiet, das ursprünglich den Iräk darstellte. 

In den Verträgen von Bahra (November 1925) und Jiddah (November 1926) 
erkannte Jbn Saud, der neue Herrscher Arabiens, der Hussein besiegt hatte, 
diese neue Grenze bis auf die Grenze gegen Transjordanien hin an, so daß 
de facto die große Landbrücke zwischen Palästina, Transjordanien und dem 
Iräk etwa seit diesem Zeitpunkt besitzmäßig als gesichert zu gelten hat. 
Jedoch hat die Inbesitznahme dieser Landschaften neuerdings für die Eng- 
länder große Schwierigkeiten, z. B. mit den Mutair, geschaffen, da diese 
Gebiete die natürlichen Weidegebiete für eine Reihe von Stämmen dar- 
stellen, die eigentlich im Inneren Arabiens wohnhaft, hier ihre Frühjahrsweide 
fanden. Diese Stämme, denen die Gebiete fortgenommen sind, ohne daß sie 
hierfür eine Entschädigung erhielten, haben seit Abschluß des Abkommens 
denn auch ständig Krieg mit dem Iräk geführt, d. h. haben Einfälle in ihr 
ursprüngliches Weideland gemacht, bei dem sie z. T. neue in diese Gebiete 
eingewanderte Stämme überfallen und vernichtet haben. Ein Streitpunkt be- 


HESSE: GEOPOLITISCHE PROBLEME ENGLANDS IM VORDEREN ORIENT. 667 


_ sonderer Art bildet dabei das neutrale Gebiet westlich von Kuweit bei Mussei- 
wie, das eine Art neutraler Zone darstellt, in der die Engländer Befestigungen 
haben errichten lassen, nach arabischer Auffassung im Gegensatz zu den Be- 
 stimmungen der abgeschlossenen Verträge. 
Die Grenze der neuen englischen Besitzungen und Mandatsgebiete nach 
"Süden hin kann jedoch auch heute wohl noch nicht als endgültig festgelegt 
gelten. Insbesondere der weit vorspringende Winkel, der nach Norden hinein 
dadurch gebildet wird, daß die Gebiete rund um die Oase Ed Djauf nicht unter 
englischer Kontrolle stehen, gestattet es den Herrschern der zentralarabischen 
Gebiete immer wieder, sozusagen „im Rücken der Engländer“ an dieser Stelle 
(Ed Djauf soll über 20000 Einwohner haben) Truppenansammlungen bis zu 
einer Stärke von 10000 Mann vorzunehmen, die eine starke Bedrohung 
. der rings umliegenden Länder unter englischer Oberhoheit bedeuten, da diese 
von hier aus nach allen Seiten hin überraschend angreifen können. Es 
kann daher kaum einem Zweifel unterliegen, daß die englische Wunsch- 
‚grenze in Arabien vorläufig zweifellos noch nicht erreicht ist, und daß der 


Besitz gerade dieser Oase englischerseits erstrebt wird. In den Verhandlungen 
mit Ibn Saud hat sie eine große Rolle gespielt, allerdings, ohne daß es ge- 


lungen wäre, ihn zu bewegen, auf diese Oase zu verzichten. Zweifellos wird 

“ sie eines Tages, wenn sich die Möglichkeit hierfür ergeben sollte, von den 

z Engländern ihrem Landbesitz zugeschlagen werden, da sie strategisch und, wie 
auch noch zu zeigen sein wird, verkehrspolitisch und wirtschaftsgeographisch 
notwendig ist, um eine völlige Konsolidierung der jetzigen arabischen Be- 
sitzungen herbeizuführen. Als Grenzlinie, die ungefähr englischen Wünschen 
entsprechen dürfte, kann man wohl ungefähr eine Linie ansehen, die unter 
Einschluß der Oase Ed Djauf, roh gesprochen, etwa von Kuweit am Persischen 
Golf nach Muwailah am Roten Meer, bzw. an eine Stelle zwischen Muwailah 
und Akaba an der Küste des Roten Meeres führen würde. 

Die Bedeutung dieser Landbrücke für die Engländer erklärt sich vor allem 
aus der Notwendigkeit, eine ständige Verbindung zwischen Mesopotamien und 
dem Mittelmeer zu schaffen, die unabhängig von Syrien und auch unabhängig 
von Arabien zugleich ist. Dieses Problem ist, wie erwähnt, bereits in den ersten 
Tagen der Besitzuahme der palästinensischen und irakischen Gebiete aufge- 
treten und hat zunächst zur Einrichtung einer unregelmäßigen, dann zur Auf- 
nahme einer regelmäßigen Luftlinie zwischen Kairo— Bagdad geführt, die 
heute regelmäßig zweimal in der Woche beflogen wird und die das wichtigste 
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Glied der Luftlinie zwischen London und Indien darstellt. Weiter erwies sich 
jedoch auch die Organisation einer Bodenorganisation als notwendig, die nicht 
ganz der Luftlinie folgend, sondern nach Norden über die sogenannten Brunnen 
von Rutbah ausbiegend eine ständige Verkehrsstraße zwischen Palästina und 
Mesopotamien schuf, die sich darauf stützt, daß Rutbah mitten in der nord- 
arabischen Wüste als ein befestigtes großes Fort mit Wasserreservoirs, Licht 
und Telegrafenanlagen den Verkehr zwischen Palästina und Syrien sichert. 
Die Nairan-Transport-Gesellschaft, die mit Subvention der irakischen Regierung 
die Auto-Linie zwischen den beiden englischen Mandatsgebieten betreibt, er- 
hielt zwar mit der Zeit eine gewisse Konkurrenz durch private arabische Kraft- | 
fahrzeuge, die aber an Zuverlässigkeit der englischen Transport-Gesellschaft 
nachstehen und auch häufig unter den Überfällen der Beduinen der um- 
liegenden Wüste zu leiden hatten, bis die gesamte Wüste pazifiziert war. Zu die- 
sem Zweck wurde eine Reihe von weiteren Grenzposten eingerichtet, sowie ein 
regelrechtes Patrouillengängersystem mit Kamelreitern geschaffen; dies hat es 
in der Tat vermocht, dem ständigen Rleinkrieg in der Wüste praktisch ein Ende 
zu machen, während die Angriffe der größeren Stämme aus dem Inneren Ara- 
biens heraus durch Luftgeschwader und Panzerwagen bekämpt werden, deren 
zentrales Depot für diesen Zweck unweit Basra liegt. Der hier geschaffene Luft- 
stützpunkt beherrscht praktisch alle Zugangswege, die im Westen aus dem 
Inneren Arabiens nach dem Irak zu führen, so daß Erfolge auch größerer An- 
sammlungen von arabischen Wüstenstämmen nur Zufallserfolge sein können. 


Das nordarabische Bahbnprojekt Bagdad— Mittelmeer 


Jedoch genügt das provisorische System von Automobilverkehr und Luft- 
verkehr noch nicht, um verkehrspolitisch die ständige Verbindung zu schaffen, 
die England braucht. Im Zusammenhang mit diesen Problemen ist daher der 
Plan aufgetaucht, eine Eisenbahn quer durch die Wüste, etwa von Bagdad 
nach Aman, zu bauen, die in der Tat erst die umliegende Wüste ständig der 
englischen Herrschaft unterwerfen und das ständige verkehrsgeographische 
Bindeglied zwischen den indischen und den am Mittelmeer gelegenen Be- 
sıtzungen Englands schaffen würde. Dieses Projekt der „Nordarabischen Bahn“ 
scheint sich allerdings noch im Stadium der Vorerwägungen zu befinden, da 
erst eine Zeit größerer Kapitalflüssigkeit abgewartet werden muß, um einen 
so großen Plan zu lancieren, der einen Bahnbau von fast 600 km Länge not- 
wendig machen würde. Französischerseits hofft man, daß die großen Kosten 
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und die Unrentabilität einer solchen Bahn die Engländer doch noch veran- 
lassen werde, die nicht übermäßig lange Verbindungsstrecke zwischen Kalaat 
Schergat und Nisibin, also die ursprüngliche Bagdadlinie, wiederherstellen 
zu lassen, bzw. nach dem Ausbau der Linie, die über Bagdad, Kirkuk, Arbıl 
nach Mossul führt, die Zustimmung der Engländer zur Herstellung der Bahn- 
linie Mossul—Nisibin erhalten zu können, wobei es sich um ein relativ kleines 
Projekt handeln würde, da die fehlende Bahnstrecke eine Gesamtlänge von 
nur 200 km hat. Die bereits oben erwähnten Bedenken der Engländer gegen 
die Herstellung einer Verbindung mit dem Mittelmeer, die sich in französischen 
Händen befindet und obendrein infolge der Tatsache, daß diese Verbindungs- 
linie ın ihrem längsten Teil dicht an der türkisch-syrischen Grenze entlang 
führen würde, lassen es jedoch unwahrscheinlich erscheinen, daß man eng- 
lischerseits zu dem Bau dieser Bahnlinie ernstlich die Hand bieten wird. Es 
scheint somit nicht ausgeschlossen, daß Frankreich eines Tages diese Bahn- 
strecke mit englischer Zustimmung auf eigene Kosten zu schaffen versuchen 
wird. Die Gründe wirtschaftlicher Natur, die die Engländer gegen die Bahn 
anführen, müssen auf der anderen Seite auch als stichhaltig angesehen 
werden, da ein Transport der Güter auf dieser Bahnstrecke, z. B. von Alexan- 
drette über Aleppo nach Nisibin—Mossul—Bagdad, sich auf dieser Bahn- 
linie sehr viel teurer stellen würde als die Schiffsfracht durch den Suez-Kanal, 
‘das Rote Meer, den Indischen Ozean, den Persischen Golf und sodann weiter 
auf dem Flußwege, den Tigris aufwärts nach Bagdad. Interessanterweise läßt 
sich die Unwirtschaftlichkeit dieser Bahnlinie bis zu einem gewissen Grade 
bereits heute aus dem Postpaketverkehr nachweisen, der z. T. direkt via 
Aleppo—Damaskus und dann weiter per Automobilaxe nach Bagdad geführt 
wird. Die einzige Aussicht, die für die Franzosen besteht, daß der Bau dieser 
Verbindungslinie englischerseits gestattet wird, würde sich ergeben, wenn die 
Engländer eine Bahnlinie, bzw. eine Ölleitung von den Mossul-Ölfeldern 
nach Syrien bauen würden, da dann die Franzosen eine gewisse Sicherung ihres 


eigenen Ölbedarfes auf dem Wege der Bagdad-Bahnlinie verlangen könnten. 


Die Ölleitung Mossul-Mittelmeer 


Der Bau der Nordarabischen Bahn (Bagdad—Kairo) steht neuerdings in 
Ideal-Konkurrenz mit dem Plan, von den Mossul-Ölfeldern eine Ölleitung nach 
dem Mittelmeer zu legen. Hierzu sind die Engländer bekanntlich vertrag- 
lich verpflichtet. Die „Turkish-Petroleum-Co.“, die das Ausbeutungsrecht 
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für die mesopotamischen Ölfelder hat, ist jedoch der Ansicht, daß der Bau 
einer Petroleum-Röhrenleitung (oil-pipe) von den Mossul-Ölfeldern an das 
Mittelmeer sich erst dann lohnt, wenn in Aussicht gestellt werden kann, daß 
eine jährliche Produktion von mindestens 3 Mill. t in Mesopotamien zu er- 
warten ist, d. h. also daß dort mindestens 3!/, Mill. t jährlich gewonnen 
werden. Die bisher entdeckten Ölfelder gestatten nur die Hoffnung darauf, 
daß die Hälfte, bzw. 2/, dieser Leistung auf den mesopotamischen Feldern pro- 
duziert wird, so daß man die Entdeckung weiterer größerer Ölbrunnen wird 
abwarten müssen, ehe die „Wirtschaftlichkeit“ der Ölfelder den Bau der 
Ölleitung gestattet. An sich ist nicht daran zu zweifeln, daß die entsprechende 
Ausbeute auf den mesopotamischen Feldern zu finden ist. Solange aber nicht 
die tatsächlichen Funde vorliegen, wird man englischerseits kaum an diese 
Frage ernstlich herantreten, trotz allen französischen Drängens, da die Situa- 
tion auf dem internationalen Ölmarkt eine weitere Steigerung der Weltpro- 
duktion an Öl nicht erwünscht sein läßt. Trotzdem ist man in der Lage, sich 
schon jetzt ein gewisses Urteil über den vermutlichen Verlauf der Ölleitung 
zu machen, da nicht nur politische, sondern auch geographische Gründe für 
die Anlage der Öllinie innerhalb des englischen Gebietes, d. h. also für Mossul— 
Haifa sprechen. Auf der Linie Mossul—Beyrut würde die Ölleitung sehr 
große Höhendifferenzen zu überwinden haben (Höhenunterschiede bis zu 
1200 Meter), die praktisch die Anlage einer Öllinie so gut wie unmöglich 
machen, bzw. die Anlage so komplizierter Pumpen erfordern, daß die Ren- 
tabilität des Betriebes von vornherein verneint werden müßte. Obgleich der 
strategische Wert der Ölleitung für Haifa, u. a. wohl auch der Ölhafen der 
englischen Mittelmeerflotte, ausschlaggebend sein dürfte, wird die englische 
Regierung ihrer Praxis entsprechend wohl auch hier ein Projekt vorziehen, 
daß es gestattet, Privatkapital zu dieser Aufgabe hinzuziehen. 

Bemerkenswert ist, daß neuerdings erwogen wird, die Verbindung zwischen 
den Mossul-Ölfeldern und dem Mittelmeer auf der Linie Bagdad—Haifa mit 
dem Projekt der nordarabischen Bahn zu kombinieren. Sachverständige haben 
daraufhin gewiesen, daß die Anlage einer Eisenbahn und der Transport des 
Öles mit Tankwagen nicht nur praktischer sein dürfte, als die schwer zu 
kontrollierende und leicht anzapfbare Ölleitung, sondern daß diese Eisen- 
bahn darüber hinaus durch die Verkuppelung mit dem Öltransport von selbst 
wirtschaftlich zu arbeiten in der Lage sein würde. Denn während der Öl- 


transport ausschließlich in der Richtung zum Mittelmeer erfolgen würde, 
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wäre es möglich, mit den leeren Ölzügen nach Bagdad zurück die Waren 
zu bringen, die sonst auf dem nassen Wege rund um Arabien herum trans- 
portiert werden. Eine Bahn, die mit Sicherheit damit rechnen könnte, daß 
sie auf einem Wege ständig voll beschäftigt ist, würde auf dem Rückwege 
nur eine Fracht zu nehmen brauchen, die den tatsächlichen Transportkosten 
(ohne Amortisierung und Verzinsung der Ausgabe für die Bahn selbst) ent- 
spricht. Daß das Projekt dieses Aussehen erhalten wird, erscheint somit 
nicht unwahrscheinlich, da man nicht nur als Heizstoff für die Bahn Naphtha 
verwenden könnte, sondern überdies das Bahnnetz im Irak es gestatten würde, 
das Petroleum der Anglo-Persian-Oil-Co, das auf den neuen Konzessionsge- 
bieten dieser Gesellschaft an der südlichen Grenze des Irak (bei Mendeli) 
zwischen Persien und dem Irak gewonnen wird, auf diese Weise nicht nur für 
die indische Flottenstation, sondern auch für die Flottenstation des Mittelmeeres 
direkt verwendbar zu machen, Die Kontrolle und der Schutz der Bahn würden 
überdies sehr viel leichter sein, als dies bei der Ölleitung der Fall sein würde. 


Der Umbau des Bahnnetzes im Irak — Die Aufmarschstraße 
gegen den Kaukasus 


. Diese grundsätzliche Einstellung der Engländer zu den Fragen des ver- 
kehrstechnischen Anschlusses verschiedenster Art an den Herrschaftsbereich 
Englands im Mittelmeer hat im Irak zunächst eine Entwicklung des Verkehrs- 
wesens bedingt, die deutlich darauf ausgeht, die eigentliche Verbindung auf 
die See (über den Persischen Golf), bzw. in Gebiete zu legen, die ihrer Natur 
nach vom Irak aus leicht kontrolliert werden können, von der Wüste aber 
schwer oder fast gar nicht anzugreifen sind. Dies gilt insbesondere für 
den Umbau der Eisenbahnen des Irak, der damit begonnen worden ist, daß 
man englischerseits die Bahnlinie zwischen Kalaat—Schergat und Bagdad ab- 
zubauen begann und statt dessen die Schienen auf dem linken Ufer des 
Tigris durch die kurdischen Vorberge über Kirkuk und Altün Köprü nach 
Mossul legte, um auf diese Weise diese unruhigen, andererseits aber auch 
wirtschaftlich ertragreichen Gebiete in das englische Kontroll-System mit ein- 
zubeziehen. Wegebauten, die das Schwergewicht der englischen Stellung in 
Mesopotamien gleichfalls nördlich von Bagdad im wesentlichen auf das linke 
Tigrisufer zwischen Tigris und Sagrosketten legen, sprechen gleichfalls für 
diese Tendenz, die im übrigen ihren natürlichsten Vorwand darin findet, daß 


das rechte Tigrisufer Wüstensteppe, d.h. wirtschaftlich unbrauchbares Gebiet 


a 


| 
I 


Ha: GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 8; 


ist. Die Befürchtungen, die sowohl von russischer wie von türkischer Seite, 
ausgesprochen worden sind, daß es sich bei diesen Bauten um Anlagen zu, 
strategischem Zwecke handelte, sind zweifellos nicht ganz unberechtigt, da: 
der Bau der geschilderten Bahnlinien sowie der Beginn der Anlage einer: 
großen Automobilstraße von Kirkuk über Sautschbulak nach Täbris in Persien: 
zweifellos die Anlage einer Aufmarschstraße ist, deren letztes Ziel die Sicher-: 
stellung eines Operationsgebietes gegen die russischen Ölgebiete im Kaukasus 
ım Kriegsfalle sein kann. Die großen technischen Schwierigkeiten, die die: 
wilden zerrissenen Gebirge machen, lassen es jedoch als zweifellos erscheinen 
daß dieses Projekt in Bälde verwirklicht werden wird, bzw. daß die englischen 
Aufmarschstraßen gegen den Kaukasus in naher Zeit brauchbar sein werden. 
. Abgesehen von dieser strategischen und verkehrspolitischen Bedeutung der 
einzelnen Strecken der Irakbahnen hat die Gesamtheit des Bahnnetzes ım Irak 
noch eine hockpolitische Funktion: Die Irakbahnen sind dazu bestimmt, inner- 
halb der englischen Interessenahme an der wirtschaftlichen Entwicklung des 
Irak ein Kernstück abzugeben. Die Bahnen werden nämlich mit dem Augen- 
blick an, in dem sie in die Hände der Irak-Regierung übergehen — bisher ge- 
hören die Bahnen der englischen Regierung — die finanzielle Abhängigkeit 
des Irak von London bedeutend verstärken, da den Irak erklärlicherweise 
der Preis von rund ı2 Mill. Goldmark für den Ankauf der Bahn aus eigenen 
Mitteln kaum aufzubringen in der Lage sein dürfte. Im übrigen dürften die 
oben geschilderten Verkehrspläne, insbesondere der Bau der nordarabischen 
Bahn erst weiter gefördert werden, wenn die Frage des Besitzes der Irakbah- 
nen weiter geklärt ist. Bis dahin aber kann noch viel Zeit vergehen. 


KArL LorwYy: 


Englische Verkehrspolitik im Mittleren Osten 


Es hat zehn Jahre gedauert, bis es möglich geworden ist, die Konturen einer 
bewußten englischen Verkehrspolitik im Mittleren Osten zu erkennen. Diese 
Politik des Zögerns in einer an schnellen Veränderungen so reichen Epoche 
scheint für die politische Methode einer großen Kolonialmacht auf den ersten 
Blick unverständlich, denn das Erwachen des Fernen Ostens wie die dauernde 
Erregung des Mittleren Ostens selbst müßten eigentlich schnelleres Handeln 
bedingen. Die von England in diesem Falle angewandte Kunktatortaktik ent- 
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spricht jedoch völlig der Tradition britischer Kolonialgeschichte. Englands Poli- 

uk ist stets schwerfällig in der Konzeption der inneren Zusammenhänge ge- 
wesen, aber sie war rasch und entschlossen, wenn sie erst einmal die reale Be- 
deutung eines Problems begriffen hat. 

Dieser Augenblick ist jetzt für die Verkehrspolitik Englands im Mittleren 
Osten gekommen. Sie steht am Beginn einer Periode starker Aktivität. Unter 
der Oberfläche rührt es sich. Der Entwurf zu den großen Plänen ist fertig- 
gestellt, die Durchführung wird nicht mehr lange auf sich warten lassen. 
Für die Deutung ihres letzten Sinns bedarf es keiner großen Kombinations- 
gabe. Alles, was England künftig im Mittleren Osten unternimmt, dreht sich 

‚um die Erhaltung seines indischen Besitzes. Materielle Voraussetzung dafür ist 

die Tatsache des Ablaufs der englischen Kontrolle über den Suezkanal. Die 

neuen von England gesuchten Wege sind im wesentlichen als Ersatz dafür ge- 
dacht, wenn das Jahr 1936 die Übergabe des Suezkanals in ägyptische Hände 
bringen wird. Militärisch wird England die wichtige Verbindungsstraße nach 

Indien niemals ganz aus dem Auge lassen. Die Beherrschung des Kanals wird 

immer von der Sinai-Halbinsel her möglich sein, die verwaltungstechnisch früher 

oder später in den Bereich Palästinas kommen wird, ohne daß sich England 
mit dem Odium eines neuen Vertragsbruchs gegen Ägypten zu belasten braucht. 

+ Außerdem ist Indien nach dem neusten Stande der Schiffahrtstechnik zeitlich 

ebenso rasch über das Kap der Guten Hoffnung zu erreichen, wobei die aus 

einem Seekrieg mit modernen Mitteln drohende Gefahr einer Blockade des 

Suezkanals durch Unterseebote und Minen vermieden wird. 

Mit der Schaffung einer Luftverbindung nach Indien hat das Festland als 
Unterlage wieder akute Bedeutung gewonnen und Palästina, Transjordanien, 
Mesopotamien und Persien zu wichtigen Etappen einer neuen, durch den Äther 
führenden britischen Reichsstraße gemacht. Der Ausgangspunkt für diese Route 
auf asiatischem Boden ist die Bucht von Haifa. Diese Bucht bietet alle Vor- 
aussetzungen für die Errichtung einer großen Flottenstation mit verhältnis- 
mäßig geringen materiellen Aufwendungen, von der aus die Beherrschung des 
gesamten östlichen Mittelmeeres leicht möglıch ist, während die ihr vorgela- 
gerte Ebene das ideale Terrain für die Anlage eines großen Luftstützpunktes 
bildet. Zwei Vorzüge, die allein schon genügen würden, um Palästina nach 
den Worten eines der außenpolitischen Sachverständigen der britischen Labour- 
party, Colonel Wedgewood, zur „Clapham Junction“ des British Empire zu 


machen. 
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In der englischen Verkehrspolitik spielen im Gegensatz zur amerikanischen 
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wirtschaftliche Gesichtspunkte nur eine sekundäre Rolle. Auch der Ausbau des 
mittelasiatischen Verkehrssystems wird in erster Linie von politischen und stra- | 
tegischen Bedürfnissen bestimmt. Für die ökonomische Erschließung der von 
den neuen Verbindungen berührten Länder werden sich sicherlich Vorteile er- 
geben. Sie sind jedoch nur eine Folge des Zufalls und nicht die Auswirkungen 


eines auf ihrer ökonomischen Ausnützung basierten Systems. 

Der Fall der Rohrlinie Mossul—Haıfa ist symptomatisch für diese englische 
Einstellung. Die Rohrleitung wird trotz des Widerspruchs der an ihr interes- 
sierten Petroleumgesellschaften gebaut werden, weil sie erstens zur Brennstoff- 
versorgung der englischen Mittelmeerflotte und zweitens zur Aussteifung der 
ebenfalls geplanten Bahnlinie Haifa—Bagdad dienen soll. 

Der Bestand an Babnlinien, den England aus der Liquidationsmasse der Türkei 
im Mittleren Osten erhalten hat, war weder quantitativ noch qualitativ sehr im- 
ponierend und geopolitisch nach einer ganz anderen Richtung orientiert, als es 
die gegenwärtigen Bedürfnisse Englands erfordern. Ihr Grundstock bestand in 
der 420 km langen, überdies von England während des Krieges selbst gebauten 
Linie durch die Sinaiwüste Haifa—Rafah—Kantarah, von der die Verbindung 
des künftigen militärischen und maritimem Stützpunktes Haifa mit dem Ost- 
ufer des Suezkanals besorgt wird. 

Ferner verfügt England über die schmalspurigen Abzweigungen der Hed- 
schasbahn auf palästinensischem Boden ca. 90 km, Afuleh—Nablus ca. 4o km 
und Haifa—Akko ca. 16km. Die eigentliche Hedschasbahn Nassib— Amman— 
Kalesı geht nur bis El Medanvala durch die britische Einflußzone. Um die 
Kontrolle über ihre Fortsetzung bis Medina wird zur Zeit zwischen England 
und Ibn Saud heftig gerungen. 

Diese für die dauernd sich steigernden politischen und militärischen Inter- 
essen Englands im Mittleren Osten viel zu schmale Basis soll durch den Bau 
einer Strecke Haifa—Bagdad verbreitert werden. Augenblicklich wird ihre 
Trace ın aller Stille vermessen; es heißt, daß der Kontrakt für ihren Bau 
bereits an einen der großen englischen Kolonialunternehmer vergeben ist und 
daß mit den Arbeiten wahrscheinlich schon im nächsten Jahre begonnen wer- 
den wird. Sie wird unter Benutzung der Route Haifa— Amman gerade durch 
die Syrische Wüste bis Bagdad gehen. 

Weltpolitisch ist die Linie der Ausdruck der Besorgnisse Englands vor Ruß- 
land und den entfesselten Gewalten des Fernen Ostens. Praktisch ist sie als 
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"ein Landersatz für den Suezkanal gedacht, und auf ihr werden Truppen- und 
Militärtransporte durch ein völlig unter englischem Einfluß stehendes Gebiet 
bis hart an die Grenze Indiens gebracht werden können. Die Finanzierung ihres 
"Baus wie der der Rohrleitung soll zur Hälfte aus staatlichem, zur Hälfte aus pri- 
‚vateın Kapital erfolgen und gleichzeitig zur Lösung eines wichtigen Problems, 
dem der militärischen Verteidigung der von ihr durchzogenen Gebiete, beitragen. 
Sie wird durch ein gemeinsam von beiden Gesellschaften unterhaltenes Spezial- 
korps von Fliegern, Panzerautos und unter englischer F ührung stehenden ein- 
geborenen Polizeitruppen geschützt werden. Auf diese Weise wird England in 
Transjordanien und Mesopotamien über eine mit den modernsten Kampfmitteln 
‚ausgerüstete Truppe verfügen, ohne daß der englische Steuerzahler die Last 
dieser Ausgaben verspürt. 


Abzweigungen der Bahn nach dem Toten Meer und den kürzlich einer eng- 
lischen Gesellschaft zur Ausbeutung übertragenen Phosphatlagern von Suehlah 
sind dazu bestimmt, die Naturschätze Palästinas und Transjordaniens an das 
Mittelmeer, d. h. auf den Weltmarkt zu bringen. Haifas wirtschaftliche Be- 
deutung wird auf diese Weise gleichzeitig mit seiner strategischen steigen und 
das zum Singapore des Mittleren Ostens ausersehene Hafenstädtchen erhält die 
"Chance, sich zu einem ernsthaften Rivalen Alexandriens zu entwickeln. 

Als Nebenwirkung der englischen Pläne spielt sich augenblicklich zwischen 
Palästina und Syrien ein stiller aber erbitterter Streit um den Bau der Linie 


_ Beirut—Ras el Nakura—Haifa ab. Mit ihrer Inbetriebsetzung wäre das letzte 


Glied für die transkontinentale Verbindung Calais—Konstantinopel—Kairo ge- 
"schaffen. Die Auseinandersetzung über den Zeitpunkt ihres Baus ist eines der 
Kapitel in der Geschichte des Ringens zwischen Syrien und Palästina um die 
wirtschaftliche Beherrschung des Hinterlandes. Würde sie vor dem Bau des 
Haifaer Hafens vollendet, so würde die Bedeutung Beiruts als Transitplatz für 
den Mittleren Osten steigen, während ihre Fertigstellung nach dem Bau des 
Haifaer Hafens den wirtschaftlichen Ruin der ohnehin schon schwer bedrohten 
syrischen Hafenstadt mit sich bringen würde. 

Vorläufig beschränkt sich die englische Politik darauf, alle Versuche zur 
Durchbrechung des von ihr im Mittleren Osten geschmiedeten Ringes mit allen 
Mitteln abzudrosseln. Ein in der Öffentlichkeit so gut wie gar nicht bekannt 
gewordener Fall wie seine Konsequenzen sind klassisch dafür, mit welcher 
Eifersucht England darüber wacht, daß der Mittlere Osten ausschließlich seine 
Domäne bleibt. Er deutet gleichzeitig auf eine bisher in der internationalen 
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Politik noch viel zu wenig beachtete, aber für die gesamte Entwicklung des 


Mittleren Ostens unter Umständen entscheidende Erscheinung hin: Das wach- 


sende Interesse der Vereinigten Staaten und das Bestehen von Reibungsflächen | 
zwischen England und dem jüngeren angelsächsischen Vetter. Vorläufig han- 
delt es sich hierbei noch hauptsächlich um Handelsrivalitäten. Das ameri- 


kanische Kapital ist noch zu sehr an anderen Stellen in Anspruch genommen, 
aber die Differenzen anläßlich der Dammfrage am Tsanasee, der wachsende 
Einfluß der amerikanischen Juden auf die Kolonisation Palästinas sind beach- 
tenswerte Symptome für die Richtung, die eine künftige Entwicklung gehen 


wird. Politisch sind die Vereinigten Staaten im Mittleren Osten heut schon 


nicht ganz müßig. Amerika ist für die ägyptischen Nationalisten die stille Hoff- 
nung. Außerdem besitzt die Union in dem früheren Vorsitzenden der ameri- 
kanischen Untersuchungskommission in Syrien und Palästina, dem früheren 
Botschafter in Peking, Crane, einen heut noch inoffiziellen, aber sehr einfluß- 
reichen Verbindungsmann zur national-arabischen Bewegung. Crane, den die 
östliche Fama als den Geldgeber des letzten Drusenaufstandes bezeichnet, ist 
merkwürdigerweise kürzlich erst wieder in Arabien, Palästina und Syrien auf- 
getaucht und von den arabischen Nationalisten als Freund der großarabischen 
Sache offiziell gefeiert worden. 

Bei dem oben erwähnten Zwischenfall hat es sich um den anläßlich der 
Reklamefahrt der amerikanischen Chevrolet-Gesellschaft Kapstadt—Kairo— 
Stockholm unternommenen Versuch gehandelt, einen Weg für ihre Automo- 
bile von Ägypten nach Palästina über die Sinai-Halbinsel zu finden. Es ist bei 
dieser Gelegenheit zu einem formellen diplomatischen Konflikt zwischen der 
englischen Residentschaft in Kairo und der ägyptischen Grenzschutzverwaltung 
gekommen, die den amerikanischen Automobilen die Benutzung des Bahn- 
damms als Autostraße gestattete, weil eine andere Möglichkeit der Durchque- 
rung der Sinai-Wüste für Autos nicht besteht. Das britische Oberkommissariat 
hat dagegen bei der ägyptischen Regierung in einer Form und Schärfe des 
Tones protestiert, wie er sonst nur bei ganz großen Gelegenheiten üblich ist. 
Offiziell wurde gegen die Beschädigung des Bahnkörpers durch die schweren 
Fahrzeuge Einspruch erhoben. Hinter der Angelegenheit stand das englische 
Kriegsamt, das Eigentümer der Bahn ist und das in dem Fall eine Bedrohung 
der militärischen Interessen Englands sah. 

Vervollständigt und abgerundet wird das im Ausbau begriffene Verkehrs- 
system durch die Erweiterung der englischen Flugverbindung nach Indien 
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werden, als dessen Stützpfeiler im Mittleren Osten Haifa und Basrah gedacht 
f sind. Obwohl er weder strategisch noch verkehrswirtschaftlich vorläufig ernst- 
i haft in Frage kommt, wird er dauernd abgetastet und durch die Anlage neuer 
Stationen vervollständigt. Basrah wird bereits in diesem Monat die Baulich- 


= keiten und Maschinen erhalten, die es zum Zentrum der englischen Luftverteidi- 


gung am Persischen Golf machen wird, und Haifa steht kurz vor der Anlage 
eines großen Flugplatzes für Palästina, Transjordanien und die Sinai-Halbinsel. 
Unmittelbar wird sich die Verkehrspolitik Englands im Mittleren Osten da- 
hin auswirken müssen, daß die in ihr Netz gezogenen Gebiete zu England in 
festere politische Bindungen gebracht werden. Hier bilden sich die Ansätze 
für einen neuen Commonwealth von kontinentalen Ausmaßen, das die Bestim- 
mung als Verbindungskette zwischen den afrikanischen und den asiatischen 
Teile des Empire erhalten und zunächst auch einmal erfüllen wird. Leider 
fällt ihre Fertigstellung mit ihrer Inanspruchnahme zu höchster Belastung 
zeitlich zusammen, wobei wie überall innerhalb des gegenwärtigen imperia- 
listischen Systems der tragische Fall eintreten wird, daß sich aus dem zum 
Schutze der englischen Machtstellung geschaffenen Vorkehrungen kulturelle 
und politische Auswirkungen ergeben werden, die auf den mittleren Osten 
weit revolutionierender wirken als die von außen her befürchteten Einflüsse, 
deren Fernhaltung neben der militärischen Sicherung das höchste Ziel der 
gegenwärtigen Politik Großbritanniens im Mittleren Osten darstellt. 


WırLı G. WINKLER: 
Palästinas Bedeutung für das Englische Weltreich 


Die geschichtliche und kulturelle Landschaft Europas wird im Süden und 
Südosten von Wüsten oder Steppen begrenzt, jedoch nicht durch eine scharfe 
Trennungslinie; vielmehr sendet die Kulturfläche Vorposten in Form von 
Oasen in das unfruchtbare Gebiet hinaus. Als Oasen, allerdings als „Groß- 
oasen“, sind auch Ägypten, Palästina und Mesopotamien zu betrachten, wo 
um Nil, Jordan, Euphrat und Tigris die Oasenbildung möglich war. Die Be- 
wässerung machte aus diesen Gegenden fruchtbares Land, ohne Wasser sinkt 
es zur Wüste zurück. 

Die Geopolitik jener Landstriche wird von zwei Gesetzen beherrscht: ı. Von 
dem Gegensatz Kulturland: Steppe. Immer wieder sind die fruchtbaren 
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Länder, wo „Milch und Honig“ fließt, unwiderstehlicher Anreiz für die Steppen- | | 


nomaden gewesen. So wurden die Herren Palästinas immer wieder von 


Edomitern, Amalekitern, Moabitern, Ammonitern angegriffen; erst den Israe- 
liten gelang es, sich dauernd im Lande zu behaupten. Der Kampf zwischen 


Ackerbau und Nomadismus hat sich hier unzählige Male wiederholt. 

2. Von dem geopoltischen Zusammenhang zwischen Ägypten, Palästina und 
Mesopotamien. Dabei spielt Palästina die Rolle des Bindegliedes zwischen den 
beiden anderen Inseln im Wüstenmeer, es ist die „Brücke“ zwischen Ägypten 
und Mesopotamien, über die sich hinweg die Geschichte jener Gebiete in 
grandioser Einförmigkeit abgespielt hat. Wohl schon die alten Ägypter sınd 
über jene Brücke eingewandert, und später griffen sie darüber hinweg nach 
Mesopotamien ; umgekehrt eroberten Assyrer, Babylonier, Perser und die Griechen 
Alexanders des Großen über Palästina weg das Nilland. Die Römer stießen von 
hier aus nach dem Euphrat vor; Araber, Seldschuken, Mameluken, Türken, 
Napoleon I., Mehemed Alı: alle zogen sie über diese Brücke. Und noch im 
Weltkrieg eroberten die Engländer von den beiden „Brückenköpfen “ Ägypten 
und Mesopotamien aus Palästina. So interessante geopolitische Musterbeispiele 
sich hier auch bieten, so sollen doch nur einige erörtert werden. 

Die Kleinheit Palästinas erlaubte ihm nur, eine untergeordnete politische 
Rolle zu spielen neben den beiden Großmächten im Nil- und Zweistromlande. 
Die jüdische Staatsbildung unter Saul und David konnte nur von kurzer 
Dauer sein, sie wurde ermöglicht durch gleichzeitige Schwächeperioden der 
beiden Flankenmächte. Schon Salomo verlor die Unabhängigkeit wieder und 
mußte Tribut an Ägypten zahlen. Überdies wurde dann noch die israelitische 
Staatseinheit zerrissen, indem der Norden von Babylon, der Süden von Ägypten 
angezogen wurde. Die jüdischen Könige von politischer Klugheit suchten 
wenigstens eine gewisse Selbständigkeit durch Anschluß an eine der beiden 
Großmächte zu wahren, wurden aber von ihrem orthodoxen Priestertum ver- 
flucht, da mit der politischen Anlehnung zugleich fremde kulturelle und reli- 
giöse Einflüsse in stärkerem Maße das Judentum trafen. Die Priesterschaft sah 
nicht, daß die Anlehnung das einzige Mittel war, dem Zerriebenwerden 
zwischen Nil- und Euphratstaat zu entgehen. Die Priesterkönige haben denn 
auch den Verlust der jüdischen politischen Selbständigkeit verschuldet. 

Wenn man die Dynamik jener Gebiete im Auge behält, wird man auch die 
geopolitische Ursache für das Scheitern der Kreuzzugsbewegung verstehen. 
Die Kreuzfahrer beschränkten sich auf die Eroberung des Heiligen Landes, 
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1 "aber die „Brücke“ konnte niemals auf die Dauer gehalten werden ohne den 


Besitz wenigstens des einen „Brückenkopfes“: am besten Ägyptens oder auch 


E _ Mesopotamiens, wie Villehardouin (1164—1213) es wollte: „Nur über das Ge- 


biet von Babylon wird das Heilige Land zurückerobert werden, wenn es je- 


mals zurückgewonnen werden sollte“. 


. 


Die geopolitische Dynamik Ägypten—Palästina—Mesopotamien wirkt noch 
heute, sie erhält aber ihre besondere Bedeutung durch die Rolle, die sie im 
Rahmen des englischen Weltreichs spielt. 

Der Wert jener kleinasiatischen Gebiete für England besteht in ihrer Lage 
zu Indien. Sie bilden eine Landverbindung dahin und flankieren gleichzeitig 
die Seestraße durch den Suezkanal. Mit Indien zusammen stieg ihr Kurs be- 
sonders nach dem Verlust der amerikanischen Kolonien und nach Napoleon I. 
Versuch, von Ägypten aus durch Palästina und Mesopotamien nach Indien 
vorzudringen. Daraus ergab sich die Notwendigkeit, alle fremden Mächte dort 
fernzuhalten; aber es genügte damals, sie in den Händen der Türkei zu lassen. 
Eine Eigenbesetzung erübrigte sich noch, und so wurde die Erhaltung der 
Türkei ein Jahrhundert lang Grundsatz der britischen Orientpolitik. 

In den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts gab es zwei Hauptland- 


» wege vom Mittelmeer nach Indien. ı. Von Alexandria auf Kamelen durch die 


Wüste nach Suez, zum Roten Meer und zur See nach Indien. 2. Von Beirut 
nach Damaskus, auf Karawanenwegen nach Bagdad, zum Persischen Golf und 
zu Schiff nach Indien. Als Mehemed Ali damals ein großarabisches Reich er- 
strebte und sich der Verbesserung dieser Straßen widersetzte, unterstützt von 
Frankreich, das durch ihn Einfluß in Ägypten und Vorderasien zu gewinnen 
suchte, trat Palmerston beiden entgegen und zwang sie zum Nachgeben und 
Verzicht auf ihre Pläne. Hatte England die Türken mit Hilfe der anderen 
Großmächte vor Frankreich bewahrt, so schützte es sie im Krimkrieg mit 
französischer Hilfe vor Rußland. Diesem trat es 1876 erneut entgegen anläß- 
lich des russisch-türkischen Krieges. Dabei brach Disraeli mit der Gewohnbeit, 
in Vorderasien keinen Landbesitz zu erwerben, da die Franzosen zum größten 
Ärger der Briten den Suezkanal gebaut hatten und dadurch sich in Ägypten 
festzusetzen drohten. Darum ließ sich Dizzy vom Sultan Zypern abtreten, 
das die syrisch-palästinische Küste beherrscht, und kaufte mit Rothschilds 
Hilfe dem Sultan die Mehrheit der Kanalaktien ab. Viktoria wurde jetzt 
Kaiserin von Indien. Erste Regungen des Imperialismus, durch den sich das 
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englische Gewicht schwer nach Asien verschob. Infolge des französischen Ver- 
zichts auf die Mitkontrolle der ägyptischen Finanzen blieben die Engländer 


allein am Nil zurück; Kitchener vernichtete das Mahdireich und wies die 
Franzosen unter Marchand bei Faschoda (1898) zurück. Damit war Ägypten 


endgültig in britischen Händen. 

Palästina und Mesopotamien blieben einstweilen noch den ungefährlichen 
Türken überlassen. Aber schon in den siebziger Jahren hatte Kitschener als 
Vermessungsoffizier in Palästina die Loslösung des Landes von der Türkei er- 
wogen und die strategischen Plätze erkundet. „Sein Bericht liest sich mehr 
wie der eines diplomatischen Agenten als wie der eines Vermessungsoffiziers“ 
(George Arthur: The Life of Lord Kitchener. Ld. 1920). Später begann Deutsch- 
land scheinbar die Stellung Indiens zu gefährden. Es setzte sich in der Nähe 
des Kaps neben den Buren in Südwest fest, weshalb die Vernichtung der 
Burenstaaten notwendig wurde. Es besetzte Ostafrika in noch gefährlicherer 
Nähe des Suezkanals. Dann beteiligte es sich am Östasiatischen Dreibund und 
gewann von der Türkei die Konzession zum Bau der Bagdadbahn. Wurde das 
Projekt ausgeführt, dann war es den Türken möglich, rasch Truppen, eventuell 
auch deutsche, nach dem Persischen Golf zu werfen. Hinter allen diesen 
Aktionen sahen die von imperialistischer Psychose geblendeten Engländer 
finstere deutsche Anschläge auf Indien, während doch die deutsche Expansion 
geleitet wurde von dem Gesetz der Ausdehnung nach der Richtung des ge- 
ringsten Widerstandes und von einer vielleicht Eitelkeit entsprungenen Prestige- 
politik. Das geht aus Greys Erinnerungen zweifelsfrei hervor, und er, der da- 
mals in die Politik eintrat, ist diese Erinnerungen Zeit seines Lebens nicht wieder 
losgeworden. Deshalb widmet er auch der Affäre Akkaba-Denschawai einen 
so großen Raum. Als der Sultan Akkaba beanspruchte, sah Grey dahinter 
deutsche Machenschaften mit dem Ziel, in jener Bucht eine Torpedobootstation 
anzulegen, zum Angriff auf den Kanal. Nunmehr hatte England kein Interesse 
mehr an der Erhaltung der Türkei. Schon Salisbury hatte vergebens ihre Auf- 
teilung zwischen Deutschland, Rußland und England angeregt, um in Klein- 
asien einen deutsch-russischen Gegensatz zu schaffen. Seither betrachteten die 
britischen Staatsmänner jede deutsche Verbesserung in der Türkei als gegen 
die Sicherheit Indiens gerichtet. 

Im Weltkrieg zogen die Briten die Folgerung aus ihrer These. Kitchener 
hatte zur Bedingung gemacht, daß der Sultan so lange vom Kriege ferngehalten 
werde, bis die Inder den Suezkanal passiert hätten und genügend Truppen 
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zu seiner Verteidigung bereitständen. Trotzdem wäre seine Überrumplung 


durch deutsch-türkische Abteilungen beinahe gelungen. Deshalb befahl Kitchener 


als beste Verteidigung einen Angriff auf Palästina. Nachdem eine Bahn durch 


_ die Sinaiwüste gebaut worden war, begann der Vorstoß von den beiden „Brücken- 
_ köpfen“ Ägyten und Mesopotamien zugleich; da war natürlich die „Brücke“ 


". 


Palästina nicht mehr zu halten. 

Schon vorher hatte Bolfour in einem Brief an Rothschild Palästina zur 
jüdischen Heimatstätte (nicht zum jüdischen Staat) proklamiert und der En- 
tente die zionistischen Sympathien der ganzen Welt gesichert. Durch den 
Versailler Vertrag wurde England zum tatsächlichen Herrn Palästinas, Trans- 
jordaniens, Arabiens und Mosopotamiens (Irak). Denn Arabien und Transjor- 
danien sind durch Ägypten, Palästina und Irak leicht abzuriegeln, und außerdem 
sind Flugzeuge mit Gas- und Sprengbomben probate Mittel. Während Carthill 
mit dem Mahnruf vom „Verlorenen Dominion“*) seine Landsleute aufrüttelt, 
und die Auslandspresse die Tage des englischen Reiches zählt, bauen die 
Briten zäh, schweigsam und entschlossen ihre indische Stellung aus. 

Infolge der gefährdeten Seeherrschaft gewinnt die vorderasiatische Land- 
brücke noch erhöhte Bedeutung. Sollte einmal die Flotte Indien keine Hilfe 
mehr bringen können, dann steht noch der Landweg zur Verfügung zwischen 


‚ Kapstadt und Indien, in dem nur das Stück Persischer Golf-Indien fehlt. 


Die Kap—Kairobahn, die nur geringen wirtschaftlichen Wert hat, ist strategisch 
um so wertvoller. Dann bestehen noch die Bahnstrecken Kanal-Palästına und 
die Bagdadbahn; ein Bindeglied Haifa—Irak ist geplant. Außerdem gibt es 
noch eine stark benutzte Autostraße Haifa—Syrische Wüste, auf der der Turisten- 
verkehr von Palästina nach Transjordanien geworfen wird zu dessen „kul- 
tureller Aufschließung“, Internationalisierung und Anglisierung. Weiter ist 
eine Naphtaröhrenleitung von Bagdad ans Mittelmeer projektiert. 

Von ungeheurer Wichtigkeit ist Palästina für die britische Reichsluftschiff- 
fahrt (Memorandum an die brit. Reichskonferenz 1927). Die Strecke Kairo— 
Palästina—Bagdad—Basra (Irak)—Buschir (Persien)—Karachi ist am 12. 1. 1927 
eröffnet worden. In Karachi soll die Linie später Anschluss finden an Delhi— 
Kalkutta— Rangoon— Singapore (Colombo)—Australien. Die Strecke Kairo— 
Kisumu (Deutsch-Ostafrika)—Kapstadt ist geplant. Vorgesehen sind Truppen- 
transportflugzeuge für 20 Schwerbewaffnete, Bomben- und Materialflieger. 
Außerdem sollen die großen Linien von Starrluftschiffen beflogen werden. 


*) deutsch: „Verlorene Herrschaft“, Berlin 1926, Kurt Vowinkel Verlag, Mk. 8.—. 
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Das Flugschiff R. 101 soll für Truppentransporte wie auch als Flugzeug- 
mutterschiff für fünf Jagdflieger eingerichtet werden; Ankermaste sollen in 
Ägypten und Karachi errichtet werden, 

Wir sehen, wie die Briten mit allen Mitteln an der Verwirklichung der 
Träume Cecil Rhodes arbeiten, wie sich das Middle Eastern Empire der Winston 


Churchill und Genossen heraushebt. Außer imperalistischen Gesichtspunkten | 


spricht auch die Erwäguug dafür, das mohammedanische Einheitsstreben in 
der Form eines englischen Dominions oder wenigstens eines mittelasiatischen 
Völkerbundes (mit Einschluß der Türkei) zu verwirklichen und ihm damit 
die Spitze gegen England abzubrechen. Dieses kann sich der begründeten 
Hoffnung hingeben, die rivalisierenden und verfeindeten mohammedanischen 
Sekten und Stämme auseinanderhalten zu können und gegeneinander auszu- 
spielen. Außerdem ist durch die jüdische Ansiedlung ein Keil zwischen die 
ägyptischen, türkischen und arabischen Moslem getrieben und die Lage durch 
den jüdisch-arabischen Gegensatz noch weiter zu Englands Gunsten verwirrt 
worden. 

Der Zionismus ist ungefährlich; er hat bis 1926 rund 6000000 Pfund 
ins Land gesteckt und dieses für die Briten kultiviert. Die Drohung zioni- 
stischer Heißsporne, mit einer jüdischen Armee „das Land vom englischen 
Imperialismus zu befreien“ ist nicht allzu tragisch zu nehmen; anders würde 
es sein, wenn die zionistische Intelligenz sich mit den Arabern verständigte 
und ihre Führung übernähme. Vielleicht über den Zusammenschluß des ara- 
bischen und jüdischen Proletariats, denn die Organisierung der arabischen 
Arbeiter ist für die jüdischen lebenswichtig, da ihre Lebenshaltung von jenen 
hoffnungslos unterboten wird. 

Gefährlicher ist die Türkei, freilich nur mit russischer Hilfe. Disraeli sah 
schon 1877 klar: „Wenn die Russen Konstantinopel hätten, könnten sie jeder- 
zeit ihr Heer durch Syrien nach der Nilmündung marschieren lassen, und 
was würde es uns dann helfen, wenn wir Ägyten hätten?“ Deshalb wollte 
er schon damals den Sultan unter englische Vormundschaft stellen. Gegen 
die feindlich gewordenen Türken sollten später die Zionisten einen Puffer- 
staat bilden. Die völlige Vernichtung des Osmanenreiches wurde britisches 
Kriegsziel. Frankreich machte jedoch Ansprüche auf das türkische Erbe geltend, 
weshalb England seine Wünsche stark herabsetzte, denn die Franzosen wollte 
man nicht zum Nachbarn haben. Der britische Versuch, Amerika hier zu 


instalieren, scheiterte an dessen Verzicht; dafür wurden jetzt die Griechen 
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gegen Kemal gehetzt. Kleinasien in griechischen Händen wäre so gut wie 
englisch gewesen bei Ausschluß Frankreichs. An den Niederlagen der Griechen 
scheiterte jedoch der Plan, und Kemal setzte sich durch. Rußland muß sich 
auf Spionage und Propaganda beschränken; die Ausweisung der Arcos Kom- 
 panie aus Palästina 1926 ist ein Symptom dafür. 

Der große Rivale in Kleinasien jedoch ist Frankreich. Es trat hier nach 
dem Kriege allen britischen Vergrößerungsabsichten entgegen, allerdings nur, 
um seinen Widerstand aufzugeben gegen die englische Konzession, Frankreich 
freie Hand am Rhein gegen Deutschland zu lassen. Nur Syrien kam in fran- 
zösische Hände; es ist zwar durch Palästina vom Suezkanal getrennt, übt aber 
doch zusammen mit dem französischen Afrikareich und der Mittelmeerstellung 
einen gewissen Druck auf den Kanal aus, zumal auch in Syrien die allgemeine 


Wehrpflicht für Farbige nach marrokanischem Muster eingeführt worden ist. 
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HERMANN VON RAUMER: 


Beiträge zur Geopolitik der Mandschurei 


Dieser Aufsatz eines guten Kenners der Verhältnisse wurde bereiis vor fast 
einem Jahre, im Oktober 1928 abgeschlossen. So vermag er den guten Blick des 
Verfassers auch unter den Umständen zu erweisen, die das Problem ‚„Man- 
dschurei‘‘ plötzlich in die vordere Linie der Weltpolitik rückten. 

Die Schriftleitung 


Die Mandschurei und der Einfluß der Kraftfelder 


„Die Mandschurei wird in den nächsten Jahren einer der gefährlichsten 
Knotenpunkte der Weltpolitik überhaupt und der Politik um den Pazifischen 
Ozean im besonderen sein.“ In diesem Sinne schließt ein Artikel, der in der 
„Iswestja“ vom 5. Oktober 1928 von Hamilton (Kobe) unter dem Titel „Zwi- 
schen Hammer und Ambos“ erschienen ist. Diese Prognose geht alle an, die 
sich für Weltpolitik interessieren und das Problem „Mandschurei“ kann und 
muß, sooft das auch schon geschehen sein mag, immer und immer wieder be- 
leuchtet, geprüft und untersucht werden. 

Sun Yatsen sagt von der Mandschurei: „This part of China was once regarded 


as a desert, but since the completion of the Chinese Eastern Railway it has 


been found to be the most productive soil in China.“ Dieser Satz enthält eine 
Reihe von Feststellungen, die für die Prüfung geopolitischer Fragen der Man- 
dschurei von grundlegender Bedeutung sind. Sun Yatsen nennt die Mandschurei 
part of China. Sun Yatsen ist die politische Gegenwart der neuerwachten Gei- 
ster! Sun Yatsen spricht von der Mandschurei von ihrer Erschließung als 


„desert“ und stellt fest, daß sie nach ihrer Erschließung durch die Chinese 


Eastern Railway (CER) — sie ist das Werk der Russen — der reichste Boden 
Chinas ist. Damit ist die Veränderung des Spannungskoeffizienten vom Werte + 0 


zum Werte x gegenüber der Weltwirtschaft und damit der Weltpolitik und | 


sein Zusammenhang mit der Schaffung einer großen Verkehrslinie ausgedrückt. 
Oder anders: Die Mandschurei stellte bis zum Bau der CER ein Vakuum dar, in 
das ein Kraftfeld, das russische, einbrach, so das infolgedessen dieses Vakuum in die 
Reihe der wichtigen geopolitischen Schlüsselgebiete einrückte. Was aber der Man- 
dschurei seitdem ihre Bedeutung gegeben hat, ist ihre Lage nicht am Rande 
eines einzigen Druckgebietes, sondern im Schnittpunkt der für die gegenwärtige 
Spannungsverteilung auf der ganzen Erde wichtigsten Kraftfelder Eurasiens 
und des pazifischen Raumes. Sie bildet bis zu einem gewissen Grade das „Mano- 
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meter“ für die Spannungen, die in diesem gesamten Gürtel auftreten und ist 
lamit bei Überdruck eine der „Explosion“ besonders ausgesetzte Stelle. 

- Auf die Entwicklung der Mandschurei in ihrem Verhältnis zur Weltpolitik 
ind Weltwirtschaft wirken folgende Kraftfelder ein: das russische, japanische 
ınd chinesische (primärer Kreis), sowie das englische und amerikanische (sekun- 
lärer Kreis). Die Einwirkung jeden einzelnen Kraftfeldes auf die Mandschurei 
st abhängig von einem durch die geopolitischen Eigenheiten jeden Kraftfeldes 
dedingten dynamischen Faktor. 


Das russische Kraftfeld 


Die Lage des Druckmittelpunktes im russischen Kraftfelde verschiebt sich 
jeweils nach der — politisch — schwächsten Durchbruchsstelle zu einem der 
Weltmeere. Dabei ist zu unterscheiden zwischen zwei Arten von Durchbruchs- 
stellen: den eisfreien und den politisch freien, d. h. nicht infolge Vorlagerung 
anderer Kraftfelder kontrollierbaren Häfen. Damit verbunden ist das Bestreben, 
die Vorlagerungen in eigene Hand zu bekommen. Der Reihe nach sind dabei 
folgende Möglichkeiten gegeben: 

durch das nördliche Eismeer nach dem Atlantischen Ozean. Der Durchbruch 
wurde erst während des Krieges durch den Bau der Murmanskbahn und den 
Ausbau des (dank des Golfstromes) eisfreien Hafens Murmansk vollzogen. Die 
sroße Entfernung vom Hinterland macht diesen Hafen wirtschaftlich unren- 
tabel; 

durch das Schwarze Meer zum Mittelmeer. Der — politische — Kampf um 
die Dardanellen bildet seit langem den wichtigsten Teil der russischen Politik 
im Kreise der europäischen Kraftfelder; 

durch Persien zum Persischen Golf (Indischer Ozean). Der zeitweise sehr 
starke Druck nach dieser Seite wurde oft nur mit Mühe durch das englische 
Druckgebiet kompensiert; 

durch Sibirien nach dem pazifischen Ozean. Diesem Durchbruch stand ent- 
gegen die ungeheuere Entfernung vom politisch - wirtschaftlichen Zentrum 
(ca. 8000 km d.h. !/, des gesamten Erdumfanges). Außerdem schob sich ın 
die Gerade, der kürzesten Verbindung zwischen zwei Punkten, die Nordman- 
dschurei. Zwei Momente gaben den Anlaß zum Überwinden der geographischen 
Hindernisse: auf der einen Seite die Verschiebung des Gesamtschwerpunktes 
nach dem pazifischen Raum um die Mitte des 19. Jahrhunderts und dann das 
„Zurückprallen“ des russischen Druckmittelpunktes während des Krimkrieges 
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und darnach. Dieser Vorgang drückt sich aus in den Unternehmungen Mura-- 
jews, dessen persönliche Energie vielleicht sogar als dritter Faktor bezeichnet! 
werden darf. (Besetzung des linken Amurufers, Gründung des eisfreien Hafens: 
Wladiwostok, Erwerbung des Alleinbesitzes von Sachalin). Der zweite Schritt! 
ist die Schaffung eines Verkehrsweges durch den Bau: der Sibirischen Bahn: 
(begonnen 1893). Dieser Verkehrsweg wurde nun plötzlich abgeriegelt durch: 
einen Berg von Schwierigkeiten: eine Fortsetzung den Amur entlang stieß auf 
große technische Hindernisse. Verkehrspolitisch war dieser Weg zu lang; 
(direkte Verbindung Tschita—Harbin—Wladiwostok 1886 km, den Amur ent-- 
lang 3093 km.)*) Das Vorrücken des russischen Druckgebiets wurde aufgehalten! 
durch das Vakuum (desert) Mandschurei, das wie unter einer Glasglocke gegen: 
alle umliegenden Druckeinflüsse abgeschlossen war. 


Das japanische Kraftfeld 


Mitte des neunzehnten Jahrhunderts begann Japan sich an den damaligen 
Grenzen seines Kraftfeldes zu stoßen. Aus diesem Druck entsteht ein fortschrei-: 
tendes Expansionsbedürfnis. 1874 überfielen Bewohner der Insel Formosa ein 
gestrandetes Fischerboot mit japanischen Untertanen — ein willkommener An-, 
laß zu einer Besetzung der Insel Formosa (1874 vorläufige Maßnahme), 1880 
wurden die Liu-kiu-Inseln besetzt und in der Folgezeit schob sich der wirt- 
schaftliche Einfluß gegen die südlichen Teile Chinas, vor allem nach Fukien, 
vor. Damit hatte Japan seine Front am Rande des pazifischen Raumes fast ver- 
doppelt. Mit dem wachsenden inneren Druck mußte der Drang nach einem 
Hinterland immer stärker werden. In wirtschaftlicher Beziehung war er be- 
begründet in dem immer größer werdenden Bedarf an Rohstoffen und Lebens- 
mitteln. Mit zunehmender Industrialisierung trat gleichzeitig eine zunehmende 
Verstärkung des Druckes auf die umgebenden Kraftfelder im pazifischen Raum 
ein. Japan mußte mehr und mehr mit einer gewaltsamen Entspannung (Krieg) 
rechnen. Für diesen Fall war die Gewinnung von Hinterland noch viel wich- 
tiger. Japan konnte nicht allein auf einer Frontstellung ohne Etappe operieren. 
So schob es sich langsam über Korea hinaus vor und setzte sich, wenn auch 
nur vorübergehend, nach dem japanisch-chinesischen Krieg in Ta-lien (Dalny) 
fest (1894/95). Auch für Japan war aber die Mandschurei ein Vakuum, in das 
ein Einbruch in diesem Augenblick noch nicht möglich war. 


*) München— Wien—Bukarest 1626 km, München—Berlin—Warschau—Wien—Bukarest 3245 km! 
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u Das chinesische Kraftfeld 


China, der große Agrarstaat, dessen Bevölkerungsdichte bis zu 123 Ein- 
wohner auf den Quadratkilometer ansteigt (Europäisches Rußland 27,7), das Land, 
das seit der Verschiebung des Weltschwerpunktes um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts immer mehr von den übrigen Kraftfeldern politisch eingeengt 
wurde, mußte, ob es wollte oder nicht, dem elementaren Druckgefälle seiner 
Bevölkerung nachgeben. Die Bevölkerungsumlagerung vollzog sich im all- 
gemeinen vom Süden nach Norden. Da aber die Mandschurei über keine an- 
deren Verkehrswege als einige nur während eines Teiles des Jahres schiffbare 
Flüsse verfügt, so bildete die Mandschurei auch für die chinesische Auswan- 
derung noch kein Einströmungsgebiet. 


Das englische Kraftfeld 


Das englische Kraftfeld war seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts langsam 
im Vorrücken. Die Ausgangspunkte waren auf der einen Seite die nordöstlichen 
Teile Indiens (Birma, Nepal), auf der anderen Hongkong. Von hier aus wurde 
das Yangtsetal eingeklammert; Tientsin bildete den Vorposten der englischen 
Stellung. Sobald ein fremdes Kraftfeld einen Druck auf das englische ausübte, 
ließ sich eine energische Gegenwirkung verspüren. Daher hatte das englische 
Druckgebiet an der Mandschurei, solange sie ein Vakuum war, kein beson- 
deres Interesse. 


Das amerikanische Kraftfeld 


Amerika hatte, im Gegensatz zu den anderen Großmächten, in China nur 
Handelsinteressen. Es braucht mehr und mehr Absatzgebiete für seine Pro- 
duktion und tritt erst dann aktiv auf, wenn der Grundsatz der „offenen 
Türe“ gefährdet ist. Da dieser Fall für die Mandschurei vor ihrer Erschlie- 
Bung nicht vorlag, fand eine direkte Berührung durch das amerikanische 
Druckfeld nicht statt. 


Die dynamischen Faktoren der Kraftfelder 
und die Mandschurei 


Von den fünf wichtigen Druckgebieten weisen nur drei speziell dynamische 
Faktoren in bezug auf die Mandschurei auf: 

Rußland: Druck nach dem freien Zugang zum Großmeerraum, 

Japan: Druck nach dem Hinterland. 

China: Druck nach dem dünner bevölkerten Gebiet. 
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Gegen Ende des vergangenen Jahrhunderts war der russische Druck wohl! 
der stärkste. Man hatte viele Millionen in den Bau der Sibirischen Bahn ge- 
steckt. Man mußte sie bis zu einem günstigen Endpunkt bringen oder sie wäre 
nutzlos gewesen. Man hatte auch eine starke und einsichtige Persönlichkeit, 
die dem gesamten Unternehmen Stoßkraft verlieh, den Finanzminister Witte, 
Die beiden anderen Kraftfelder des primären Rings waren eben in einen Krieg, 
verwickelt (Japanisch-chinesischer Krieg 1894/95). China hatte an einer An- 
lehnung an eine Großmacht das größte Interesse, um bei seinen Friedensver- 
handlungen eine moralische und materielle Stütze zu haben. Japan dagegen 
war durch die Eroberung von Ta-lien (Dalny) und Port Arthur und durch 
die Geltendmachung von Ansprüchen auf die Halbinsel Liau-tung, durch die: 
Abtretung der Pescadores-Inseln und die entgültige Übernahme von Formosa 
bereits so nah an das englische Kraftfeld herangerückt, daß man mit ernsteren 
Auseinandersetzungen rechnen konnte. Keines von diesen beiden Druckgebieten 
hatte also in diesem Augenblick genügend Widerstandskraft, und so gelang es 
Rußland, durch eine — aus formalen Gründen russisch-chinesische Gesellschaft 
einen Vertrag über den Bau der Chinese Eastern Railway von Mandschuria 
über Harbin nach (Pogranitschnaja) Wladiwostok und gleichzeitig einer Ab- 
zweigung von Harbin über Mukden nach Dalny abzuschließen. Die Liau-tung- 
Halbinsel wurde an die Russen auf 25 Jahre verpachtet. Damit hatte Rußland 
die „Glasglocke“ über der Mandschurei zerschlagen und das russische Druck- 
gebiet war mit ganzer Macht in das Vakuum eingebrochen. 

Für Japan war mit einem Schlage eine ganz neue Lage geschaffen worden. 
Durch seine Erwerbungen im Frieden von Shimonoseki, die dem chinesischen 
Küstengebiete wie ein Gürtel vorgelagert sind, war es, wie bereits erwähnt, in 
unmittelbare Berührung mit dem englischen Krafıfeld gekommen. Es mußte 
aber bereits mit einer Berührung auch mit dem amerikanischen Druckgebiet 
rechnen. Und nun hatte sich unmittelbar in sein Hinterland das damals so 
mächtige Rußland geschoben. Das war auf die Dauer ein unhaltbarer Zustand. 
Japan brauchte in steigendem Maße Holz, Kohlen, Eisen und Naphta. Das 
eigene Land konnte die Bedürfnisse nicht befriedigen. Die Mandschurei besitzt 
45 Mill. acres Wald mit einem errechneten Bestand von 50 Milliarden cbm 
Holz. Die Bestände an Ölschiefer werden auf >t/, Milliarden t angegeben und 
sollen 300 Mill. t Naphta enthalten. Als Minimalvorrat der — jetzt in japani- 
schen Händen befindlichen — Eisenerzgruben Anschan und Penchihu werden 
80—100 Mill. t angenommen. Die mandschurischen Kohlengruben liefern z. Z. 
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an Ess Jährlich 6—7 Mill. t Kohle, die gleichzeitig die einzige Kokskohle ist, 
die Japan selbst baut. 

" Ebenso wichtig, wie für seine Wirtschaft, ist die Mandschurei für Japans 

sie, Es muß dauernd eingestellt sein auf eine Konfliktsmöglichkeit 
von der pazifischen Seite wie von der Asiatischen Festlandseite, Die Mandschu- 
rei hat also je nach dem Angreifer die Bedeutung der Etappe oder des Kampf- 
gebietes. Bei einem bewaffneten Konflikt mit Rußland muß es versuchen, die 
Front möglichst weit nach dem Westen und Norden zu verlegen, um damit 
einen Teil des Landes für seine Rohstoffversorgung zu erhalten. 

Im Falle eines Angriffes von der pazifischen Seite hat es mit folgendem 
Kräfteverhältnis zu rechnen (zugrunde gelegt sind die Nachkriegsstärken): 


Japan England Amerika 
Großkampfschiffe Io 20 18 
Geschützte Kreuzer 34 58 32 
Torp. Boote u. Jäger 94 180 295 
U-Boote 65 56 120 
Heer 4.000 000 2.000 000 3 000 000 


(Diese Betrachtungen sind notwendig für das Verständnis der gesamten Politik Japans in der 
Mandschurei.) 


Die Kampffront wird dann vor dem großen Inselgürtel liegen (Japanische In- 
seln—Liu-kiu-Inseln—Formosa, Südseeinseln). Das ganze dahinterliegende Ge- 
biet muß in japanischen Händen sein. Die Hauptstützpunkte liegen in Fukien, 
im Jangtsetal, in Schantung (Spinnereien: Schanghai 32 mit ca. ı Mill. Spin- 
deln, Tsingtau 6 mit ca. 250000 Spindeln. Eisenerzgruben in Hanyehping: 
Höchstproduktion 1920 824491 t. Kohlenproduktion: Fangtzuminen, Schan- 
tung, Höchstproduktion 1922 180 202 t). 

Dieses Gebiet ist von zwei parallellaufenden Hauptlinien durchzogen: der 
Tientsin—Pukowbahn und der Peking—Hankaubahn. Die Mandschurei bildet 
zwischen dem japanischen und dem chinesischen Netz das Verbindungs- 
gebiet. 

Die Mandschurei hatte vor ihrer Erschließung durch die Eastern Chinese Raıl- 
way eine Bevölkerung von etwa 2'/, Mill. Einwohnern. China hat eine durch- 
schnittliche Bevölkerungszahl von 34 Einwohnern auf den Quadratkilometer. 
Einzelne Provinzen weisen eine wesentlich größere Dichte auf (Schantung 80 
bis 230, Kiangsu 124). Der Bodenpreis in Schantung schwankt zwischen 150 
und 300 Doll. mex. für 10 Mou (= 0,72 ha). Der Bodenpreis in der Mandschu- 
rei dagegen beträgt für 10 Mou: 


R 
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Die durchschnittliche Bodenqualität der Mandschurei ist gut und soll die 
von Korea und Japan übertreffen: 
Japan (intensive Bewirtsch.) 1 tan (0,245 acres) 4,0 bushel Weizen 

Korea 1x5 2.974 +5 = 
Mandschurei (Ext. Bewirtsch.) ı „ 4,1 5 » 
Sämtliche Vorbedingungen für ein Abströmen des Bevölkerungsüberschusse« 
nach der Mandschurei sind äußerst günstig. Die Zahlen für die Zuwanderung 
in den letzten fünf Jahren sind in stetem, starken Steigen begriffen: 


1923 400000 Einwanderer 
1924 400 000 2 
1925 500 000 5 
1926 600 000 5 
1927 1000 000 3 


Die gewöhnlich im Herbst einsetzende Rückwanderung läßt mit jedem Jahre 
mehr nach, die Zahl der einwandernden Frauen und Kinder nimmt zu. Die 
Bevölkerungszahl der Nordmandschurei ist seit Erbauung der Chinese Eastern 
Railway auf ı2 Mill. angewachsen. Trotzdem sind erst 15,2°/, des anbau- 
fähigen Bodens besiedelt. Man rechnet mit einer jährlichen Zunahme der Be- 
völkerung um 5°/,, des angebauten Bodens um 3—4P°/,. Nach russischen An- 
gaben (Jaschnew) wird in 50 Jahren die nördliche Mandschurei 70 Mill. Ein- 
wohner haben, der Ertrag an Bodenfrüchten wird auf 8,8 Mill. Doppelzentner 
geschätzt. 


Die Entwicklung der Mandschurei unter der Einwirkung der 
dynamischen Faktoren 


Die Entwickelung der Mandschurei seit ihrer Erschließung durch den Bau 
der Chinesischen Ostbahn zerfällt in vier Perioden: 

ı. Die Periode des Überwiegens des russischen Kraftfeldes (1896— 1905). 

2. Die Periode des russisch-japanischen Gleichgewichts (1905— 1916). 

3. Die Periode des Überwiegens des japanischen Kraftfeldes (1917— 1925), 

4. Das Anschwellen des chinesischen Druckes. 

1. Der Einbruch des russischen Druckgebietes in das Vakuum Mandschurei 
mit dem Bau der Chinese Eastern Railway war eine plötzliche Bedrohung 


4 


DR 
f 


er RAUMER: BEITRÄGE ZUR GEOPOLITIK DER MANDSCHUREI 691 


nicht nur des japanischen, sondern auch des englischen Kraftfeldes. Rußland 
hatte in der „Cassini-Konvention“, die das mandschurische Eisenbahnabkom- 
men enthielt, nicht nur das Recht erhalten, seine Bahnen durch militärische 
Besatzungen zu schützen und die Häfen Dalny und Port Arthur zu befestigen, 
sondern es waren bereits Abmachungen getroffen über eine eventuelle Besetzung 
der Bucht von Kiautschau. Damit wäre Rußland auch der Golf von Petschili, d.h. 
der Zugang nach der Hafenstadt Tientsin und der Hauptstadt des chinesischen 
Reiches Peking zugefallen. China, dem dieser starke Druck auch unangenehm 
wurde, suchte ihn dadurch aufzuhalten, daß es durch Verpachtung des Hafens 
Weihai wei an England die Grenzen des englischen Kraftfeldes an die des rus- 
tischen heranrückte. Aber auch England machte den Versuch, sich gegen ein 
weiteres Vordringen Rußlands zu sichern. Durch die Vereinbarungen von Pe- 
tersburg 1899 erkannte Rußland die „Große Mauer“ als Grenze seiner Ein- 
lußsphäre an. England hatte bereits im Jahre 1895 (Besprechungen in Cowes) 
versucht, den Druck des russischen Kraftfeldes vom pazifischen Raume abzu- 
ziehen, indem es eine Aufteilung der Türkei zwischen England, Deutschland, 
Österreich und Italien vorschlug. Aber ebenso, wie dieser Versuch mißlang, 
war auch die papierne Abmachung von Petersburg nicht imstande, den dyna- 
mischen Druck, dessen damalige Stärke mehr in der durch den ungeahnt gün- 
tigen Einbruch gesteigerten Beschleunigung, als in der wirklichen potenziellen 
Energie bestand, aufzuhalten. Bereits im nächsten Jahre (1900) gab die erste 
Äußerung aktiven Druckes im chinesischen Kraftfeld (Boxerunruhen) den Rus- 
sen Anlaß, ihre Truppen an der Peking—Mukdenbahn bis Tientsin vorzuschie- 
ben und dadurch nicht nur in das chinesische, sondern auch in das englische 
Krafıfeld einzudringen. Zwar mußte es sich in den folgenden Jahren aus dieser 
Zone zurückziehen, ließ aber erkennen, daß es nicht gesonnen sei, die Man- 
Ischurei wieder freizumachen. Das immer stärker werdende Ausdehnungs- 
bestreben Rußlands wurde jetzt zur unmittelbaren Bedrohung Japans. Letz- 
eres hatte nur zwei Möglichkeiten: entweder Einigung mit Rußland oder Zu- 
‚ammenschluß mit einem anderen Kraftfeld. England, daß die erste Lösung 
inter keinen Umständen zugeben konnte, entschloß sich 1901 zu einem Bünd- 
is mit Japan. Obwohl gerade Männer wie Witte ın Erkenntnis der drohenden 
Sefahr im pazifischen Raume zur Vorsicht rieten, setzten die von keinerlei 
jolitischem Gefühl belasteten Militärs, besonders der Admiral Alexejew, die 
:olitik der Drucksteigerung in Richtung auf Korea fort und verhinderten alle 
3estrebungen Japans, hier zu einem Ausgleich zu kommen. Der Überdruck 
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mußte zur Explosion führen und tat es auch im Jahre 1904 im russisch-japa- 
nischen Krieg. 1 

2. Der Friede von Portsmouth ( a brachte Japan den südlichen Teil der: 
Chinese Eastern Railway (von Chanchun bis Dalny) und ihrer Nebenstreckäl 
ein mit allen Gerechtsamen, die die Russen in diesem Gebiet gehabt hatten. 
Die russischen Pachtungen in Liau-Tung gingen an Japan über. Damit war es: 
im Süden der Mandschurei voll und ganz in die bisherige Stellung Rußlands 
eingerückt. Dadurch, daß es noch viel energischer als Rußland bestrebt war, 
diese Stellung für sich auszubauen, wurde die Politik der „offenen Türe“ ını 
diesem Gebiet bedroht und so kam für Amerika der Anlaß, aktiv einzugreifen. 

Amerikas Stellung zu den Fragen des pazifischen Raumes dürfte ungefähr 
folgende sein. 

Das gefährlichste Druckgebiet ist Japan. Dieses kann sich in zwei Haupt-: 
richtungen ausdehnen, nämlich nach dem Gegenufer (Kalifornien) und entlang; 
der chinesischen Küste, deren Vorlagerungen es in Händen hat. Seit dem Aus-: 
gang des neunzehnten Jahrhunderts ist die amerikanische Politik im pazifischen: 
Raume darauf eingestellt, in beiden Richtungen einen Gegendruck auszuüben. 
Bereits die Verträge Amerikas mit Japan und China vom Jahre 1894 enthalten! 
eine Beschränkung der Einwanderung nach Amerika. Die Annexion Hawais 
(1898) durch Amerika wurde von den Japanern zur Umgehung des Einwan- 
derungsverbots ausgenützt. Man stellte sich auf den Standpunkt, daß die in 
Hawai wohnenden Japaner nicht daran gehindert werden könnten, „innerhalb: 
Amerikas ihren Wohnsitz zu verändern“. Daraufhin drohte Amerika mit der: 
Ausdehnung der Einwanderungsbeschränkung auch auf Hawai. Die Absperrung, 
Amerikas für die Einwanderung aus dem Osten ist bis heute, zum Teil in ver-: 
schärftem Maße, aufrechterhalten worden. 

Dem Drucke Japans auf China glaubte und glaubt Amerika am besten da- 
durch begegnen zu können, daß es einerseits Chinas politische Erstarkung 
fördert, andererseits die Stimmung des chinesischen Volkes für sich zu ge- 
winnen sucht. Taft fixierte diesen Standpunkt gelegentlich einer Rede in 
Schanghai im Oktober 1908, indem er China bei seinen Reformen Amerikas 
Hilfe in Aussicht stellte, weil es dadurch in den Stand gesetzt würde, „jedem 
möglichen fremden Zugriff Widerstand zu leisten“.*) 

Besonderer Wert wurde darauf gelegt, die chinesische Jugend für Amerika 
zu gewinnen. Es wurden nicht nur in China selbst amerikanische Schulen 


) Franke, Die Großmächte in Ostasien, Seite 300. 


E er RAUMER: BEITRÄGE ZUR GEOPOLITIK DER MANDSCHUREI 693 


und Hochschulen gegründet, sondern es wurde auch der größte Teil der auf 
"Amerika entfallenden Boxerentschädigung dazu verwandt, der ‚chinesischen 
‚Jugend das Studium auf amerikanischen Hochschulen zu ermöglichen. Der 
‚grundlegende Unterschied zwischen der amerikanischen und der japanischen 
‚Politik China gegenüber besteht im folgenden: Japan will ein schwaches China, 
das ihm im Falle eines bewaffneten Konfliktes als Basis dienen kann, Amerika 
dagegen braucht ein starkes China, das seinem Gegner Japan zum mindesten 
die Neutralitätsverletzung verbieten kann. 

Die Ausdehnung des japanischen Kraftfeldes nach der Mandschurei ließ 
Amerika sofort die künftige Bedeutung dieses Schrittes für die gesamte Lage 

"im pazifischen Raume vorhersehen. Bereits 1907 wurde das Schwergewicht 
der amerikanischen Flotte nach der pazifischen Seite verlegt. 1909 erfolgte 
der erste direkte Stoß gegen die Mandschurei. Staatssekretär Knox machte den 
Vorschlag, ein internationales Syndikat zu bilden, das die russischen und japa- 
nischen Eisenbahnen und die mit ihnen verbundenen Gerechtsamen kaufen 
und dadurch den ersten Schritt zur Neutralisierung der Mandschurei tun 
sollte. Ein neuer Vorschlag ı910 zielte direkt darauf ab, die gesamte Man- 
dschurei unter internationale Kontrolle zu stellen. Als auch dieser Plan Amerika 
"seinen Zielen nicht näher brachte, trug man sich mit dem Gedanken, das 
“chinesische Projekt eines Bahnbaues von Kin-tschau nach Aigun zu finanzieren. 
Die Durchführung dieses Planes hätte das Ende sowohl des ER wie 
des russischen Einflusses in der Mandschurei bedeutet. 
- Während in den Jahren unmittelbar nach dem Frieden von Portsmouth 
das Verhältnis zwischen Japan und Rußland ein sehr gespanntes war, so daß 
man zeitweise mit einem neuen Konflikt rechnen mußte, brachte der Druck 
von seiten Amerikas nicht nur eine Entspannung, sondern sogar den Zu- 
sammenschluß. Bereits 1909 sollten in Harbin Besprechungen zur Klärung der 
zwischen Rußland und Japan schwebenden Streitfragen stattfinden, sie kamen 
aber infolge der Ermordung des japanischen Verhandlungsführers Ito nicht 
zustande. Im Juli 1910 wurde in Petersburg ein russisch-japanisches Abkommen 
geschlossen zur gemeinsamen Abwehr des amerikanischen Einflusses. 

Kurz darauf teilte Knox den Großmächten die Absicht Amerikas mit, eine 
internationale Anleihe aufzulegen, die zur Neuordnung der chinesischen Wäh- 
rung und zur industriellen Entwickelung der Mandschurei dienen sollte. Auch 
dieser neue Stoß prallte am Widerstand Japans ab. Im April 1911 kam zwar 
ein amerikanisch-deutsch-englisch-französisches Bankkonsortium zur Über- 


47 


694 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 8 


nahme dieser Anleihe zustande, doch konnte es seine Pläne nicht in die Tat 
umsetzen. 1913 schied Amerika aus dem Konsortium aus. In diesem Jahre 
verhandelte die Bethlehem Steel Corporation mit Südchina wegen Ausbaues 
eines Hafens in Fukien, aber auch dieser Versuch, sich in Japans Kraftfeld 
hereinzuschieben, scheiterte. In einem Notenwechsel Lansing—Ishji (2. No- 
vember 1917) erkannte Amerika für Japan besondere Interessen in den an- 
grenzenden Gebieten Chinas an und erklärte damit de facto seine Nichtein- 
mischung in mandschurische Angelegenheiten. 

Japan war in diesem ganzen Zeitraum bemüht, seine Stellung ın der süd- 
lichen Mandschurei auszubauen. Zunächst mußte die ganze (früher Chinese 
Eastern Railway, Südteil) South Mandschurian Railway auf japanische Spur- 
weite gebracht werden (russische Spur: 5’”—o”, japanische Spur: 4’—81/,”). Die 
während des Krieges gebaute Feldeisenbahn Antung—Mukden wurde auf 
breite Spur umgebaut, die Linie Chanchun—Kirin finanziert und die über- 
nommenen Erz- und Rohstoffquellen weiter erschlossen. Bereits im Jahre 1913 
(Note vom 15. Oktober) gab China seine Zustimmung zum Bau folgender 
Linien mit japanischem Kapital: 

Ssu ping kai—Tao nan (Teilstrecke der Linie nach Tsitsikar) 

Kirin—Kaiyuan—Heilung (Verbindung nach Korea), 

Tao-nan—Jehol (Verbindung mit dem chinesischen Eisenbahnnetz), 

Jehol-Küste. 

3. Kurz vor Ausbruch des Weltkrieges vollzog sich eine grundlegende Ände- 
rung in der Kräfteverteilung im fernen Osten. Sowohl England wie Rußland 
mußten ihren Schwerpunkt in Erwartung der kommenden Ereignisse nach 
dem Westen verlegen. Einer Ausdehnung des japanischen Kraftteldes stand 
kaum ein Widerstand entgegen. Die Teilnahme am Kriege auf Seite der 
Entente gab ihm die Möglichkeit, sich in den bisher deutschen Gebieten 
(Kiautschau, Südsee) festzusetzen. Es hatte damit den gesamten Gürtel der 
dem koreanisch-chinesischen Küstengebiet vorgelagerten Inseln von Sachalin 
über Japan, die Liu kiu- und Pescadores-Inseln, Formosa bis zu den Südsee- 
inseln in Händen. Zugleich baute Japan aber seine Stützpunkte auf dem Fest- 
lande aus: Korea, die Halbinsel Liau tung, Kiautschau, Shantung und Fukien. 
Durch seine „2ı Forderungen“ an China erzwang es sich im Jahre 1915 von 
China einen Vertrag, der ihm eine Reihe wichtiger wirtschaftlicher und poli- 
tischer Vorteile brachte. 1916 schloß es mit Rußland ein militärisches Bünd- 
nis, das sich offen gegen England und Amerika richtete. 


f 
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- Die Eisenbahnbaupolitik zeigt am deutlichsten den strategischen Plan Japans 


in der Mandschurei; drei Hauptpunkte bilden ihre Grundlage: 


Verbindung der Mandschurei mit Korea und dadurch mit Japan; 

Vorstoß gegen die russische Magistrale; 

Verbindung mit dem chinesischen Eisenbahnnetz. 

Der russische Zusammenbruch gab Japan dann weitere Ausdehnungsmög- 
lichkeiten. Es beteiligte sich an der internationalen Intervention, wodurch es 
an der Besetzung Wladiwostoks und der Chinese Eastern Railway teilnehmen 
und seine Truppen bis an den Baikalsee vorschicken konnte. Diese Lage nützte 


Japan sofort gründlich aus. Das Kriegsministerium arbeitete einen genauen 


Plan aus zur wirtschaftlichen Erfassung des fernöstlichen Gebietes, der vor 


allem eine Reibe wichtiger strategischer Bahnprojekte und den Bau von Waffen- 
und Munitionsfabriken enthielt. 

4. Es war vorauszusehen, daß dieses Überwiegen des japanischen Druckes 
nicht von Dauer sein konnte. Bereits der Ausgang der Intervention, vor allem 
aber das Abkommen von Washington (1922), das die Rückgabe Kiautschaus 
an China und die Auflösung des englisch-japanischen Bündnisses zur Folge 
hatte, waren Warnungszeichen. China selbst, dessen junge Generation genährt 
war mit den Gedanken der Freiheit und der Selbstbestimmung, die die Lehre 


“ Sun Yatsens als eine neue Religion in sich aufnahm, als die Idee, die das Land 


zu neuer Einheit und Macht verbinden kann, dieses China begann, sich gegen 
den japanischen Druck zu stemmen. Und auf der anderen Seite erstand aus 
dem Zusammenbruch ein neues Rußland, dessen aufrüttelnde Ideen hinein- 
strömten in die Masse des chinesischen Volkes und sie weitertrieben gegen 
die fremden Herrscher im Lande. 1924 wurden die Verträge von Peking 
und Mukden geschlossen, durch die Sowjetrußland die Nachfolge des alten 
Rußland in der Verwaltung der Chinese Eastern Railway übertragen erhielt. 
China ließ sich nicht mehr in der Mandschurei Eisenbahnprojekte von den 
Japanern aufzwingen, sondern begann nach eigenen Ideen neue Bahnen an- 
zulegen, die zum Teil mit den von Sun Yatsen geplanten Linien zusammen- 
fallen. Wohl war noch Chang tsoling der Exponent japanischen Macht- 
willes in der Manndschurei, aber als er deren Grenzen überschritt, um sich 
die Macht über Nordchina anzueignen, da brach er zusammen, verlassen 
von Japan, das keinen eigenwilligen Stellvertreter ıu der Mandschurei und den 
angrenzenden Gebieten dulden konnte, gestürzt von dem neuerwachenden 
China. 


* 
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Damit tritt die Frage der Mandschurei in die Gegenwart ein und hart da- 
neben stehen bereits die großen Fragen der Zukunft: was wird werden? Soll 
man daran glauben, daß die Prognose der „Saturday Review“ vom ı. Februar 
1896 noch Geltung hat: First, federate our colonies and prevent geographical 
isolation turning the Anglo-Saxon race against itself. Second, be ready to fight 
Germany, as Germania esse delenda; third be ready to fight America, when 
the times comes. „Wird England seine Einkreisungspolitik auch Amerika 
gegenüber anwenden? Ist das englisch-französische Abkommen ein Schritt da- 
zu? Wird es zu diesem Zwecke sich mit dem japanischen Kraftfeld vereinigen? 
England hat einmal schon Japan zum Bundesgenossen gehabt, dafür hat Japan 
das Militärbündnis mit Rußland gegen England und Amerika geschlossen. 
Oder wird es zusammen mit Amerika das japanische Druckgebiet in seine 
alten Grenzen zurückzwingen? Dieses Ansteigen des Druckes in allen Kraft- 
feldern um den pazifischen Raum muß sich wie bisher auch in der Man- 
dschurei auswirken. China wird mit zunehmender nationaler und politischer 
Selbständigkeit die Mandschurei nicht als fremde Kolonie mehr gelten lassen. 
Die Mandschurei ist wirtschaftlich schon heute eines der ergiebigsten Gebiete 
Chinas. Von 1917 bis 1923 ist der Reingewinn der South Manchurian Rail- 
way von 14,9 auf 35,1 Millionen Jen, von 1923 bis 1926 der der Chinese 
Eastern Railway von 6,4 auf 19,7 Millionen Goldrubel angewachsen. Die Man- 
dschurei ist ein Land großer wirtschaftlicher Zukunft. Wer die Macht im 
pazifischen Raume hat, wird versuchen, den Gewinn daraus zu ziehen: Die 
Mandschurei wird in den nächsten Jahren einer der gefährlichsten Knoten- 
punkte der Weltpolitik überhaupt und der Politik um den pazifischen Ozean 
ım besonderen sein!“ 


Literatur: K. Haushofer, Geopolitik des pazifischen Ozeans, Berlin 1927. — K. Franke, 
Die Großmächte in Ostasien, Braunschweig und Hamburg 1923. — W. Schüler, Abriß der 
neueren Geschichte Chinas, Berlin 1912. — Sun Yatsen, The international development of China, 
New York 1922. — Woodhead, The China Year Book, Tientsin 1926/27. — Economic. Bureau 
C. E. R. The Chinese Eastern Railway and its zone 1923; item 1928. — Weltwirtschaft 1913 
bis-1927 (russ.) Moskau 1928. — Handbuch der Nordmandschurei und der Chinesischen Ost- 
bahn, Harbin 1927 (rus). — Statistisches Jahrbuch der Eastern Chinese Railway, Harbin 1926 
(rus); item 1927. — Bote der Mandschurei (Manchuria Monitor), Harbin (russ. u. engl.). — Der 
neue Osten, Moskau (russ.). — Östasiatische Rundschau, Hamburg. — The Manchuria, Daily 
News, Dairen. 
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W. Knocher: 


A Friede um Tacna und Arica! 
| Die Tacna- und Aricafrage, welche in Sudamarıka seit Jahrzehnten eine 
brennende war, gehört der Vergangenheit an. Die Regierungen von Chile und 

Peru haben sich über die Grenzfestlegung geeinigt. Wesentlich ist, daß diese 


Einigung zwar nach Vor- und einer scheinbaren Mitarbeit der Vereinigten 


_R. Liuta 


Se] N SS a 


R-Izano 


Staaten bis zum Ende, schließlich durch direkte Verhandlungen der beiden 
Hauptbeteiligten erfolgt ist, so daß dritte Mächte de facto ausgeschaltet blieben. 

Die geographische Lage der Departaments Tacna und Arica ist eine be- 
sondere im südamerikanischen Kontinent, indem letzteres noch der Nord-Süd- 
Richtung der Westküste angehört, während bei Tacna plötzlich der Über- 
gang in die Nordwest-Südost-Richtung stattfindet. Die Bucht von Arica liegt 
dem Schwerpunkt des südamerikanischen Kontinents am nächsten; von ihr 
aus besteht kürzeste Verbindung nach der bolivianischen Hauptstadt La Paz 
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und weiterhin in des fruchtbare Halbtropenland der Yungas und das tropische 
Tiefland mit dem Beginn der Schiffbarkeit im Stromsystem des Amazonas. 
Für Bolivien, das Ansprüche auf einen direkten Zugang zum Stillen Ozean 
erhob, bedeutet die neue Lage eine Negierung seiner Wünsche. Im Gegen- 
teil besteht nach Versöhnung der beiden stärksten Westrepubliken in einer 
weiteren Zukunft eher eine Gefahr für dieses völkisch und morphologisch 


heterogen zusammengesetzte Land mit einer überwiegend indianischen Be- | 


völkerung und inmitten machtvoller Nachbarn wie Brasilien, Argentinien, 
Chile und Peru. Daß es in letzter Stunde gelang, die U. $. A. wenigstens 
politisch auszuschließen und beispielsweise eine Neutralisierung des Hafens 
von Arica zu verhindern, spricht für das außerordentliche diplomatische Ge- 
schick der beiden Regierungen; letzten Endes siegten ibero-amerikanische 
über (nord-) panamerikanische Interessen. 

Das neue Abkommen gibt die Provinz Tacna zu ihrem größten Teile aus 
der bisherigen chilenischen Verwaltung, die nach dem pazifischen Krieg begann, 
eigentümlich an Peru zurück, während Arıca als definitiver Besitz Chile 
verbleibt. Die neue Grenze verläuft etwa ı0o km nördlich der von Chile mit 
großen Kosten erbauten internationalen, im Tale des Luta-Flusses verlaufenden 
Bahnlinie von Arıca nach La Paz; sie beginnt an der Küste in der Quebrada 
von Escritos und endet bei dem Grenzpfeiler V an der bolivianischen Grenze. 
Die genannte Bahnlinie soll in absehbarer Zeit mit dem jetzigen Endpunkte 
der chilenischen Längsbahn verbunden werden. Versuchsbohrungen auf Wasser 
sind zu diesem Zwecke anscheinend mit gutem Erfolg im Hinterlande von 
Iquique-Arica angestellt worden. Es dürfte somit in Bälde die Verbindung 
Puerto Mont—Arıca Tatsache werden. Der größte Teil der Bahn Arica—Tacna 
wird an Peru fallen. An Stelle eines geplanten Vertragsprojektes, nach welchem 
Chile nördlich der neuen Grenze für Peru einen Hafen an der Reede von 
Yarada mit einer nordamerikanischen Firma bauen sollte, zahlt die Süd- 
republik 6 Millionen Dollars und errichtet für Peru in dem künftigen Frei- 
hafen Arica eine eigene Anlegemole, Zollschuppen und eine besondere Bahn- 
station, die einmal der peruanische Endpunkt der Bahn nach Tacna sein wird, 
und die es dem Grenznachbar ermöglicht, Güter direkt auf der chilenischen 
Bahn nach Bolivien zu verfrachten. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der Provinz Tacna (8200 qkm; 23000 E.) 
und Arica (16600 qkm; 20.000 E.) ist, absolut betrachtet, gering, da im ganzen 


kaum 1000 ha unter Kultur stehen, auf denen etwas Mais, Erbsen, Kartoffeln, 
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Alfalfa und vor allem Früchte produziert werden. Letztere gedeihen besonders gut 


in den heißen Flußoasen, so daß, von der Osterinsel abgesehen, in Chile hier 


die einzigen Vertreter halbtropischer Zonen gedeihen, wie Bananen, Papayas, 
Zuckerrohr, Baumwolle usw. Relativen Wert besitzen die Erzeugnisse der Pro- 


_ vinz jedoch durch ihre Nachbarschaft zu den südlich anschließenden Wüsten- 


gebieten mit ihrer entwickelten Minenindustrie, die in den ausgedehnten Sal- 
peter-, Borax- und Kupferlagern beruht. In Anbetracht dieser Lage wird Tacna 
landwirtschaftlich an Bedeutung abnehmen, da das abgeschlossene Südperu kein 
Absatzgebiet bildet, während die sterilen Provinzen bei einer wahrscheinlichen 
Verminderung ihrer Produktion an Salpeter in künftigen Zeiten nicht nur von 
Arica aus, sondern auch, abgesehen von Mittel- und Südchile, aus den Fluß- 
oasen des Kleinen Nordens mit frischen Gemüsen und Früchten versehen werden. 

Einer besonderen Regelung bedarf noch die Frage der großen Berieselungs- 
kanäle des Mauri und Uchuzuma, welche nördlich der Bahnlinie meist inner- 
halb der neuen Grenze verlaufen, deren Wasser aber dazu bestimmt ist, das 
Tal von Tacna in ausgedehntern Maße zu berieseln. Das Wasser entstammt 
dem Puna-Anteil der Provinz Tacna, und der Kanal von Mauri durchbricht 
die hohe Küstenkordillere in einem 400 m langen, durch den Fels gesprengten 
Tunnel. Die bedeutenden, nach modernsten Methoden arbeitenden Schwefel- 
minen am Vulkan Tacora dürften auf der chilenischen Seite der Grenze liegen. 

Eine einzigartige Stellung besaß die Provinz Tacna für Chile in strategischer 
Hinsicht, die durch Hinzufügung des Endgliedes der Längsbahn noch Ver- 
stärkung gefunden hatte. Zwischen der peruanischen und chilenischen Wüste 
im Norden und Süden, und der unwirtlichen Puna Boliviens im Osten bot 
dieses Oasengebiet die einzige Möglichkeit, stärkere Truppenkontingente zu 
unterhalten. Somit war Tacna und Arica eine Festung für das reiche Salpeter- und 
Kupfergebiet Chiles. Durch die Teilung wird diese strategische Bedeutung stark 
herabgemindert; auch Peru besitzt die Möglichkeit, in Tacna Truppenkontin- 
gente zu unterhalten. Immerhin befindet sich die nördliche Republik in einer 
ungünstigeren Lage, da ihr Süden verkehrsgeographisch von dem Hauptteile des 
Landes abgeschlossen bleibt, während für Arica engster Anschluß bestehen 
wird. Durch die neue Regelung, welche die Schleifung der Küstenbefestigung 
des Morro von Arica bestimmt, wird nun das Kriegsbeil begraben, Ähnlich wie 
auf der Cumbre am Uspallatapaß nach Beilegung des chilenisch-argentinischen 
Grenzstreites soll auf dem weit sichtbaren Morro ein Christusdenkmal errichtet 


werden, dessen Hände segnend gen Norden und Süden ausgebreitet sind. 
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Systematisch-erdumspannender Literaturbericht 


Edward A. Roß: Raum für Alle? Deutsch 

herausgegeben von W. Röpke, übersetzt von 
Eva Röpke. 376 $. Stuttgart, Berlin und 
Leipzig (Deutsche Verlagsanstalt) 1929. In 
Leinen 8,50 M. 


Es ist eine verdienstliche Leistung des Mar- 
burger Nationalökonomen Röpke, das geist- 
volle und an Tatsachen reiche Buch seines 
soziologischen Kollegen von der Staatsuniversi- 
tät Wisconsin dem deutschen Leserkreie un- 
mittelbar zugänglich gemacht zu haben. Denn 
das Problem der Größe des Lebensraums auf 
der Erde ist ein hochaktuelles, das in das 
Schicksal der Völker wie auch des Einzelnen 
tief eingreift. Man muß zwar sagen, daß die 
Frage, die der deutsche Titel des Buches auf- 
wirft, „Raum für Alle?“ nicht befriedigend 
beantwortet worden ist, weil die Antwort durch 
ein durch die Tatsache der endlichen Größe 
des Erdballs bedingtes „Nein“ als gegeben 
vorweggenommen worden ist und nur den Anstoß 
zu der ganzen Betrachtung gegeben hat. Die 
Frage, die praktisch interessiert, „für wieviel 
Menschen die Erde Raum hat und wie lange 
der Raum ausreichen wird“, wird ohne ein 
stärkeres Heranziehen geographischer Erkennt- 
nisse auf rein soziologisch-nationalökonomischem 
Gebiet auch gar nicht lösbar sein. Vielleicht ist 
sich der Autor dessen vollkommen bewußt ge- 
wesen und hat darum mit der Schlußfolgerung in 
der Richtung mit vollem Recht zurückgehalten. 
In der Hauptsache hat Roß das Problem des 
Verhältnisses zwischen Bevölkerungszuwachs 
und Anwachsen der Ernährungsmöglichkeiten, 
das einst Malthus beschäftigt hatte, noch ein- 


mal aufgegriffen in dem Bewußtsein, daß die 


postmalthusianischen Entwicklungstendenzen 
der Menschheit eine ganz andere Lösung der 
Frage der Bevölkerungsdynamik erheische. Roß 
geht bei seinen Erwägungen von den Tatsachen 
und Ursachen des Bevölkerungswachtums aus. 
Er findet, daß der leicht erkennbare Sieg in 
diesem Wettlauf zwischen dem Anwachsen der 
Bevölkerung und dem der Nahrungsmenge in 
allererster Linie auf dem erfolgreichem Kampte 
gegen die Sterblichkeit beruht. In interessan- 
ter Breite sucht er viele Aufschlüsse aus der 
Geschichte der Verbreitung und der Bekämp- 
fung der Krankheiten auf der Erde auf. Dieses 
Bevölkerungswachstum hat schon regional zu 
einer Größe geführt, die in einem ungünstigen 
Verhältnis zu der vorhandenen Nahrungsmenge 
steht. Mehrmals und in immer wieder neuer 
Beleuchtung wird das an den Beispielen Indiens, 
Chinas und anderen in farbiger, eindrucks- 
voller Schilderung ausgeführt. Diese Beobach- 
tungen leiten zu einer kritischen Wertung des 
Bevölkerungsdruckes, über dessen Ursachen und 
Folgen einer eindringlichen Analyse unterzogen 
werden. und beachtens- 
wertes Material wird dabei gefördert. Beson- 
ders das Verhältnis von Wirtschaft, Staat und 
Bevölkerungszunahme wird den Leser dieser 
Zeitschrift interessieren. Nicht jeder wird mit 
den unabwendbaren Schlußfolgerungen des Ver- 
fassers einverstanden sein, schon deswegen nicht, 
weil man dem Unabwendbaren nicht gern ins 
Gesicht blickt. Denn der Autor redet dabei 
der Geburtenregulierung das Wort, und immer 
wieder klingt der Grundton durch: „Ein Ein- 
griff in die natürliche Bevölkerungsvermeh- 
rung ist eine unausweichliche Notwendigkeit zu 


Viel willkommenes 


‚ einer Zeit, von der Eingriff in die Mortalität so 
allgemein und erfolgreich geworden ist. Wenn 
; an die Zahl der Todesfälle auf die Hälfte her- 
E abdrückt und die Geburtenzahl unverändert läßt, 
_ so heißt das, das Gleichgewicht der Naturerschüt- 
tern und damit die Menschheit zu einem End- 
"schicksal der Armut, des Elends und der Verzweif- 
lung verdammen.“ Allein der Verfasser fährt 
fort: „Trotzdem len wir offen zugeben, daß 
die Geburtenkontrolle ein scharfes Instrument 
ist, an dem die Menschen sich zunächst ein- 
mal die Finger verletzen könnten. Geiade jetzt 
sieht man Tausende, die sie mit geradezu ab- 
stoßenderLeichtfertigkeit und Gedankenlosigkeit 
anwenden. Es wird einige Zeit vergehen, bis 
sich hemmende und die Gefahr mildernde 
Gegentendenzen eingestellt haben. Die Ein- 
führung der Geburtenregulierung birgt wie die 
Einführung des Feuers, die Einführung von 
festen Wohnungen, von Ozeandampfern, von 
Städten, Schießpulver, Elektrizität und Flug- 
zeugen ebensoviele Gefahren wie Segnungen in 
ihrem Schoße.“ Diese Grundeinstellung stellt 
das Buch mitten hinein in die Sphäre prak- 
tischer Erwägungen. Wie es theoretisch viel 
‘ zu denken gibt, wird seine Aufnahme darum 
praktisch sehr umstritten sein. 


Siegfried Passarge: Die Landschafts- 
gürtel der Erde. Natur und Kultur. 
Zweite, durchgesehene und erweiterte Auflage. 
Mit ı Karte und 51 Bildern, 144 S. Breslau 
(Ferdinand Hirt) 1929. Geb. 3,50 M. 

Das bekannte Büchlein Passarges, das die 
Erde in: anschaulicher, lebendiger Darstellung 
in Landschaftsgürtel gliedert, liegt in zweiter 
im einzelnen ergänzter und erweiterter Auflage 
vor. In seinem Charakter ist es aber, wie der 
Verfasser selbst sagt, vollkommen das Gleiche 
geblieben. So kann es nach wie vor einen treff- 
lichen Einblick in das Wesen der einzelnen 
Landschaftszonen vermitteln. Es schafft damit 
zugleich die Erkenntnisbasis zur Beurteilung 
weltwirtschaftlicher wie politischgeographisch - 
geopolitischer Vorgänge. 

Rudolf Reinhard: Weltwirtschaftliche 
und Politische Erdkunde. 6. Auflage. 
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Mit 210 Textzkizzen. 279 $S. Breslau FIRE 
nand Hirt) 1929. Geb. 7,80 M 

Sowohl rein äußerlich, auf Grund der Steige: 
rung des Umfangs von 196 S. der 5. Auflage 
auf 279 $: und der Vermehrung der Text- 


skizzen von 127 auf 210, wie dem Werte 


seines Inhalts nach wächst sich die Reinhard- 
sche Wirtschafts- und Politische Geographie 
von einem zuerst schmalen Leitfaden zu einem 
Lehrbuch aus, das als übersichtliche Dar- 
stellung des umfangreichen Stoffgebiets größte 
Beachtung verdient und als erste Einführung in 
den ganzen Fragenkomplex nachhaltig emp- 
fohlen werden kann. Im ganzen ist die An- 
ordnung des Buches die gleiche geblieben, die 
aus den früheren Auflagen bekannt ist. Dazu- 
gekommen ist nur ein größeres einleitendes Ka- 
pitel über die geographischen Grundlagen der 
Wirtschaft und ein Abschnitt über die Frucht- 
haine und das Rebengelände der Erde. Da- 
gegen ist aber die Umarbeitung im Einzelnen 
überall leicht erkennbar. Auch Diagramme und 
Kartenskizzen sind nicht nur vermehrt, son- 
dern mehrfach sind auch ältere weniger in- 
struktive durch neue lehrreichere ersetzt wor- 
den. Damit ist eine hohe Anschaulichkeit des 
Buches erreicht worden, die zugleich mit einer 
gewissen Vollständigkeit kartenmäßiger Belege 
gepaart ist. Ein Stiefkind ist auch jetzt wieder 
— das zeigt sich bei der Erweiterung zur neuen 
Auflage ganz deutlich in der Zuordnung des 
Raums wie in der Wärme der. Behandlung 
die politische Geographie. Ihr Umfang ist um 
nur 6 Seiten gewachsen. Außerdem bestand 
von Anfang an kein rechtes Verhältnis zwischen 
der Länge des wirtschaftsgeographisch -verkehrs- 
geographischen Teils und dem politischgeo- 
graphischen Anhang. 


Jerome Davis und Theodor Lüddecke: 
Industrieller Friede. Ein Symposion 329 $. 
Leipzig (Paul List) 1928. Geb. 9 M. 

Die einzelnen Beiträge, deren Verfasser meist 
bekannte Persönlichkeiten des Wirtschaftslebens 
sind, gruppieren sich um die Frage der „Klä- 
rung, Besserung und Stabilisierung der öko- 
nomischen Verhältnisse unserer Zeit“. „Die 
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alten Produktionsbibeln sind veraltet. Wir 
brauchen neue, die vom Geiste des aufbauen- 
den Ingenieurs getragen sind. Wir brauchen 
einen neuen Stil, über industrielle Dinge zu 
reden, der die erstarrten sozialen Kampfpo- 
sitionen großzügig beiseite läßt, um direkt 
nach produktiven Realisierungen zu streben“, 
‘ das ist der Geist des Buches. Lüddecke meint 
wohl richtig in den heutigen „Verhältnissen“ 
nicht nur „Depressionen“, „schlechte Kon- 
junktur“, sondern eine ganz allgemeine Krise zu 
erkennen, die in enger Abhängigkeit von der 
krisenhaften Gärung der ganzen Welt der 
Wirklichkeit steht, die als internationales-welt- 
wirtschaftliches Problem gleichsam eine inter- 
nationalökonomische Betrachtung verlangt und 
praktisch nur durch einen neuen Wirtschafts- 
geist gelöst werden kann. Das ist der allge- 
meine Sinn der Einleitung, die Lüddecke gibt. 
Es folgen dann spezielle Äußerungen dieses 
Wirtschaftsgeistes. Sie sind alle beherrscht von 
dem Grundgedanken: industrieller Friede wird 
nur erreicht, wenn ein neuer Wirtschaftsgeist 
den Industriellen und Kapitalisten ebenso wie 
den Arbeiter und Angestellten ergreift und zu 
einem ehrlichen Ausgleich der Leistungen führt. 
Robert Bosch plädiert in dem Sinne nur für 
ein „schiedlich-friedliches Verhandeln* an 
Stelle der bisherigen Kampfstellung. „Nur wenn 
in diesem Sinne auch einmal Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer Solidarität üben, dürfen wir auch 
Wirtschaftsleben auf Aufstieg 
hoffen“. Starcke streift das Auseinanderfallen 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik, das eine 
wahre Arbeitsgemeinschaft aufhebt. Schenz er- 
zählt, wie er zu seiner Werkgemeinschaft kam. 
Henry Ford betont die Notwendigkeit „so- 
zialer Grundrisse“. 


in unserem 


Rockefeller jun. schreibt 
über Klassenvertretung in der Industrie, Denni- 
son über einen interessanten Versuch indu- 
strieller Zusammenarbeit. Auch im zweiten Teil 
des Buches werden ähnliche Fragen ange- 
schnitten, in der Hauptsache wird er aber, ver- 
ständlich aus der ursprünglichen Hinwendung 
des Buches an einen englisch-amerikanischen 


Leserkreis, bei der es „Business and Church“ 


HEFT 8. 


hieß, von Studien über Beziehungen über Ar- 
beiterschaft und Kirche beherrscht. Im ganzen 
ist „industrieller Friede“ eine Parole für die 
Zukunft. 


Bernhard Harms: Vom Wirtschafts- 
krieg zur Weltwirtschafskonferenz. 
Weltwirtschaftliche Gestaltungstendenzen im 
Spiegel gesammelter Vorträge. XVI und 359 S. 
Jena (Gustav Fischer) 1927. Brosch. ı5 M., 
geb. 16,50 M. 


Die Vorträge von Harms zeigen die großen 
Ereignisse von 1914— 1927 im wirtschaftlichen 
Weltspiegel. Ohne daß von ihnen die letzten 
Kräfte des politischen Geschehens verkannt 
würden, wird von ihnen mit Recht die funda- 
mentale Bedeutung aller wirtschaftlichen Dy- 
namik herausgestellt. In dem Kriegsvortrag 
(1916) „die Zukunft der Weltwirtschaft“ wird 
mit beängstigender Klarheit darauf hingewiesen, 
daß die weltwirtschaftlichen Beziehungen für 
die Alliierten nicht abgerissen seien und Deut- 
schland diesem weltwirtschaftlich verknüpften 
Gefüge der Feindstaaten gegenüberstehe. Ebenso 
deutlich wird die Verschiebung der weltwirt- 
schaftlichen Aktivität von Europa nach Amerika 
Die Studie über „Völkerrechtliche 
Sicherungen der wirtschaftlichen Verkehrsfrei- 
heiten“ entwirft aus der Rückschau auf die 
bisherige Entwicklung ein Programm, das sich 
besonders auf Weltpostverein und die übrigen 
das Verkehrswesen betreffenden Verträge, das 
Fremdenrecht, den Schutz des gewerblichen, 
literarischen und künstlerischen Eigentums, die 
Anerkennung der offenen Tür im Handelsver- 
kehr bezieht. 1922 wird „die Krisis der Welt- 
wirtschaft“ in der Störung des Gleichgewichts- 
verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage er- 
kannt. Als Ursachen dieses Mıßverhältnisses 
wird auf folgende Tatsachen aufmerksam ge- 
macht: ı. 


erkannt. 


Vermehrung und räumliche Ver- 
schiebungen der gewerblichen Produktivkräfte. 
2. Verminderung der agrarischen Produktiv- 
kräfte in Europa und deren Vermehrung in 
Übersee. 3. Verminderte Rationalisierung im 
Produktionsprozeß und Verschiebung im Ver- 
hältnis zwischen gesellschaftswirtschaftlich pro- 
duktiver und unproduktiver Arbeit. 4. Ver- 


2 
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minderung der Konsum- bzw. Kaufkraft be- 
‚sonders in Europa. 5. Das in Unordnung ge- 
 ratene Geldwesen. 6. Störung der überkom- 
_ menen internationalen Austauschverhältnisse 
durch wirtschaftspolitische und allgemeinpoli- 
tische Bestrebungen und Maßnahmen. Den 
_ krönenden theoretischen Abschluß dieser Unter- 
suchungen bildet die Erkenntnis, daß es sich bei 
diesen krisenhaften Wandlungen der Weltwirt- 
schaft nicht etwa nur um die dem Kreislauf 
des Wirtschaftslebens immanente periodischen 
Konjunkturschwankungen, sondern um Struk- 
turwandlungen der Weltwirtschaft handelt. So 
bildet die Aufsatzreihe ein geschlossenes Gan- 
zes von den ersten außerordentlich aufschluß- 
reichen Beobachtungen und Schlußfolgerungen 
der Kriegszeit bis zur Prägung allgemeiner Er- 
kenntnisse. Sie wird ebenso als geistiger Spie- 
gel der Zeit wie in ihrer Methode bedeutungs- 
voll für immer bleiben. 
Weltmontanstatistik, herausgegeben von 
der Preußischen Geologischen Landesanstalt: 
M. Meisner, Die Versorgung der Welt- 
wirtschaft mit Bergwerkserzeugnis- 
sen I. 1860—ı922 bzw. 1926. I. Teil. Koh- 
len, Erdöl und Salze. Mit ı32 Zahlentafeln 
und 69 Abbildungen. XII und 230 S$. Stutt- 
gart (F. Enke) 1925. Geh. ı4 M., geb. 16 M. 
II. Teil. Erze und Nichterze. Mit ı92 Zahlen- 
tafeln und 167 Abbildungen. XVI und 394 8. 


Stuttgart (F. Enke) 1929. Geh. 32 M., geb. 
35 M. 


Mit dem Erscheinen des 2. Bandes der Welt- 
montanstatistik ist eine außerordentlich wert- 
volle übersichtliche Darstellung der Weltver- 
sorgung mit Bergwerkserzeugnissen entstanden, 
die eine lang empfundene Lücke in dem deut- 
schen Schrifttum ausfüllt, auch wenn dem Um- 
fang und Inhalt nach nicht ein Gegenstück zu 
den englischen Mines and Quarries oder der 
amerikanischen Mineral Industry geschaffen 
worden ist. Im ı. Band werden Steinkohle, 
Braunkohle, Erdöl, Ölschiefer, Erdgas und Erd- 
wachs, Steinsalz, Kali, Salpeter, im 2. Band 
Gold, Silber, Platin, Aluminium und Bauxit, 
Eisen und Stahl, Manganerz, Quecksilber, Zinn, 
Kupfer, Blei, Zink, Kadmium, Nickel, Kobalt, 


Wolfram- und Chromerze, Vanädin, Arsen, 
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Antimon, Wismut, Molybdän, Radium, Uran, 
Thorium, Zer, Uranerze, Monazit, Asbest, Glim- 
mer, Schwefel, Schwefelkies, Phosphat, Gra- 
phit, Asphalt, Flußspat, Kryolith, Schwerspat, 
Witherit, Strontianit, Zölestin, Magnesit, Edel- 
steine, also die Montanerzeugnisse, in der größ- 
ten Vollständigkeit behandelt. Jeweils folgt den 
Erörterungen über das Wesen und die wirt- 
schaftliche Bedeutung und Verwendung der 
einzelnen Stoffe die eigentliche Statistik, bei der 
die Produktion an den Zahlen des Konsums 
gemessen wird. Es wird auf die wirtschaftliche 
Entwicklung eingegangen und der Weltvor- 
räte gedacht. So sind kürzere und längere 
Monographien der einzelnen Bergwerksprodukte 
entstanden, die durch die sehr reiche Verwen- 
dung von Diagrammen und Entwicklungskur- 
ven einen bequemen und raschen Überblick 
über die zeitlichen Entwicklungsfolgen, durch 
zahlreiche Kartogramme einen ebensolchen über 
die räumliche Verteilung und Bedeutung der 
Bergbaugebiete auf der ganzen Erde geben. 
Ausreichende Literaturzitate weisen dem Suchen- 
den den Wag weiter. Die Weltmontanstatistik 
wird damit zu einem unentbehrlichen Nach- 
schlagebuch bei allen bergbauwirtschaftlichen. 
Fragen. 


Ernst Niekisch: Politik und Idee. 748. 
Dresden (Widerstandsverlag) 1929. Geb. 2,50M. 
Politik und Idee stehen nicht in einem ge- 

radlinigen Verhältnis, bei der die Politik ein- 

fach Ideenverwirklichung wäre, freilich gemäß 
dem Gesetz alles Irdischen nicht den Voll- 
kommenheitsgrad erreichen könnte. Von dieser 

Feststellung geht die feinsinnige Studie aus. 

Sie kommt zu dem Ergebnis, daß die Idee 

vielfach als Werkzeug der Politik benutzt wird, 

also so, daß es „das Wesen der eigentlichen 
politischen Völker“ ausmache, „gegen die ver- 
sucherische Frage taub zu sein, inwieweit der 

Sachgehalt der Idee mit der politischen Wirk- 


lichkeit übereinstimme.“ 


Hans Plisehke: Von den Barbaren zu 
den Primitiven. Die Naturvölker durch 


die Jahrhunderte. Mit 49 Abb. 156 8. 
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Leipzig. (F. A. Brockhaus.) 1926. Geh. 4.50 M., 
Geb. 6.50 M. 


eine Sammlung außerordentlich wichtiger Bau- u 


Das interessante Büchlein gibt eine schöne 
Überschau über die Wandlungen in der Be- 
trachtung der Naturvölker von den Barbaren 
des Altertums und Mittelalters samt dem phan- 
tastischen. Beiwerk, das dem Begriff anhaf- 
tet, über die Wilden der frühen Entdeckungs- 
zeit und die idealisierte Auffassung, die ihnen 
unter dem Einflusse Rousseaus zuteil wurde, 
zu der Auffassung als Primitive, die sich in 
der Aufklärungszeit anbahnte und die heutige 
Völkerkunde beherrscht. : Der Begriffswandel, 
dessen, Verständnis durch eine Reihe sehr 
gut gewählter zeitgenössischer Bilder unterstützt 
wird, läßt besser als jede Historie im Einzel- 
nen die Behandlung der Naturvölkerin den ver- 
schiedenen Zeiten verstehen. 

Carl Ignaz Hoffer: Notwendigkeit der 
Wirtschaftsgeographie für den Land- 
wirt und Agrarpolitiker. 56 S. Berlin 
(Paul Parey) 1929. Geh. 2.80 M. 

Es ist ein lesenswertes Referat über Stellung 
und Bedeutung der Wirtschaftsgeographie 
innerhalb der Gesamtwissenschaft und über 
die praktische Auswirkung der Disziplin. Die 
Studie bringt aber nichts Neues. 


Agrarprobleme. Herausgegeben von dem 
Internationalen Agrar-Institut Moskau. Bd. I, 
H. 4, S. 617— 816. Berlin (Paul Parey) 1928. 
Geh. 8.— M. 


Schafir berichtet über die Agrarprogramme 
der Parteien der Zweiten Internationale. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß auch der Staats- 
sozialismus objektiv zur Festigung der Groß- 
bauernwirtschaft führt und im Widerspruch 
steht zu den Interessen des Klein- und Mittel- 
bauern. Galevius behandelt die Arbeitsprobleme 
in der Großwirtschaft der U.d.$S.$.R. Gor- 
dejew verneint in einem Schlußartikel über 
das Gesetz des abnehmenden Bodenertrags 
dessen heutige Geltung. Studien über Formen 
und Pachtverhältnisse in China, Grundbesitz 
und 


Korea, den Kampf um das Brot in Italien 


Pacht in Indien, Agrarverhältnisse in 


vervollständigen den reich enInhalt des Heftes. 


Die „Agrarprobleme“ als Ganzes erscheinen als 


steine zu einem agrarpolitischen Erkenntnis- BE 
gebäude der Erde. Eee :# 


Luigi de Marchi: Fondamenti di Geo- 
grafica Politica. Basi Geografiche 
della Formazione e dello Sviluppo 
degli Stati e dei Problemi Politiei 
.Attuali. VII[ und 208 S. Padova 1929. 22 Lit. 
Für de Marchi ist die Politische Geographie 
noch fast reine Beziehungswissenschaft; denn 
er definiert sie als die Wissenschaft, die den 
Einfluß der natürlichen Faktoren in ihrer 
Verbreitung über die Erdoberfläche auf die 
Formen, die Entwicklung und den Niedergang 
der Staaten untersucht. In gleicher Weise faßt 
er die Wirtschaftsgeographie, die er infolge 
ihrer Staatengebundenheit in enge Beziehung 
zur Politischen Geographie bringt. Dieser Grund- 
auffassung ordnet sich der allgemeine wie der 
spezielle Teil des Buches unter. Der Betrachtung 
des Staates als Territorium, als Land, die aber 
nicht etwa rein physischgeographisch gehalten 
ist, sondern der auch Hinweise auf Klassen- 
gliederung und Stadt eingebaut sind, folgt die 
Analyse des Staates als Volk. Erst in dem 
speziellen Kapitel geht de Marchi näher auf 
die Grundlagen ein, die dem Staat ‘durch 
Klima und Vegetation werden. In der Haupt- 
sache gibt aber dieser zweite Teil politisch- 
geographische Skizzen einzelner Staaten und 
Imperien, des britischen Reiches, des‘ nord- 
Reiches, des 
Reiches, des japanischen Reiches, des russischen 


amerikanischen französischen 
Reiches, des chinesischen Reiches, "Belgiens, 
Hollands, Portugals, Spaniens und Italiens. 
Neben diesen wird „Germania“ kein beson- 
deres koordiniertes Kapitel gewidmet. Es wird 
zusammen mit den südamerikanischen und 
übrigen europäischen Staaten innerhalb des 
Kapitels „Stati senza Impero“ auf etwas mehr 
als drei Seiten abgehandelt. Merkwürdigerweise 
ist aber vorwiegend nur von dem deutschen 
Imperialismus die Rede. Zu seinem eigenen 
Nachteil hat aber de Marchi nicht nur den 
deutschen sondern auch. die 


Staat, neuere 


deutsche Politische Geographie, die ihrerseits 


A Italien zu vollem Recht kommen ließ, schlecht 
$ behandelt. Zur Beurteilung dieses Verfahrens 
. des Verfassers muß aber wohl angenommen 
werden, daß er die neueren Strebungen in der 
_ deutschen Politischen Geographie nicht kennt. 
.So.ist sein Buch zu einem Versuch geworden, 


der nicht befriedigen kann. 


- Hermann Keller: Wassergewinnung in 
_ heißen Ländern. Mit 70 Textabb. und 
3 Tafeln. VIH und ı72 S. Berlin (W. Ernst) 

1929. Geh. 16.— M. 
Es ist ein Buch, das sich an den Praktiker, 

d. h. an’ den Wasserbautechniker wendet, da 
es „das Vertrautsein des Lesers mit den in den 
gemäßigten Klimaten üblichen Methoden vor- 
aussetzt und nur als Ergänzung, nicht als Er- 
‚satz eines der zahlreichen, in allen zivilisierten 

Ländern vorhandenen Lehrbücher“ betrachtet 
sein will. Darüber hinaus wird es aber jedem, 
der sich um das Wesen heißer Länder und 
die Formen des Lebens in ihnen müht, wich- 
tige Aufschlüsse bringen, geht es doch nach 
einleitenden Betrachtungen über die Wasser- 
‘ verhältnisse in den Tropen und Subtropen und 
nach der Skizzierung einer Grundwasserkunde auf 
die regional recht verschiedenen Aufgaben der 
Wassererschließung in den trockenheißen und 
der Wasserreinigung in den heißfeuchten Ge- 
bieten im einzelnen ein. Vieles kann nur den 
Techniker interessieren. Allein die Behandlung 
der Probleme an sich gibt reichste Auf- 
schlüsse über die Beurteilung der Lebensmög- 


lichkeiten in diesen Zonen. 


MargareteDriesch: Frauen jenseits der 
Ozeane. Unter Mitwirkung führender Zeit- 
genossen aus jenen Ländern. 267 S. Heidel- 
berg (Niels Kampmann) 1928. Brosch. 9.50 M., 
geb. 11.— M. 

Frauen, das am ehesten konservative Element, 
spiegeln am getreuesten den Lebensrhythmus 
der Völker in der Zeitfolge. Mit solcher Ein- 
stellung muß man diese schönen Skizzen von 
der Abessinierin, die nicht viel mit den Orien- 
talinnen gemein hat, der Hindu- und Parsi- 
frau, der Afghanin, der Chinesin, der Japane- 


rin und der U.S.-Amerikanerin werten, um 
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sie in das Ganze der kulturellen Erscheinung 
des Menschen einzuordnen. Dann darf der 
Suchende aus diesen Blättern wertvolle Auf- 
schlüsse erwarten. Auf manche fremde, seltsame 
von der modern-europäischen Kultur noch un- 
angetastete Wesenszüge stößt man dabei. 
Aber faßt allgemein erweist sich die Erschei- 
nung: der Frau als solche bei den älteren und 
jüngeren Kulturvölkern schon als gebrochen. 
Ein deutlicher Zwiespalt ist zu erkennen. Das 
Frauenideal der Vergangenheit, das noch viele 
Nachwirkungen auslöst, wird durch ein neues 
Frauenideal, bestimmt durch die Frauenbe- 
wegung, durchkreuzt. In welchem Maße das 
der Fall ist, und wie sich die Bewegung bei 
den einzelnen Völkern auswirkt, das zu sehen, 
macht mit den Reiz des Buches aus. 
GeorgSchreiber: Das Auslandsdeutsch- 
tum als Kulturaufgabe. (Deutschtum und 
Ausland. Studien zum Auslandsdeutschtum und 
zur Auslandskultur, herausgeg. v. G. Schreiber, 
H. 17/18). XII und 320 $. Münster i. W. 


(Achendorffsche Verlagsbuchhandlung) 1929. 
Geh. 8.30 M., geb. 9.40 M. 


Weit über die unmittelbare politische Be- 
deutung hinaus reicht die Auffassung des 
Auslandsdeutschtums als Kulturaufgabe. Dieser 
These in einer — man darf wohl sagen — 
allseitigen Betrachtung gerecht geworden zu 
sein, darf man mit gutem Grund der umfang- 
reichen Studie Schreibers nachrühmen. Die 
Tatsachen, die das Problem stellen, sind be- 
kannt, und ebenso ist es auch die Bewegung, die 
sich seiner Lösung theoretisch und praktisch 
angenommen hat. In der gründlichen Analyse, 
die Schreiber gibt, wendet er sich zunächst 
dem Verhältnis von Auslandsdeutschtum und 
Bekenntnis zu, sicherlich mit Recht, weil 
in vielen weltabgeschiedenen Kolonien die 
Kirche die einzige aktive höhere kulturelle 
Kraft darstellt; daneben mag zugegeben wer- 
den, das der Universalismus der katholischen 
Kirche auch für das Auslandsdeutschtum bin- 
dende Kraft besitzt. Freilich stellt er sich auch 
in den Dienst der Fremdvölker. Weitere idelle 
Grundlagen erhält das Auslandsdeutschtum durch 
die naturrechtlichen, menschenrechtlichen, völ- 
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kerrechtlichen Forderungen. Dazu kommen die 
bewußten Forderungen der Minderheiten. Feiner 
erwächst dem Auslandsdeutschtum eine schätz- 
bare Hilfsstellung aus der organischen Staats- 
theorie, die naturgemäß auch jedem völkischen 
Bestandteil seine Funktion zuzumessen hat, 
besonders dann, wenn der demokratische Ge- 
danke in den allgemeinen Staatsgedanken ein- 
gegangen ist. Der zentrale tragende Gedanke 
ist natürlich der des Volkstums selbst. Schrei- 
ber verwahrt sich mit Recht gegen die Ver- 
wechslung von Kulturmission am Auslands- 
deutschtum und Alldeutschtum. Das Interesse 
des Mutterlandes am Auslandsdeutschtum ist 
das der Mütterlichkeit die an Kindesliebe 
Dabei 
Generationsgesetzes keine völlige Angleichung 


appelliert. wird schon infolge des 
der beiden, von Mutterland und Tochterkolonie, 
möglich sein. Nur ein beiderseitiges Verstehen 
wird das Ideal sein. Dabei müssen Provinzia- 
lismen mit in Kauf genommen werden, die 
mehr als bei anderen Nationen eine gewisse 
innere Schwäche des Auslandsdeutschtums dar- 
stellen. Eine ungemein werbende Kraft hat 
neben Kirche und Schule das deutsche Kran- 
kenhaus, dem Schreiber genau so wie der 
kirchlich-kulturellen Betreuung eine besondere 
Aufmerksamkeit widmet. Zusammenfassend be- 
schäftigt sich dann Schreiber mit der Frage 
der volklichen Eigenart, um dann die Frage 
der Verländerung des Auslandsdeutschtums 
aufzuwerfen. Kapitel über volkskundliche For- 


schung, Auswanderungspolitik und Auslands- 


Verantwortlich sind: Professor Dr. K. Haushofer, München O 27, Kolberger Str. 18 
Scharnhorststraße ı4 / Professor Dr. Maull, Graz, Hilmteichstr. 23 / A. Ball, Berlin W 
Vowinckel Verlag, Berlin- Grunewald, Hohenzollerndamm 8 / Druck: Sp 


ßen das an Häufung von durchdachtem Tat- 
sachenmaterial überreiche Buch. | 
Othmar Spann: Vom Wesen des Volks- 
tums. Was ist deutsch? 62 $. Berlin 


(Widerstandsverlag) 1929. Brosch. 1.90 M., 
geb. 2.20 M. | 
Volkstum ist geistige Gemeinschaft, geht auf 
die Grundfragen des geistigen Lebens, das 
geistig Lebenswesentliche. Die Kulturinhalte 
machen das Volkstum aus. Volkstum gliedert 
sich in geistige Teilgemeinschaften, Teilvolk- 
heiten oder Stammestümer auf. „Die Geschichte 
zeigt uns überall den Staat als Geschöpf, aber 
auch als Schöpfer des Volkstums*. Das sind 
bekannte Lehren, die aus tiefer Geistigkeit 
vorgetragen werden, aber nicht oft genug 
wiederholt werden können, Volkstum ist da- 


gegen nicht Rasse und auch nicht Sprache 
schlechthin. 


Vivian Stranders: Die Wirtschaftsspio- 
nage der Entente. Dargestellt am Wesen 
und Treiben der Kontrollkommissionen. XI 
und ı01 $. Berlin (E. S. Mittler und Sohn) 
1929. Brosch. 4.— M. 


Die aufsehenerregende Schrift hat eine all- 
gemeine und eine spezielle Bedeutung. Sie zeigt, 
wie ein durch Verträge wehrlos gemachtes 
Volk durch eine infame Wirtschaftsspionage 
ausgebeutet wird. Uns Deutschen greift ihre 
Lektüre ans Herz; sie läßt aber zugleich hoffen, 
daß das offene Bekenntnis, das vollen Dank 
verdient, der Entwicklung auf dem Wege zur 
historischen Gerechtigkeit helfen wird. 


/ Professor Dr. E. Obst, Hannover, 
9, Linkstr. 23 / Verlag: Kurt 
amersche Buchdruckerei in Leipzig / 


Alfa-Papier von E. A. Geese, Berlin SW 68 


Mund LE RE ee 


Privatassistent 
gesucht! 


In Hannover ist sofort die neugeschaffene 
Stelle eines Privatassistenten zu besetzen, 
der mich in der Hauptsache bei der Geo- 
politik-Arbeit unterstützen soll. In Be- 
tracht kommen junge Akademiker, die in 
Geographie oder in Geschichte oder in den 
Rechts- und Staatswissenschaften promo- 
viert und die sich mit der Zielsetzung der 
„Zeitschrift für Geopolitik‘‘ vertraut ge- 
macht haben. 

Monatliche Vergütung zunächst 250 RM. 
Falls die Bewerbungsschreiben (Lebens- 
lauf, Zeugnisse, gegebenenfalls Empfeh- 
lungen) zurückgesandt werden sollen, bitte 


Rückporto beifügen. 


Professor Dr.E. Obst 


Hannover, Scharnhorststraße 14 
Fernruf 38086 ® 
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WIR FRAGEN sil 
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| Überblicken Sie 


2 


die politische Literatur 
wirklich vollständig? 


Oder sind Sie auf zufällige Besprechungen, gelegentliche Be- 
suche beim Buchhändler oder gar auf mündliche Empfehlungen 
angewiesen? 


Wir schlagen Ihnen vor: Übertragen Sie Ihre Beratung bei den 
Buchanschaffungen einem Fachmann. 


Wir, die Deutsche Buchvertriebs-Gesellschaft mbH, haben eine 
seit Jahren erprobte Spezialabteilung für politische Literatur. 


In ihr gewinnen wir den Überblick über die Neuerscheinungen 
der ganzen Welt, den wir unseren Kunden kostenlos in einer 
Bibliographie „Das Politische Buch“ bieten. 


Haben Sie sich auf die Bearbeitung eines bestimmten Themas 
oder eines Sondergebietes spezialisiert, so geben wir Ihnen so- 
fort Nachricht, wenn ein für Sie wichtiges Werk irgendwo in der 
Welt erscheint. 


Daß wir Ihnen die übrigen Hilfsmittel einer modernen Buchhand- 
lung: Ansichisdienst, Monatskonto und Ratendienst bieten, ist 
selbstverständlich, ebenso wie wir Ihren Bedarf an Unterhaltungs- 
und Geschenkbüchern sowie Ihre Zeitschriften schnell und zuver- 
lässig liefern. Dabei arbeiten wir ohne Porto- und Verpackungs- 
aufschläge! Ins Ausland berechnen wir nur das halbe Auslands- 


porto. 


Bitte schreiben Sie uns unter Bezugnahme auf diese Anzeige, 
damit wir Ihnen unsere Interessen-Karte zusenden, die die Grund- 
lage unserer Beratung bildet. 


DEUTSCHE BUCHVERTRIEBS-GESELLSCHAFT MBH 


ABTEILUNG „DAS POLITISCHE BUCH’ 
BERLIN-SCHMARGENDORF - POSTFACH 


